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A. Allgemeines

1. Die Rechtspflegeordnung
1.1
Die Rechtspflegeordnung beinhaltet:


a/
alle gesetzlichen Bestimmungen, für deren Anwendung grundsätzlich die Gerichtsbehörden zuständig sind : die sachliche Rechtspflegeordnung;


b/
alle gesetzlichen Bestimmungen über die Gerichts- und Verfahrensorganisation: die formelle Rechtspflegeordnung.


Bis zur « Justizreform 2000 »


a/
Für die Gesetzgebung des Zivil- und Strafrechts (materielle Rechtspflegeordnung) sowie für die Organisation des Bundesgerichts (Art. 188 BV) ist der Bund zuständig
 (Art. 122 Abs 1, 123 Abs. 1 BV).

b/
für die Gerichtsorganisation, das Verfahren und die Gerichtsverwaltung (formelle Rechtspflegeordnung) sind die Kantone zuständig (Art. 122 Abs. 3, 123 Abs. 3 BV).

Am 12. März 2000 hat das Volk und die Kantone mit einem grossen Mehr den Bundesratsbeschluss über die Justizreform vom 8. Oktober 1999
 gutgeheissen. Die « Justizreform 2000 » verfolgt mehrere Zielsetzungen
, insbesondere:


a/
die Überlastung des Bundesgerichts zu vermindern;


b/
den Bundesrat von seinen gerichtlichen Kompetenzen zu entlasten;


c/
die Vereinheitlichung des Zivil- und des Strafverfahrens zu ermöglichen (formelle Rechtspflegeordnung);

d/
dem Einzelnen die Rechtsweggarantie zu gewährleisten, und zwar auch in den Fällen, wo heute die Verwaltungsbehörde als letzte Instanz gilt.

1.2
Die kantonale Rechtspflegeordnung sieht fünf Hauptkapitel vor :

a/
Die Einführungsgesetze über das Zivilrecht, das Strafrecht sowie über die Schuldbetreibung und den Konkurs;

b/
Die Gesetze über das Zivilverfahren, das Strafverfahren und das Verwaltungsverfahren;

c/
das Gesetz über die Gerichtsbehörden;

d/
Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden

e/
Gesetz über den gerichtlichen und administrativen Rechtsbeistand.

In den letzten 25 Jahren wurde die kantonale Rechtspflegeordnung mehrmals aufgrund auferlegter Reformen des Bundesrechts oder der Rechtsprechung, sei es des Bundesgerichts oder der EMRK
 revidiert.

Als erstes Glied der „Justizreform 2000“ hat das Abänderungsgesetz vom 9. November 2006 über die Rechtspflegeordnung
 :


a/
die Ressourcen der gerichtlichen Gewalt optimiert, indem es das Prinzip der Juristeneinheit für die erstinstanzlichen Gerichte und der Staatsanwaltschaft eingeführt hat und indem es das System der Gerichtsbarkeit des Einzelrichters als Rekursinstanz oder einzige kantonale Instanz entwickelt hat;

b/
das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege abgeändert, um die von Art. 29a BV vorgesehene Rechtsweggarantie und die öffentlichrechtliche Gerichtskontrolle (Art. 130 Abs. 3 des Bundesgesetzes über das Bundesgericht – BGG) zu gewährleisten.
2. Die Organisation des Gesetzesentwurfs

2.1
Mit dem Ziel, das Zivilverfahren und das Strafverfahren zu vereinheitlichen, hat der Bundesrat dem eidgenössischen Parlament folgende Entwürfe vorgeschlagen:


a/
einen Entwurf zur Strafprozessordnung
 (E.SPO) (angenommen durch die Bundesversammlung am 5. 

Oktober 2007 – SPO);


b/
einen Entwurf zur Zivilprozessordnung
 (E.ZPO)


Die Kantone müssen die notwendigen Ausführungsbestimmungen erlassen (Art. 46 BV).


Für den Entwurf zum Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung (E.EGSPO) hat der Staatsrat Prof. André Kuhn, Professor für Strafrecht an den Universitäten von Lausanne und Neuchâtel, als Experte beigezogen. Für den Entwurf zum Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung (E.EGZPO) beauftragte der Staatsrat den Rechtsanwalt Michel Ducrot von Martinach als Experte.

Gemäss dem Parlamentskalender des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements werden die SPO und die ZPO am 1. Januar 2010 in Kraft treten.
2.2
In der etappenweise vorgenommenen Reform des Schweizerischen Zivilgesetzbuches hat der Bundesrat eine Revision des Vormundschaftsrechts unternommen. Dieses hatte seit seiner Inkraftsetzung von 1912 mit Ausnahme des fürsorgerischen Freiheitsentzuges keine bedeutenden Änderungen erfahren. Der Bundesrat hat dem eidgenössischen Parlament einen Gesetzesentwurf zum Kindes- und Erwachsenenschutz
 unterbreitet.

Die dementsprechende Änderung des Walliser Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EGZGB/VS) wurde dem Experten Prof. Martin Stettler, ehemaliger Professor für Zivilrecht an der Universität Genf und Experte des Bundesrats für die Revision des Vormundschaftsrechts, anvertraut.

Das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement sieht vor, das neue Gesetz zum Kindes- und Erwachsenenschutz am 1. Januar 2010 in Kraft treten zu lassen.
2.3
Die SPO, der E.ZPO sowie das neue Kindes- und Erwachsenenschutzgesetz benötigen ausser den kantonalen Ausführungsbestimmungen verschiedene Änderungen im kantonalen Recht.


Grundsätzlich werden diese Änderungen durch die Einführungsgesetze eingeführt (Kap. II jedes Einführungsgesetzes). Jede der drei oben erwähnten eidgenössischen Reformen haben aber direkte und sofortige Auswirkungen auf die kantonale Gerichtsorganisation, den rechtlichen Beistand und die Kosten und Entschädigungen. Aus diesem Grund und um die Lesbarkeit der betroffenen kantonalen Gesetze zu gewährleisten, behandelt der Entwurf folgende Gesetze im Einzelnen:

· das Gesetz über die Gerichtsbehörden;

· das Gesetz über den gerichtlichen Rechtsbeistand;

· das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden.


Diese direkten Auswirkungen für die Kantone auf die Gerichtsorganisation, den gerichtlichen Rechtsbeistand und die Kosten und Entschädigungen gerechtfertigen den Entscheid des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, die SPO, das E.ZPO und das neue Kindes- und Erwachsenenschutzgesetz zum selben Zeitpunkt in Kraft zu setzen.

2.4
Die Auswirkungen der eidgenössischen Reformen auf die kantonale Gerichtsorganisation haben einen Preis.


Die notwendigen juristischen Einheiten für die Anzahl der erstinstanzlichen Richter und die Gerichtsschreiber des Kantonsgerichts werden auf Vorschlag des Kantonsgerichts vom Grossen Rat festgelegt (Art. 13ter des Gesetzes über die Gerichtsbehörden – GGB). Die juristischen Einheiten der Staatsanwaltschaft werden auf Vorschlag des Generalstaatsanwalts vom Grossen Rat festgelegt (Art. 15 Abs. 3 GGB).

Ausserdem verfügen das Kantonsgericht sowie die Staatsanwaltschaft über ein Budget für ihre Betriebskosten, insbesondere die Kosten für Räumlichkeiten und für das Informatiksystem.


Aus diesen Gründen wurden die finanziellen Auswirkungen der SPO, des E.ZPO und des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzgesetzes vom Kantonsgericht in Zusammenarbeit mit dem Generalstaatsanwalt ausgewertet. Die Berichte des Kantonsgerichts und des Generalstaatsanwalts sind beigelegt. 
2.5
Die Entwürfe berücksichtigen den Arbeitsstand der eidgenössischen Kammern bis zum 1. September 2007, mit 
Ausnahme der SPO (vgl. Ziff. 2.1).


Die Texte der Änderungen der Bundesrechtspflege können über folgende Adressen eingesehen werden:


SPO : www.parlament.ch/d/se-schlussabstimmung-05-092-1.pdf;

E.ZPo : http://www.admin.ch/ch/d/ff/2006/7413.pdf;

Gesetz zum Kindes- und Erwachsenenschutz (Änderung ZGB) : http://www.admin.ch/ch/d/ff/2006/7139.pdf.
B. 
Gesetz betreffend die organisation der justiz und der staatsanwaltschaft (Rechtspflegeorganisationsgesetz – ROG) - Kommentar

-
Artikel 1 - Zweck


Die Zweckbestimmung schliesst eine Lücke des geltenden Gesetzes über die Gerichtsbehörden (GGB). 


Buchstabe a verweist auf die Kapitel 2 bis 7; Buchstabe b auf die Kapitel 7 und 8; Buchstabe c auf Kapitel 9.

-
Artikel 2 – Zuständigkeiten der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft


Das GGB setzt die Zweckbestimmung von Artikel 1 um. Im Gegensatz dazu sind die Zuständigkeiten der Gerichtsbehörden in der kantonal- und bundesrechtlichen Spezialgesetzgebung geregelt.

-
Artikel 3 – Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden


Diese Bestimmung übernimmt den Grundsatz von Artikel 1 Absatz 2, 2 Absatz 3 und 3bis Absatz 2 GGB.

-
Artikel 4 bis 7


Die Artikel 4 bis 7 übernehmen die Grundsätze der Artikel 4 bis 7 GGB.

-
Artikel 8 - Kantonsgericht


Artikel 8 des Entwurfs übernimmt die Grundsätze von Artikel 13 Absatz 1 bis 4 GGB.

-
Artikel 9 – Organisation der erstinstanzlichen Zivilgerichtsbarkeit - Grundsatz


In den Buchstaben d bis g vervollständigt Artikel 9 die Liste der Behörden der Zivilgerichtsbarkeit. Diese werden nachfolgend in den Artikel 10 bis 16 besprochen.


Das zweistufige kantonale Zivilverfahren hat die ausserparlamentarische Kommission
 zur Studie von sechs Varianten veranlasst. Die Kommission hat die verschiedenen Varianten unter Berücksichtigung der verschiedenen Interessenlagen untersucht. Insbesondere wurden den Bedürfnissen der Rechtsuchenden, den Verpflichtungen des Anwalts und des Richters, der Verfahrensdauer, der einheitlichen Rechtsprechung, der Qualität der Justizverwaltung, den Anforderungen der Regionen, den finanziellen Auswirkungen und den Vollzugsfristen Rechnung getragen. 


Variante I : Die Kreisgerichte


Diese Variante bestand grundsätzlich bereits in der Justiz-Analyse 2000, mit dem Ziel, vorher behandelt zu werden.


Art. X

Zivilgerichtsbarkeit erster Instanz

1 In jedem verfassungsmässigen Kreis wird ein Kreisgericht errichtet, welches aus Bezirkrichtern besteht und erstinstanzlich über streitige und nicht streitige Zivilsachen befindet.

2 Jeder Bezirksrichter entscheidet als Einzelrichter am Sitz des Kreises, in der Regel nach dem Prinzip der Spezialisierung. Die interne Organisation der Kreisgerichte wird vom Kantonsgericht durch ein Reglement festgelegt.
3 Die Zuständigkeit des Gemeinderichters in streitigen und nicht streitigen Zivilsachen bleibt vorbehalten.

Variante II : Bezirksgerichte


Diese Variante entspricht am ehesten dem Status quo.

Art. X

Bezirksrichter



1 Die Ehescheidungs- und Trennungsklagen unterliegen einem vorgängigen Vermittlungsverfahren vor dem Bezirksrichter.



2 Der Bezirksrichter ist mit der Instruktion von Zivilrechtsstreitigkeiten betraut, die weder in der Zuständigkeit des Gemeinderichters, noch jener des Kantonsgerichts als einziger Instanz liegen.



3 In den Fällen von Absatz 2 entscheidet der Bezirksrichter endgültig alle Zwischenfragen, die sich im Laufe der Instruktion ergeben, und entscheidet erstinstanzlich in der Sache selber.


4 Er entscheidet als letzte kantonale Instanz über Nichtigkeitsklagen gegen Urteile der Gemeinderichter.


5 Er ist Aufsichtsbehörde über die Gemeinderichter.


6 Er hat die Befugnisse, welche ihm das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs gewährt und entscheidet über die Fälle, die ihm durch das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch zugewiesen sind.


Variante III : Die Spezialisierung der Bezirksgerichte in jedem Kreis


Die Spezialisierung der erstinstanzlichen Gerichte entspricht dem Organisationsmodell der Zivilabteilungen des Bundesgerichts.


Art. X

Zivilgerichtsbarkeit erster Instanz

1 Vorbehältlich der Zuständigkeit des Gemeinderichters in vermögensrechtlichen Streitigkeiten, werden alle privat- und versicherungsrechtlichen Streitigkeiten erstinstanzlich in jedem Kreis von spezialisierten Gerichten instruiert und entschieden:

a)
das Bezirksgericht I befindet über Klagen des Zivilgesetzbuches;

b)
das Bezirksgicht II befindet über Klagen des Obligationenrechts;

c)
das Bezirksgericht III befindet über andere auf Bundes- oder kantonalem Privatrecht beruhende Klagen sowie über Klagen des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts.

2 Beschlägt ein Geschäft Materien, die in den Zuständigkeitsbereich verschiedener Bezirksgerichte fallen, so ist für die Zuteilung die Rechtsfrage massgebend, auf der das Schwergewicht der Entscheidung liegt. 
Die Präsidenten der jeweiligen Bezirksgerichte einigen sich in diesen Fällen über die Geschäftsverteilung. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Präsident des Kantonsgerichts.

3 Das Kantonsgericht:

a)
teilt entsprechend der Geschäftslast jedem Bezirksgericht eine Anzahl Richter zu;

b)
kann, vorübergehend, in Abweichung von Absatz 1 gewisse Geschäfte zuteilen, um eine gleichmässigere Geschäftsverteilung sicher zu stellen.

4Im Kreis Oberwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Brig, das Bezirksgericht II in Visp und das Bezirksgericht III in Leuk.

Im Kreis Unterwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Martinach, das Bezirksgericht II in Monthey und das Bezirksgericht III in Sembrancher.

Im Kreis Zentralwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Siders, das Bezirksgericht II und III in Sitten.


Variante IV : Die Spezialisierung der Bezirksrichter in jedem Kreis


Die Spezialisierung der Bezirksrichter entspricht grundsätzlich jener der Bezirkgerichte, nur dass sich hier die Richter der drei Bezirkgerichte des jeweiligen Kreises deplatzieren, während in der hievor genannten Variante die Deplatzierung den Parteien obliegt.


Art. X

Zivilgerichtsbarkeit erster Instanz

1 Vorbehältlich der Zuständigkeit des Gemeinderichters in vermögensrechtlichen Streitigkeiten, werden alle privat- und versicherungsrechtlichen Streitigkeiten erstinstanzlich in jedem Kreis von spezialisierten Richter am jeweils zuständigen Bezirksgericht instruiert und entschieden.

2 Beschlägt ein Geschäft Materien, die in den Zuständigkeitsbereich verschiedener spezialisierter Richter fallen, so ist für die Zuteilung die Rechtsfrage massgebend, auf der das Schwergewicht der Entscheidung liegt.

Die Präsidenten der spezialisierten Abteilungen des jeweiligen Kreises einigen sich in diesen Fällen über die Geschäftsverteilung. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Präsident des Kantonsgerichts.
3 Das Kantonsgericht:

a)
teilt jeder spezialisierten Abteilung des Kreises entsprechend der Geschäftslast eine Anzahl Richter zu;
b)
kann, vorübergehend, einen oder mehrere Richter einer anderen Abteilung zuteilen, um eine gleichmässigere Geschäftsverteilung sicher zu stellen;

c)
legt im übrigen die interne Organisation der Zivilgerichtsbarkeit erster Instanz durch ein Reglement fest.


Variante V : Grundkompetenz und Spezialisierung

Diese Variante kommt einer Zwischenlösung zwischen der generellen Zuständigkeit (Variante II) und der Spezialisierung (Varianten II und IV) gleich.

Art. X

Bezirksrichter

1 Die Ehescheidungs- und Trennungsklagen unterliegen einem vorgängigen Vermittlungsverfahren vor dem Bezirksrichter.

2 Der Bezirksrichter ist mit der Instruktion von Zivilrechtsstreitigkeiten betraut, die weder in der Zuständigkeit des Gemeinderichters, noch jener des Kantonsgerichts als einziger Instanz liegen. Die Zuständigkeit der spezialisierten Gerichte gemäss Artikel Y bleibt ebenfalls vorbehalten.

3 In den Fällen von Absatz 2 entscheidet der Bezirksrichter endgültig alle Zwischenfragen, die sich im Laufe der Instruktion ergeben, und entscheidet erstinstanzlich in der Sache selber.

4 Er entscheidet als letzte kantonale Instanz über Nichtigkeitsklagen gegen Urteile der Gemeinderichter.
5 Er ist Aufsichtsbehörde über die Gemeinderichter.

6 Er hat vorbehältlich Artikel Y die Befugnisse, welche ihm das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs gewährt und entscheidet über die Fälle, die ihm durch das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch zugewiesen sind.

Art. Y

Spezialisierte Bezirksgerichte

1 In jedem Kreis entscheidet:

a)
das Bezirksgericht I über Klagen des Mietrechts sowie des Rechts der Handelsgesellschaften und Genossenschaften;

b)
das Bezirksgericht II über Verantwortlichkeitsklagen, die nicht auf Zivil- und Obligationenrecht beruhen;

c)
das Bezirksgericht III über betreibungsrechtliche Klagen.

2 Beschlägt ein Geschäft Materien, die in den ordentlichen und spezialisierten Zuständigkeitsbereich der Bezirksrichter fallen, so ist für die Zuteilung die Rechtsfrage massgebend, auf der das Schwergewicht der Entscheidung liegt.

Die Präsidenten der jeweiligen Bezirksgerichte einigen sich in diesen Fällen über die Geschäftsverteilung. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Präsident des Kantonsgerichts.

3 Im Kreis Oberwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Brig, das Bezirksgericht II in Visp und das Bezirksgericht III in Leuk.

Im Kreis Zentralwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Siders, die Bezirksgerichte II und III in Sitten.

Im Kreis Unterwallis hat das Bezirksgericht I seinen Sitz in Martinach, das Bezirksgericht II in Monthey und das Bezirksgericht III in Sembrancher.

Variante VI : Das Obergericht

Diese Variante beinhaltet zwei Gerichtsbehörden erster Instanz und zwei Beschwerdeinstanzen.

Art. X

1 Die Bezirksrichter instruieren und entscheiden jene Fälle, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen.


2 Das Kantonsgericht:

a)
instruiert und entscheidet die nicht in den Zuständigkeitsbereich des Bezirksrichters fallenden Fälle;

b)
entscheidet über Beschwerden gegen erstinstanzliche Urteile des Bezirksrichters.

3 Das Obergericht entscheidet über Beschwerden gegen erstinstanzliche Urteile des Kantonsgerichts.


Am Ende des im Jahre 2003 unternommenen Konsultationsverfahrens wurde der Status quo der Zivilgerichtsorganisation vom Volk gutgeheissen: allgemeine Zuständigkeit des Bezirksrichters in erster Instanz (vorbehältlich jener Streitigkeiten, für die eine einzige kantonale Instanz vorgeschrieben ist) und Rechtsmittelverfahren an das Kantonsgericht. Die Teilnehmer des Konsultationsverfahrens haben sich den Erwägungen der ausserparlamentarischen Kommission angeschlossen:


a/
Die Varianten I (Kreisgerichte), III (Spezialisierung der Bezirksgerichte), IV (Spezialisierung der Richter) und V (Grundkompetenz und Spezialisierung) begünstigen jeweils die Spezialisierung, die darauf abzielt, die Kenntnisse in Spezialgebieten zu verbessern und die Geschäftserledigung zu beschleunigen.



Gemäss Statistik betreffen ungefähr 42% der Fälle erstinstanzlicher Gerichte Scheidungen, 9% Werkvertrag, 9% Sachenrecht und 7% Kauf, Tausch und Schenkung. Die restlichen 33% betreffen verschiedene Geschäfte, die entweder auf anderem Privat- oder dem Schuldbetreibungs- und Konkursrecht beruhen. 



Aufgrund dieser Werte erscheinen die Möglichkeiten der Spezialisierung, abgesehen von einem Gericht für Familienrecht pro Kreis, als sehr gering. 



Im Übrigen fehlt es wohl an der kritischen Grösse, welche eine Spezialisierung erlaubte, und die Einführung eines Gerichtes für Familienrecht würde zu praktischen Problemen führen, zumal sich nur wenige Richter auf diesen Rechtsbereich beschränken möchten. 



Die via eine Vereinigung der Bezirksgerichte zu einem Kreisgericht erfolgte Spezialisierung garantiert allein noch nicht eine Effizienzsteigerung. In einem kleinen Team sieht sich jedes Mitglied direkt für den guten Geschäftsgang des Gerichts verantwortlich und identifiziert sich mit diesem; diese Organisationsform hat sich bewährt und motiviert das Personal. Darüber hinaus führte eine solche Spezialisierung durch den Zusammenschluss von Bezirksgerichten zu einem Kreisgericht dazu, dass der Doyen des Kreisgerichts mit ähnlichen Aufgaben wie der kantonale Untersuchungsrichter ausgestattet werden müsste, der bereits selber mindestens 50% seiner Zeit für administrative Tätigkeiten aufbringen muss. Schliesslich hat die Spezialisierung nicht nur Vorteile, vor allem wenn man bedenkt, dass damit die breit gefächerten Kenntnisse der Richterschaft verloren gingen. Deshalb ist auf eine gesetzessystematische Spezialisierung der Richter zu verzichten.

b/
Der Verzicht auf die Variante I rechtfertigt sich daneben auch aus Spargründen. Die Errichtung von Kreisgerichten würde den Bau von drei „Justizpalästen“ notwendig machen, welche ca. 15 Richter und Gerichtsschreiber sowie mehrere Praktikanten, Kanzleipersonal und Weibel beherbergen sowie mit Gerichts- und Wartesälen, einer Bibliothek, Archivräumen und Parkplatzmöglichkeiten ausgestattet sein müssten.

c/
Die Variante VI (Obergericht) wird abgelehnt. 
Dies hauptsächlich, weil zwei Behörden als letzte kantonale Instanzen entscheiden würden – mit dem Risiko widersprüchlicher Rechtsprechung. Darüber hinaus führte diese Lösung zu einer Herabsetzung der Verantwortlichkeit des Kantonsgerichts bezüglich seiner Rechtsprechung in dem Masse, wie seine Entscheide ans Obergericht weiter gezogen werden können. Daneben hätte dieses System Veränderungen in der Arbeitsmethode zur Folge, weil, vereinfacht ausgedrückt, die Bezirksrichter „vor Ort“ instruieren, währenddem die Kantonsrichter eher als „Dossierrichter“ amten. Schliesslich hätte die geringe Zahl der Beschwerden ans Obergericht zur Folge, dass die Oberrichter nicht vollzeitlich amten könnten, was in organisatorischer Hinsicht und punkto Unabhängigkeit zu weiteren Problemen führen würde.

d/
Die Kommission entscheidet sich deshalb für die Variante II: Zuständigkeit der Bezirksgerichte in erster Instanz, unabhängig einer (unter oder oberen) Streitwertgrenze und vorbehältlich jener Streitigkeiten, für welche das Bundesrecht eine einzige kantonale Instanz vorschreibt.


Die Kommission verzichtet daneben auf die Zwischenlösung mit Kreisgerichten. Die Organisation der erstinstanzlichen Zivilgerichtsbarkeit in drei Kreisen mit einem vorgegebenen Sitz, ergänzt in Gerichtssälen an anderer Orten (den bestehenden Bezirksgerichten) durchgeführte Amtshandlungen, stellt unter Umständen einen Verstoss gegen das Bundesgesetz über den Gerichtsstand in Zivilsachen dar. Diese Lösung erscheint als juristisches Flickwerk und besticht nicht durch Klarheit (das Kreisgericht I Oberwallis mit Sitz in Brig hält seine Sitzungen in der Regel in Visp oder Leuk). Damit wird der Verwirrung Vorschub geleistet, was bei den Rechtssuchenden zu Unbehagen führen würde. 

-
Artikel 10 - Arbeitsgericht


Der Kanton Wallis kennt, wie viele andere Kantone, bezüglich der arbeitsvertragsrechtlichen Streitigkeiten eine paritätische Spezialgerichtsbarkeit, wenn der Streitwert unterhalb einer gewissen Grenze liegt (vgl. Art. 29 Abs. 1 des kantonalen Arbeitsgesetzes – kArG – welches diesen Streitwertgrenze mit Fr. 30'000.-- angibt). Es gilt hervorzuheben, dass das Bundesrecht eine derartige Gerichtsbarkeit nicht vorschreibt. Das derzeitige Recht – wie der E.ZPO – sieht nur ein vereinfachtes Verfahren vor, wenn der Streitwert unterhalb von Fr. 30'000.-- liegt (Art. 343 Abs. 1 OR, 239 Abs. 1 E.ZPO welche allerdings eine grössere Tragweite aufweisen, da sie alle geldwerten Streitigkeiten erfassen, deren Streitwert Fr. 30'000.-- nicht übersteigen).


Gemäss Praxis und aktuellem kantonalen Recht bewältigt ein Beamter einer Dienststelle, der im Allgemeinen nicht über eine juristische Ausbildung verfügt, den grössten Teil der diese Instanz voraussetzenden Handlungen. Dieser Beamte ist es, der sich mit der Schlichtung und der Instruktion der Angelegenheit befasst (Art. 30 Abs. 5, 31d kArG). Ausserdem setzt sich das Arbeitsgericht, welches nach Überweisung über die nicht erledigten Fälle zu befinden hat, aus nicht ständigen Richtern zusammen. Der Präsident ist ein Jurist. Die Richter führen ihre Tätigkeit nebenamtlich aus.


Die ZPO lässt es nicht mehr zu, dass die Verfahrensleitung an eine Person, welche nicht Mitglied des Gerichts ist, delegiert wird. Dies gilt insbesondere was den Vermittlungsversuch und die Instruktion betrifft (Art. 122 Abs. 2 und 152 Abs. 1 E.ZPO). Mit anderen Worten hat die Praxis, wonach ein Beamter einer Dienststelle, der den grössten Teil der in diesem Bereich anfallenden gerichtlichen Arbeit bewältigt, ausgedient. Überdies ist es nicht einsichtig, dass sich nichtständige Richter mit dem Verfahrensverlauf beschäftigen, da dieser einer täglichen Führung bedarf.


In Übereinstimmung mit dem E.ZPO stehen somit zwei Möglichkeiten offen:


-
entweder wird das Arbeitsgericht in der heutigen Form aufgehoben und diese Streitigkeiten dem Bezirksrichter zugewiesen; in diesem Fall kann die Zuständigkeit für die Schlichtung weiterhin bei der Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Arbeitsverhältnisse bleiben, wie auch für die Rechtsberatung (Art. 198 Abs. 2 E.PZO) (folglich mit einer Änderung des kArG).

-
oder das Arbeitsgericht wird in „professioneller Form“ insoweit weitergeführt, als dass es von einem Magistraten präsidiert wird, dessen Statut einem Bezirksrichter gleichkommt.


Der Entwurf greift die zweite Möglichkeit auf. Dieser sieht die Beibehaltung der paritätischen Spezialgerichtsbarkeit vor, welche in unserem Brauchtum fest verankert ist. Jedoch obliegen die erweiterten Zuständigkeiten dem Präsidenten im Sinne eines Einzelrichters, was zur raschen Erledigung der Verfahren beiträgt. Die Möglichkeit der Profesionalisierung des Arbeitsgerichts kann mit einer Variante für die Schlichtung (Art. 194 ff. E.ZPO) und für die Rechtsberatung (Art. 198 Abs. 2 E.ZPO) eingerichtet werden. Diese Tätigkeiten können nicht nur dem Präsidenten eines Gerichts, sondern auch einem spezialisierten Mitarbeiter anvertraut werden. Der Artikel 33 E.GGB muss somit durch einen neuen Absatz 3, welcher die Einstellung eines spezialisierten Mitarbeiters bei den Gerichten regelt, ergänzt werden. 

Aus Gründen der Zuständigkeit und weil das Arbeitsgericht von einem hauptberuflichen Magistraten präsidiert wird, ist das Arbeitsgericht ohne Einschränkung einer Streitwertgrenze für Streitigkeiten nach dem Genfer Model zuständig. Artikel 29 kArG ist entsprechend zu ändern (E.EGZPO, 2. Teil, Ziff. 14 und diesbezüglichen Bemerkungen zum E.EGZPO). Somit werden die ordentlichen Gerichte (Bezirksrichter und Kantonsgericht) nicht mehr, wie bis anhin, erstinstanzlich über Streitigkeiten, die über einem Streitwert von 30'000 Franken liegen, entscheiden.


Schliesslich bestätigt der Entwurf in Abänderung des aktuellen Rechts, aber in Übereinstimmung mit der Ernennung der Bezirksrichter, dass sich das Kantonsgericht für die Ernennung und somit auch für die Aufsicht dieser Gerichtsbarkeit verantwortlich zeigt. Der Entwurf sieht die Gesamtheit der Magistraten der ersten Instanz in einem zusammenhängenden System vor.

-
Artikel 11 und 13 – Kantonale Schlichtungsbehörden


Der E.ZPO sieht betreffend das Schlichtungswesen zwei Spezialgerichtsbarkeiten vor. Diejenige in Mietsachen und jene im Bereich der Streitigkeiten des Gleichstellungsgesetzes. Diese Behörden müssen paritätisch eingerichtet sein (Art. 197 Abs. 1 und 2).


Der Artikel 197 Absatz 1 E.PZO (paritätische Schlichtungsbehörde im Miet- und Pachtrecht) fügt in der Prozessordnung eine Regel über die Gerichtsorganisation ein. Nach dem Beispiel des Artikels 122 Absatz 2 E.PZO schliesst der Artikel 197 Absatz 1 E.PZO jegliche Delegation einer der paritätischen Schlichtungsbehörde anvertraute Aufgabe an eine Person aus, welche nicht Mitglied dieser Behörde ist. Der Artikel 197 Absatz 1 E.PZO gewährt den Kantonen nicht den Handlungsspielraum, über den sie nach dem Wortlaut des Artikels 274a OR verfügt haben. Der Artikel 197 Absatz 1 E.PZO verlangt somit, dass die Artikel 83 und 84 EGZGB/VS, welche die Organisation und die Aufgaben der Schlichtungsbehörde im Miet- und Pachtrecht regeln, abgeändert werden. Der Entwurf verzichtet hingegen darauf, weil er die Möglichkeit eines erstinstanzlichen sozialen Zivilgerichts für die Streitfälle im Miet- und Pachtrecht vorsieht (Art. 14 E.GGB). 

Für die Kantonale Schlichtungsbehörde für Mietsachen, und entgegen dem geltenden Recht, sieht der vorliegende Entwurf vor, dass sich diese aus drei Mitgliedern zusammensetzt. Dies entspricht übrigens der Zusammensetzung der Höfe und Abteilungen des Kantonsgerichts. Es gibt keinen Grund, von dieser Regel abzuweichen. Dies erlaubt im Übrigen mehreren Kommissionen „gleichzeitig“ zu funktionieren, was eine Beschleunigung der Verfahrenserledigung mit sich bringt. Für die Schlichtungsbehörde im Bereich des Gleichstellungsgesetzes müssen die verschiedenen paritätisch vertretenen Stufen, welche in Artikel 197 Absatz 2 E.ZPO genannt sind, beachtet werden (gleichwertige Vertretung der Sozialpartner beider Geschlechter) und somit die Mitgliederzahl angehoben werden (sieben Mitglieder).


Die Zuständigkeiten der Schlichtungsbehörden sind in den Artikeln 6 und 8 E.EGZPO geregelt.

-
Artikel 12 - Mietgericht


Der Entwurf sieht eine paritätische Gerichtsbarkeit vor, wie sie im aktuellen Recht nicht besteht: das Mietgericht. Eine derartige Gerichtsbarkeit ist in den kantonalen Gesetzgebungen vorgesehen (z.B. Zürich, Freiburg, Waadt, Genf). Sie ist jedoch bundesrechtlich nicht vorgeschrieben. Dieses Gericht wird Streitigkeiten bezüglich der Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen sowie solche über die landwirtschaftliche Pacht, ungeachtet des Streitwertes, beurteilen. Folglich werden die Bezirksrichter, die bis anhin über diese Streitigkeiten erstinstanzlich zu entscheiden hatten, entlastet. ​

-
Artikel 14 – Interne Organisation des Arbeitsgerichts, des Mietgerichts und der kantonalen Schlichtungskommissionen (erstinstanzliches soziales Zivilgericht)

Der Entwurf hält fest, dass die Präsidenten der beiden Schlichtungskommissionen den Magistraten entsprechen, die das Arbeitsgericht und das Mietgericht präsidieren. Diese Lösung zielt in Richtung Professionalisierung und Spezialisierung der Rechtspflege und räumt die Bedenken der Wirksamkeit in diesem Bereich aus. Es sei daran erinnert, dass das Arbeitsgericht zivile Angelegenheiten betreffend das Bundesgesetz über die Gleichstellung immer dann beurteilt (Art. 29 litera b E.kArG – 2. Teil, Ziff. 14 E.EGZPO), wenn die Sache nicht der Zuständigkeit der Schlichtungskommission obliegt (Art. 7 E.EGZPO).


Diese Lösung weist zwei Vorteile auf: einerseits die Bezirksrichter zu entlasten; andererseits keinen Einsatz von neuen Finanzmitteln zu fordern. Zur Hauptsache geht es darum, die bereits Bestehenden in zwei Dienststellen der Verwaltung im Rechtsbereich zu überführen (Dienststelle für Industrie, Handel und Arbeit; Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Arbeitsverhältnisse). Diese Konzentration der Mittel wird im Übrigen erlauben, eine grössere Leistungsfähigkeit zu garantieren. 

Es ist noch hervorzuheben, dass die Vereinigung von Richtern, welche mehrere Ämter ausüben, in einer einzigen Struktur nicht im Widerspruch zur BV oder der EMRK steht, (vgl. in diesem Sinne die Organisation über die Jugendgerichtsbarkeit im Wallis: BGE 1P.109/2007 vom 20. Juni 2007 Erw.3.1), unter der Bedingung, dass der gleiche Richter nicht nacheinander in der gleichen Sache entscheidet. Der Artikel 7 Absatz 3 E.EGZPO trägt dieser Anforderung Rechnung. Ein Präsident als Richter der Schlichtungskommission in Mietsachen kann unter der Bedingung auch Richter des Mietgerichts sein, wenn er nicht nacheinander in der gleichen Sache interveniert. 


Diese Lösung bringt im „Sozialverfahrensrecht“ und im „sozialen Privatrecht“ einen gerichtlichen Schwerpunkt (erstinstanzliches soziales Zivilgericht). Dies sind Merkmale auf die in der Botschaft des Bundesrates bezüglich der Schweizerischen Zivilprozessordnung mehrmals verwiesen wird. In den letzten sieben Jahren verzeichnete die Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Arbeitsverhältnisse im Durchschnitt 700 Fälle, deren 75% mittels Vergleich, Anerkennung, Klagerückzug oder durch Konkurse erledigt wurden. Die kantonale Schlichtungskommission in Mietsachen verzeichnete etwa 620 Fälle, von denen 62% durch Vergleich erledigt wurden. Im Jahr 2006 haben die Zivilgerichte im Bereich des Mietrechts 147 Fälle verzeichnet. Im Arbeitsrecht mit einem Streitwert von über 30'000 Franken wurden 15 Fälle registriert.
-
Artikel 15 und 16 – Interdisziplinär zusammengesetzte Schutzbehörde

Die Übertragung der Zuständigkeit für die Anwendung des neuen Vormundschaftsrechts bzw. Kindes- und Erwachsenenschutzrechts an eine zivilgerichtliche Behörde bedeutet für die Gerichtsorganisation des Kantons Wallis eine bedeutende Neuerung, auch wenn mehrere Kantone dieses System bereits heute kennen. Es empfiehlt sich deshalb, zunächst die Schutzbehörde und ihren Aufgabenkatalog und anschliessend die möglichen Organisationsvarianten zu erläutern.


a/
Die Schutzbehörde und ihr Auftrag


Nach Artikel 440 E ZGB ist die Schutzbehörde, die an Stelle der Vormundschaftsbehörde tritt, eine interdisziplinär zusammengesetzte Fachbehörde.



Die Schutzbehörde übt ihre Aufgaben gegenüber Erwachsenen und Kindern aus.
Die Interdisziplinarität rechtfertigt sich mit Rücksicht auf die unterschiedlichen konkreten Lebensverhältnisse von Erwachsenen und Kindern, die einer Betreuungsmassnahme bedürfen.


Der Aufgabenkatalog der Schutzbehörde ist im Bundesrecht festgehalten und umfasst ca. 150 Punkte
. Daraus ergeben sich sieben Charakteristika:


1°
Persönliche und/oder vermögensrechtliche Schutzmassnahmen;


2°
Autonome oder ergänzende Interventionen zu denjenigen des Zivilrichters in eherechtlichen Angelegenheiten (Trennung, Scheidung, Eheschutz);


3°
Zuständigkeiten im Bereich des materiellen Rechts (Anordnung von Massnahmen im weiten Sinne) und im Bereich des formellen Rechts (Verfahrensleitung, Offizialmaxime).


4°
Streitige(ausnahmsweise) und nichtstreitige (in der Regel) Massnahmen;


5°
Massnahmen, die bisweilen dringlich angeordnet werden müssen, was einen Bereitschaftsdienst der Behörde erfordert;


6°
Neue Zuständigkeiten, wie:

- 
die eigene Vorsorge (der Vorsorgeauftrag / Patientenverfügung) (Art. 360 bis 373 E ZGB);

- 
Massnahmen von Gesetzes wegen für urteilsunfähige Personen (Vertretung durch den Ehegatten, die eingetragene Partnerin den eingetragenen Partner / Vertretung bei medizinischen Massnahmen / Aufenthalt in Wohn- und Pflegeeinrichtungen) (Art. 374 bis 387 E ZGB); 


7°
Massgeschneiderte Massnahmen, die jeden Schematismus ausschliessen (Art. 390 bis 392; 393 bis 398 E ZGB); 5 Hauptbeistandschaften – 4 Varianten von Verwaltungsbeistandschaften – Möglichkeit 4 der 5 Hauptbeistandschaften miteinander zu kombinieren vor Anordnung der umfassenden Beistandschaft) (Prüfung der Verhältnismässigkeit durch das Bundesgericht).



Der Auftrag der Schutzbehörde muss auch unter einem quantitativen Gesichtspunkt im Lichte der Vormundschaftsstatistik gewürdigt werden:



♦
Vormundschaftliche Massnahmen für Erwachsene und Kinder (Beschlüsse):



- 
2002:

4'275 Beschlüsse
davon 812 neue
und 3'463 bestehende;




- 
2003:

4'432 Beschlüsse
davon 825 neue
und 3’607 bestehende;




- 
2004:

4'507 Beschlüsse
davon 903 neue
und 3'604 bestehende;




- 
2005:

5'153 Beschlüsse
davon 988 neue
und 4'165 bestehende



♦
Verhältniszahl der Bevölkerung, die von einer vormundschaftlichen Massnahme betroffen ist:


- 
2002:

1.52% (Bevölkerung: 281'345);




- 
2003:

1.56% (Bevölkerung: 285'008);




- 
2004;

1.57% (Bevölkerung; 287'976);




- 
2005;

1.77% (Bevölkerung: 291'575).



Das anwendbare Verfahrensrecht vor der Schutzbehörde ist schweizerisches Zivilprozessrecht unter Vorbehalt einiger Spezialbestimmungen im schweizerischen Zivilgesetzbuch einerseits und des kantonalen Rechts andererseits.

b/ 
Die Organisation der Schutzbehörde


Die kantonale Vormundschaftskommission
, zu deren Auftrag u.a. die Umsetzung der Vormundschaftsrechtsrevision im kantonalen Recht gehört, hat drei Organisationsvarianten der Schutzbehörde geprüft. 
aa/ Die Varianten

I
Interkommunale Verwaltungsvariante
1°
Mittels interkommunaler Vereinbarung im Sinne von Artikel 112 des Gemeindegesetzes bilden die Gemeinden Schutzkreise, deren Gerichtsbarkeit mit den neun Kreisen der erstinstanzlichen Zivilgerichtsbarkeit übereinstimmt.

2°
Es gibt in jedem Kreis eine Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (Art. 440 Abs. 1 und 3 E.ZGB), die unter dem Vorsitz eines Juristen und - unter Vorbehalt anders lautender Gesetzesbestimmungen (Art. 440 Abs. 2 E.ZGB); - in Dreierbesetzung tagt. 

3°
Die Vereinbarung, welcher es überdies bedarf und die dem Staatsrat zur Genehmigung unterbreitet wird:




a/
setzt ein ausführendes Organ ein, das für die Ernennung der Mitglieder und Ersatzleute der Behörde, die Bezeichnung eines oder mehrerer Stellvertreter im Falle von Verhinderung oder Ausstand, die Festlegung der Entschädigung der Mitglieder, Ersatzleute und Stellvertreter sowie die Behandlung sämtlicher Fragen im Zusammenhang mit der internen Funktionsweise der Behörde zuständig ist;




b/
bestimmt den Sitz der Behörde und die anwendbaren Grundsätze für die Budgeterstellung, Rechnungsgenehmigung und Betriebskostenübernahme;




c/
regelt die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Behörde unter Vorbehalt der Spezialbestimmungen des eidgenössischen und kantonalen Rechts




d/
genügt den Anforderungen des Gemeindegesetzes, das diese Zusammenarbeitsform regelt.

II
Kantonale Verwaltungsvariante
1°
Die interdisziplinäre Erwachsenen -und Kindesschutzbehörde ist eine kantonale Verwaltungsbehörde, die in neun Territorialkreisen, welche den Kreisen der erstinstanzlichen Zivilgerichtsbarkeit entsprechen, organisiert ist;



    2°
Der Staatsrat ernennt die ständigen Mitglieder. Er ernennt die namentlich in den Bereichen Psychologie, Sozialarbeit, Pädagogik, Medizin oder Rechnungswesen spezialisierten Beisitzer; die Beisitzer können in jeder Schutzbehörde Einsitz nehmen;

3°
Die Schutzbehörde wird von einem Juristen präsidiert; sie tagt – unter Vorbehalt anders lautender Gesetzesbestimmungen – in Dreierbesetzung (Art. 440 E.ZGB);

4°
Der Staatsrat bezeichnet unter den Präsidenten einen Koordinator, dessen Aufgabe namentlich darin besteht, eine einheitliche Praxis der Behörden und die Weiterbildung ihrer Mitglieder zu gewährleisten;

5°
Die Schutzbehörde ist unabhängig im Sinne von Artikel 30 Absatz 1 der Bundesverfassung;

6°
Im Übrigen findet die Gesetzgebung betreffend das Dienstverhältnis der Beamten Anwendung.

III
Kantonale Gerichtsvariante


1°
Die interdisziplinäre Erwachsenen- und Kindesschutzbehörde ist den für die Zivilgerichtsbarkeit zuständigen erstinstanzlichen Gerichten angegliedert und wird von einem erstinstanzlichen Richter präsidiert. Die Kompetenzen des Präsidenten und der aus drei Mitgliedern bestehenden interdisziplinären Behörde werden im Gesetz präzisiert;



2°
Der Grosse Rat beschliesst auf Vorschlag des Kantonsgerichts und einen Bericht des Staatsrates die Anzahl Beisitzer;


3°
Das Kantonsgericht ernennt die namentlich in den Bereichen Psychologie, Sozialarbeit, Pädagogik, Medizin oder Rechnungswesen spezialisierten Beisitzer;



4°

Die Beisitzer können in jeder Schutzbehörde Einsitz nehmen;



5°

Das Gehalt der Beisitzer ist im Gesetz betreffend das Gehalt der Gerichtsbehörden festgelegt. 

bb/ Die Option der kantonalen Vormundschaftskommission

Die Kommission hat die Evaluation der Organisationsvarianten nach fünf Kriterien vorgenommen: 
1° 
Unabhängigkeit der Behörde (Art. 30 BV; Art. 6 EMRK);
2° 
Einheitliche Praxis der Behörde im Kantonsgebiet;

3° 
Beschleunigung der Entscheide über Schutzmassnahmen;

4° 
Bereitschaftsdienst der Schutzbehörde für dringliche Massnahmen;
5°
Kosten.

Die Kommission hat aus folgenden Gründen die Variante I einstimmig verworfen:

1°
Die Variante hat die interkommunale Vormundschaftskammer nach Art. 14 Abs. 2 EGZGB/VS zum Vorbild. Unter Berücksichtigung der Ernennung ihrer Mitglieder ist die Unabhängigkeit der Behörde nicht gewährleistet.

2°
Das Milizsystem der interkommunalen Vormundschaftskammer hat bei der Anwendung des Vormundschaftsrechts zahlreiche Dienste geleistet; es stösst jedoch heute aufgrund der extremen Komplexität von materiellem und formellem Recht an seine Grenzen.

3°
Eine interkommunale Kooperation macht nur Sinn, wenn sie freiwillig erfolgt. Man kann den Gemeinden die Aushandlung einer Zusammenarbeitsvereinbarung nicht obligatorisch vorschreiben, zwingende Vorgaben für einzelne Elemente dieser Zusammenarbeit machen und ihnen gleichzeitig die Kosten für diese obligatorische Zusammenarbeit überbinden. 

4°
Das grosse Einzugsgebiet der Behörde führt zu einer komplexen internen Organisation und dazu, dass eine grosse Zahl von Gemeinden zusammenarbeiten muss.

5°
Der Mangel an einheitlicher Rechtsanwendung.

6°
Die Schwierigkeit, angesichts der Autonomie jeder interkommunalen Behörde, namentlich an Wochenenden  einen Bereitschaftsdienst aufrecht zu erhalten, was speziell im Kindesschutz von grossem Nachteil wäre.



Die Varianten II und III weisen nach Auffassung der Kommission vier gemeinsame Merkmale auf:

1° Gleiche territoriale Organisation wie die erstinstanzliche Zivilgerichtsbarkeit;

2°
Eine interdisziplinär zusammengesetzte Fachbehörde, die vorbehältlich anders lautender gesetzlicher Bestimmungen in Dreierbesetzung tagt;

3°
Eine im Sinne von Art. 30 Abs. 1 BVund Art. 6 Abs. 1 EMRK als unabhängiges Gericht konzipierte Behörde;

4°
Eine Schutzbehörde mit einem hauptamtlichen Präsidenten und Beisitzern im Milizsystem.

Unter dem Gesichtspunkt der Lohnkosten erscheint die Variante II leistungsfähiger, da das Gehalt eines kantonalen Verwaltungsjuristen unter demjenigen eines erstinstanzlichen Richters liegt. 

Unter dem Gesichtspunkt der Infrastruktur erscheint Variante III leistungsfähiger. Die erstinstanzliche Gerichtsbarkeit wird als Folge des schweizerischen Straf- und Zivilprozessverfahrens ausgebaut werden müssen.

Die Unterbringung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird neue und/oder die Zusammenlegung von Räumlichkeiten erfordern. Für die Unterbringung der Schutzbehörde wird ebenfalls ein Bedarf an Räumlichkeiten entstehen. Es erscheint rationeller, im Zuge der Neueinrichtung von Räumlichkeiten der erstinstanzlichen Gerichtsbarkeit auch die Schutzbehörde unterzubringen. Die Frage der Infrastruktur muss ausserdem ganzheitlich angegangen werden: Verhandlungsräume, Bibliotheken, Archive, Informatiksystem, Statistik, Buchhaltung, Weiterbildung, Finanzkontrolle, Aufsicht und Oberaufsicht,… Immer noch unter dem Gesichtspunkt der Infrastruktur führt Variante II zu Doppelspurigkeiten und eröffnet Variante III ein interessantes Einsparungspotential.

Mit Blick auf die Rechtsnatur der Entscheide, die zu treffen sind, bevorzugt die Kommission die Variante III, obwohl das ZGB keine gerichtliche Behörde vorschreibt. Grundsätzlich werden viele Schutzmassnahmen im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens oder in der Folge eines eherechtlichen Gerichtsverfahrens angeordnet. Darüber hinaus sind Schutzmassnahmen oft mit der Beschränkung des Grundrechts der persönlichen Freiheit verbunden. 

Art. 89 EGZGB/VS überträgt dem Bezirksrichter 48 (nicht abschliessend) Zuständigkeiten in nichtstreitigen zivilrechtlichen Angelegenheiten, von denen viele keine vergleichbare Auswirkung auf die persönliche Freiheit des Einzelnen haben. Auf formeller Ebene ist eine gerichtliche Schutzbehörde im Unterschied zu einer Verwaltungsbehörde mit dem schweizerischen Zivilprozessverfahren vertraut. Es ist in diesem Zusammenhang daran zu erinnern, dass die Änderung der Scheidungsfolgen auf einseitiges Begehren sich nach den Bestimmungen des Scheidungsverfahrens richten (Art. 279 Abs. 3 E ZPO), unabhängig davon, welche Behörde grundsätzlich zuständig ist (Zivilrichter oder Schutzbehörde). 

Darüber hinaus stellt die im Entwurf enthaltene Möglichkeit, Entscheidungskompetenzen, die nicht primär eine juristische Würdigung erfordern, an einen Beisitzer zu delegieren, eine den unterschiedlichen Zuständigkeiten der Schutzbehörde angemessene Lösung dar, die zudem den Zivilrichter entlastet. 


Aus diesen Gründen und unter der Voraussetzung, dass der Grosse Rat die erforderlichen Richterstellen bewilligt, empfiehlt die Kommission einstimmig mit einer Enthaltung Variante III.
-
Article 17 – Organisation der erstinstanzlichen Strafgerichtsbarkeit - Grundsatz


Gemäss dem Bericht zu Artikel 2 Absatz 1 GGB figurieren die Untersuchungsrichter und der kantonale Untersuchungsrichter nicht mehr unter den Behörden der Strafrechtspflege (Art. 17). Andererseits wird hier neu das Zwangsmassnahmengericht aufgeführt (Art. 18).

-
Artikel 18 - Zwangsmassnahmengericht

Die Artikel 226, 229, 256, 281 Absatz 4, 284 und 286 StPO bezeichnen die genauen Aufgaben des Zwangsmassnahmengerichts. Es ergibt sich aus den Artikeln 219 StPO (polizeiliche Festnahme von maximum 24 Stunden), 224 Absatz 2 StPO (Untersuchung durch die Staatsanwaltschaft und Beantragung der Anordnung der Untersuchungshaft innert 48 Stunden seit der Festnahme) und Artikel 226 Absatz 1 StPO (Entscheid des Zwangsmassnamengerichts über die Inhaftierung innert 48 Stunden seit der Beantragung durch den Staatsanwalt), dass zwischen der polizeilichen Anhaltung oder der Verhaftung und dem Haftentscheid des Zwangsmassnahmengerichts höchstens 96 Stunden verstreichen dürfen.


Unter dem Blickwinkel dieser Bestimmungen wurden zwei Varianten entwickelt:


1. Variante: erstinstanzlicher Einzelrichter


a/
Wortlaut
1 Das Zwangsmassnahmengericht wird dem erstinstanzlichen Gericht am Sitz jedes Amtes der Staatsanwaltschaft angegliedert.



2 Jeder Bezirksrichter des Kreises kann im Zwangsmassnahmengericht amten. 

3 Das Zwangsmassnahmengericht, das in Form des Einzelrichters entscheidet, kann ständig angerufen werden
; es kann Verhandlungen an ihm geeignet erscheinenden Orten durchführen.


b/
Auswertung


1°
Vorteile :




-
Die Dezentralisierung auf Stufe der erstinstanzlichen Gerichte erleichtert die Bezeichnung der Beschwerdebehörde gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts.




-
Vorbeugung einer Blockierung dieses Gerichts durch eine Verteilung der Arbeitslast.



-
Durch die Angliederung an ein erstinstanzliches Gericht wird die Aufrechterhaltung des ständigen Dienstes erleichtert.



2°
Nachteile:




-
Risiko der uneinheitlichen Rechtsprechung hinsichtlich der Eingriffe auf die verfassungsmässigen Rechte.




-
Der Anschein der Unabhängigkeit des Zwangsmassnahmengerichts ist aufgrund der Nähe zu den Ämtern der Staatsanwaltschaft weniger klar ersichtlich.


2. Variante: Ein Richter des Kantonsgerichts


a/
Wortlaut


1 Das Zwangsmassnahmengericht stellt eine Abteilung des Kantonsgerichtes dar und besteht im Grundsatz aus einem Einzelrichter; der Einzelrichter kann die Sache vor eine Abteilung bestehend aus drei Richtern bringen.



2 Es kann ständig angerufen werden.


b/
Auswertung


1°
Vorteile :




-
Einheitliche Rechtsprechung hinsichtlich der Eingriffe auf die verfassungsmässigen Rechte.




-
Schutz des Unabhängigkeitsanscheins zwischen dem Zwangsmassnahmengericht und den Ämtern der Staatsanwaltschaft.



2°
Nachteile :




-
Schwierigkeiten, ein Rechtsmittel gegen die Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts, welche der Beschwerde unterliegen, einzurichten.




-
Gefahr der Überlastung.




-
Aufrechterhaltung des ständigen Dienstes schwieriger.


Die ausserparlamentarische Kommission
, welche mit der Organisation der Strafverfolgungs- und Strafjustizbehörden beauftragt war empfiehlt einstimmig die Variante 1. Dies im Hinblick auf die Notwendigkeit des Rechtmittelweges an das Kantonsgericht gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts.


Das Zwangsmassnahmengericht ist einerseits für die Eingriffe in die persönliche Freiheit verantwortlich (Untersuchungs- oder Sicherheitshaft – Art. 226, 229 StPO), andererseits für die besondere technischen Untersuchungsmassnahmen, welche einen Eingriff in die Grundrechte darstellen (DNA Proben, Überwachung mit technischen Überwachungsgeräten, Überwachung von Bankbeziehungen, verdeckte Ermittlung – Art. 256, 281 Abs. 4, 284, 286 StPO). Die besonderen Ermittlungsmassnahmen können eine gewisse Spezialisierung erfordern. Diesem Umstand kann das Kantonsgericht (Art. 29 Abs. 2 E.ROG) insofern Rechnung tragen, als dass es das Zwangsmassnahmengericht mit Haftrichtern (Freiheitsrichtern) einerseits und Zwangsmassnahmenrichtern andererseits ausstatten kann. 

-
Artikel 19 bis 21 – Kreisgerichte – Straf- und Massnahmenvollzugrichter - Jugendgericht

Die Artikel 19 bis 21 übernehmen im Grundsatz die Artikel 9, 11bis und 12 GGB.

-
Artikel 22 – Organisation der Rechtspflege im Bereich des Sozialversicherungsrechts


Artikel 22 übernimmt in seinem Grundsatz Artikel 3bis GGB.


Im Bereich des Sozialversicherungsrechts kann das Kantonsgericht in erster Instanz zuständig sein (z.B. Verantwortlichkeitsklage gegen Personen der Verwaltung, der Geschäfts- oder der Kontrollführung einer Vorsorgeeinrichtung – Art. 52 und 73 Abs. 1 lit. C BVG). In diesem Fall genügt Artikel 22 E.GBB vollständig dem bundesrechtlichen Erfordernis, wonach die Kantone unter Vorbehalt gegenteiliger Bestimmungen des Bundesrechts, obere Gerichte als unmittelbare Vorinstanzen des Bundesgerichts einzusetzen haben (Art. 86 Abs. 2 BGG). Artikel 22 Absatz 2 E.ROG wird in seiner Formulierung diesem Erfordernis gerecht. Aufgrund des Fehlens eines dem Kantonsgericht übergeordneten Gerichts stellt die Bezeichnung eines anderen Gerichtshofes die einzige gangbare Lösung dar.

-
Artikel 23 bis 26 – Organisation des Kantonsgerichts

Die Artikel 23 bis 25 übernehmen dem Grundsatz nach den Artikel 13 Absatz 5 bis 10 GGB.

Das ausserordentliche Gericht gemäss Artikel 25 Absatz 2 E.ROG entscheidet erstinstanzlich über den Ausstand aller Mitglieder des Kantonsgerichts. Sein Entscheid unterliegt der selbstständigen und unmittelbaren Beschwerde an das Bundesgericht (Art. 92 BGG). 

Die Regeln über die kantonale gerichtliche Überprüfung der erstinstanzlichen Entscheide finden ihre Anwendung (Art. 75, 80, 86 BGG). Artikel 25 Absatz 3 E.ROG regelt die Beschwerden gegen Ausstandsentscheide des ausserordentlichen Gerichts, wenn dieses in erster Instanz über ein Ausstandsbegehren eines Mitglieds des Kantonsgerichts entschieden hat.

Nebst den Ausstandsfällen regeln die Artikel 92 und 93 BGG noch andere Fälle, in denen gegen selbstständig eröffnete Vor- oder Zwischenentscheide die Beschwerde an das Bundesgericht möglich ist (Entscheid bezüglich Zuständigkeit – Art. 92 BGG / weitere Vor- und Zwischenentscheide bezüglich Klageberechtigung, unentgeltlicher Rechtspflege, Verjährung – Art. 93 BGG / BBl 2001 S. 4333 f.). Wenn solche Entscheide von der letzten kantonalen Beschwerdeinstanz oder vom Kantonsgericht als einzige Instanz gefällt werden, ist die kantonale vorinstanzliche Überprüfung ohne gegenteilige Bestimmung des Bundesrechts anwendbar (Art. 75, 80, 86 BGG). Artikel 26 E.ROG sieht auf kantonaler Ebene für diese Fälle einen doppelten Instanzenzug vor. Diese Lösung entspricht im Grundsatz dem Prinzip von Artikel 22 Absatz 2 E.ROG.

-
Artikel 27 und 28 – Organisation der Staatsanwaltschaft

Die Schweizerische Strafprozessordnung schreibt den Kantonen künftig das Zweiparteiensystem vor (Staatsanwaltschaft und urteilendes Gericht). Unser Kanton kannte bisher das Dreiparteiensystem (Untersuchungsrichter, Staatsanwalt, urteilendes Gericht), in welchem der Untersuchungsrichter unabhängig das Vorverfahren (Untersuchung) leitete.

Nach dem Wortlaut von Art. 16 StPO gilt folgendes: „Die Staatsanwaltschaft ist für die gleichmässige Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs verantwortlich“. Zu den Vorteilen des Zweiparteiensystems äussert sich der Bundesrat ausführlich in seiner Botschaft
.

Die Organisation der Staatsanwaltschaft kann nur nach vorgängiger Kenntnisnahme ihrer Aufgaben vorgenommen werden. Die nachfolgenden Varianten tragen diesem Umstand Rechnung, selbst wenn die Organisation genau genommen im E.ROG geregelt ist (Art. 26 und 27) während die Zuständigkeiten im E.EGStPO definiert sind (Art. 6 bis 8)
.

Es haben sich drei Varianten abgezeichnet:


I. Variante: unabhängige, hierarchische und spezialisierte Staatsanwaltschaft


a/
Wortlaut
Art. a
Organisation

1 Auf dem gesamten Kantonsgebiet besteht eine dezentralisierte Staatsanwaltschaft. 

2 Die kantonale Staatsanwaltschaft umfasst ein zentrales Amt mit Sitz in Sitten, sowie drei regionale Ämter mit Sitz in Visp, Sitten und St- Maurice.

3 Das zentrale Amt wird vom Generalstaatsanwalt geleitet; jedes regionale Amt wird unter Vorbehalt des Aufgabenbereichs des Generalstaatsanwalts von einem regionalen Staatsanwalt geleitet.

4 Der Grosse Rat wählt und vereidigt den Generalstaatsanwalt und die regionalen Staatsanwälte. Der Generalstaatsanwalt und die regionalen Staatsanwälte bilden zusammen das Kollegium der Staatsanwaltschaft.

5 Auf Vorschlag des Generalstaatsanwalts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Staatsanwälte und Schreiber (Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft) fest.

6 Das Kollegium der Staatsanwaltschaft:

a)
ernennt die Staatsanwälte, die Schreiber und das Kanzleipersonal und entscheidet über deren Aufgaben in den Ämtern;
b)
kann einen oder mehrere Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft mehreren Ämtern zuordnen, oder die Behandlung zweckbestimmter Aufgaben zuweisen;

c)
kann innerhalb der Grenzen der maximalen Mitarbeiterzahl der Staatsanwaltschaft und des Budgets, die Zahl der Schreiber senken und verhältnismässig die Zahl der Staatsanwälte erhöhen.

7 Die Entscheide des Kollegiums der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Organisation werden im Amtsblatt veröffentlicht.

8 Die Staatsanwaltschaft steht unter der Oberaufsicht des Grossen Rates. Sie stellt diesem ihren jährlichen Tätigkeitsbericht zu. 

Art. b
Auftrag des Generalstaatsanwaltes

1 Der Generalstaatsanwalt organisiert und leitet die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft im Kanton und gewährleistet eine einheitliche Kriminalitätsbekämpfung. 

2 Er wacht über den guten Gang der regionalen Ämter der Staatsanwaltschaft und leitet nötigenfalls die ihnen anvertrauten Verfahren, indem er namentlich auf die Einhaltung des Beschleunigungsgebots achtet. 

3 Er kontrolliert die laufenden Verfahren und wacht über eine gleichmässige Verteilung der Arbeitslast zwischen den Vertretern der Staatsanwaltschaft. 

4 Er ist zuständig für:

a) die Einheitlichkeit der Staatsanwaltschaft; 

b)
die Instruktion und den Erlass von Weisungen an die Staatsanwälte in den Bereichen der Staatsanwaltschaft; 

c) die Stellungnahme in Vernehmlassungsverfahren; 

d) die Übertragung eines Falles an einen Staatsanwalt; 

e) den Entzug eines Falles bei einem Staatsanwalt, um diesen selbst zu behandeln oder diesen einem anderen Staatsanwalt zu übertragen.

Art. c
Aufträge des zentralen Amtes der Staatsanwaltschaft

Das zentrale Amt der Staatsanwaltschaft ist zuständig für:

a)
Fälle der Drogenkriminalität und des organisierten Verbrechens;

b)
Fälle der Wirtschaftskriminalität;

c)
Fälle der Rechtshilfe;

d)
Gerichtsstandskonflikte (Art. 40 StPO);

e)
für strafbare Handlungen, die in verschiedenen Kreisen begangen wurden ohne dass zwischen ihnen eine Zuständigkeit vorherrscht oder deren Wichtigkeit und Komplexität die Zuständigkeit des zentralen Amtes verlangt.

Art. d
Aufträge des regionalen Staatsanwalts und des regionalen Amtes der Staatsanwaltschaft

1 Der regionale Staatsanwalt ist für die administrative Leitung seines Amtes zuständig. Das Organisationsreglement der Staatsanwaltschaft legt die Aufgaben des regionalen Staatsanwalts fest. 

2 Das regionale Amt beurteilt die Angelegenheiten, die nicht dem zentralen Amt unterliegen.


b/
Auswertung


1°
Vorteile :




-

Notwendige Hierarchie um die Einheit der Staatsanwaltschaft zu gewährleisten.




-

Schaffung eines einzigen Ansprechpartners (Generalstaatsanwalt) für die Justiz und den Grossen Rat.




-

Aufgabenspezialisierung des zentralen Amtes.




-

Für die gewöhnlichen Angelegenheiten gewähren die regionalen Ämter eine regionalespezifische Befassung, insbesondere in Berücksichtigung der sprachlichen Umstände.




-

Organisatorisch bleibt der bestehende Zustand.



2°
Nachteile :




Aufgrund der Verteilung der Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft auf vier Ämter ist eine präzisere Spezialisierung der Staatsanwälte nicht möglich.


Variante II : zentralisierte Staatsanwaltschaft


a/
Wortlaut
Art. a

Organisation

1 Auf dem gesamten Kantonsgebiet besteht eine dezentralisierte Staatsanwaltschaft. 

2 Die kantonale Staatsanwaltschaft besteht aus einem zentralen Amt mit Sitz in Sitten.

3 Das zentrale Amt wird vom Generalstaatsanwalt geleitet.

4 Das zentrale Amt besteht aus einer allgemeinen Abteilung und drei spezialisierten Abteilungen, welche der Verantwortung eines stellvertretenden Generalstaatsanwalts unterliegen.

5 Der Grosse Rat wählt den Generalstaatsanwalt und den stellvertretenden Generalstaatsanwalt, welche gemeinsam das Kollegium der Staatsanwaltschaft bilden.

6 Auf Vorschlag des Generalstaatsanwalts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Staatsanwälte und der Schreiber (Mitarbeiter des Staatsanwaltes) fest.

7 Das Kollegium der Staatsanwaltschaft:

a)
ernennt die Staatsanwälte, die Schreiber und das Kanzleipersonal und entscheidet über deren Zuteilung in den Abteilungen;
b)
kann einen oder mehrere Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft mehreren Abteilungen zuteilten, oder die Behandlung zweckbestimmter Aufgaben zuweisen
;

c) 
kann innerhalb der Grenzen der maximalen Mitarbeiterzahl der Staatsanwaltschaft und des Budgets, die Zahl der Schreiber senken und verhältnismässig die Zahl der Staatsanwälte erhöhen.

8 Die Entscheide des Kollegiums der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Organisation werden im Amtsblatt veröffentlicht.

9 Die Staatsanwaltschaft steht unter der Oberaufsicht des Grossen Rates. Sie stellt diesem ihren jährlichen Tätigkeitsbericht zu. 

Art. b
Aufträge des Generalstaatsanwalts

1 Der Generalstaatsanwalt organisiert und leitet die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft im Kanton und gewährleistet eine einheitliche Kriminalitätsbekämpfung. 

2 Er wacht über den guten Gang der regionalen Ämter der Staatsanwaltschaft und leitet nötigenfalls die ihnen anvertrauten Verfahren, indem er namentlich auf die Einhaltung des Beschleunigungsgebots achtet. 

3 Er kontrolliert die laufenden Verfahren und wacht über eine gleichmässige Verteilung der Arbeitslast zwischen den Vertretern der Staatsanwaltschaft. 

4 Er ist zuständig für:

a) die Einheitlichkeit der Staatsanwaltschaft; 

b) die Instruktion und den Erlass von Weisungen an die Staatsanwälte in den Bereichen der Staatsanwaltschaft; 

c) die Stellungnahme in Vernehmlassungsverfahren; 

d) die Übertragung eines Falles an einen Staatsanwalt; 

e) den Entzug eines Falles bei einem Staatsanwalt, um diesen selbst zu behandeln oder diesen einem anderen Staatsanwalt zu übertragen.

Art. c

Abteilungen der Staatsanwaltschaft

1 Auf dem gesamten Kantonsgebiet bestehen drei spezialisierte Abteilungen der Staatsanwaltschaft, zuständig für:

a)
Fälle der Drogenkriminalität und des organisierten Verbrechens;

b)
Fälle der Wirtschaftskriminalität;

c)
Fälle der Rechtshilfe und für Gerichtsstandskonflikte.

2 Die allgemeine Abteilung der Staatsanwaltschaft beurteilt Angelegenheiten, die nicht der Zuständigkeit einer spezialisierten Abteilung unterliegen; die Fälle können spezialisierten Pools zugeordnet werden.

3 Die Organisation der Abteilungen wird im Übrigen durch das Organisationsreglement der Staatsanwaltschaft geregelt.

b/
Auswertung


1°
Vorteile :




-

Verstärkung der Einheit der Staatsanwaltschaft.




-

Vermehrte Spezialisierung der Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft.




-

Schaffung eines einzigen Ansprechpartners für die Justiz und den Grossen Rates.



2°
Nachteile :




-

Konzentration der Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft auf ein bestimmtes Amt fördert eine gewisse Beibehaltung der bestehenden Funktionen (untersuchender Staatsanwalt / anklagender Staatsanwalt). Dies birgt ein gewisses Risiko, die Vorteile des Dreiparteiensystems zu verlieren ohne in den Genuss der Vorteile des Zweiparteiensystems zu kommen (Verwirrung der beiden Arten).




-

Risiko, dass die zentralisierte Staatsanwaltschaft sowohl beim Opfer als auch beim Verurteilten auf eine 






geringe Akzeptanz stösst.


Variante III : regionalisierte Staatsanwaltschaft


a/
Wortlaut
Art. a
Organisation

1 In jeder verfassungsmässigen Region
 besteht eine unabhängige Staatsanwaltschaft. Das regionale Amt der Staatsanwaltschaft hat seinen Sitz in Visp, Sitten und St. Maurice.

2 Das regionale Amt wird vom Generalstaatsanwalt geleitet, der vom Grossen Rat gewählt wird. Die drei Generalstaatsanwälte bilden zusammen die Staatsanwaltschaft, welche vom Doyen der Funktion präsidiert wird. 

3 Auf Vorschlag jedes Generalstaatsanwaltes und auf Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg in jedem regionalen Amt die Zahl der Staatsanwälte und der Schreiber (Mitarbeiter des Staatsanwaltes) fest.

4 Jeder Generalstaatsanwalt wacht in seinem Amt über die einem spezialisierten Mitarbeiter zugeteilten Aufgaben in den Bereichen:

a)
der Drogenkriminalität und des organisierten Verbrechens;

b)
der Wirtschaftskriminalität;

c)
der Rechtshilfe und der Gerichtsstandskonflikte.

5 Jeder Generalstaatsanwalt:

a)
ernennt die Staatsanwälte, die Schreiber und das Kanzleipersonal und entscheidet über deren Zuteilung;

b)
kann innerhalb der Grenzen der maximalen Mitarbeiterzahl der Staatsanwaltschaft und des Budgets die Zahl der Schreiber senken und verhältnismässig die Zahl der Staatsanwälte erhöhen.

6 Die Entscheide des Kollegiums der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Organisation werden im Amtsblatt veröffentlicht.

7 Die Staatsanwaltschaft steht unter der Oberaufsicht des Grossen Rates. Sie stellt diesem ihren jährlichen Tätigkeitsbericht zu. 


b/
Auswertung


1°
Vorteile :




Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten.



2°
Nachteile :




-

Mangelnde Einheit der Staatsanwaltschaft.




-

Es existieren gegenüber der Justiz und dem Grossen Rat drei Ansprechpartner.




-

Aus der Spezialisierung ergeben sich gewisse Grenzen.




-

Unbeweglichkeit in der Organisation.


Die ausserparlamentarische Kommission, welche mit der Organisation der Strafverfolgungs- und Strafjustizbehörden beauftragt war, empfiehlt einstimmig die Variante 1, welche nahe beim Ist-Zustand liegt und die Wirksamkeit eines zentralen Amtes und der regionalen Ämter in der Strafuntersuchung und Strafverfolgung bekräftigt.

Der Generalstaatsanwalt ist mit besonderen Aufgaben beauftragt (Art. 6 E.EGStPO) und leitet darüber hinaus das zentrale Amt (Art. 27 Abs. 3 E.ROG). Im Übrigen unterliegt er wie die anderen Personen, die eine Funktion in der Strafjustiz, bekleiden den Bestimmungen über den Ausstand (Art. 56 StPO). Aus diesem Grund sieht der Entwurf explizit einen stellvertretenden Generalstaatsanwalt vor.

-
Artikel 29 bis 32 – Interne Organisation der Justizbehörden


Die Artikel 29 bis 32 übernehmen ihrem Grundsatz nach die Artikel 12bis, 12ter, 13bis und 13ter GGB.

Der zwingende Beizug eines Gerichtsschreibers in Strafsachen (Art. 31 Abs. 3 E.ROG) ergibt sich aus Artikel 335 Absatz 1 StPO. 
-
Artikel 33 bis 41 – Ausübung der Gerichtsfunktionen


Die Artikel 33 bis 41 übernehmen ihrem Grundsatz nach die Artikel 17 bis 24 GGB und Artikel 3 des Ausführungsreglements zum GGB.


Der gleichwertige Titel im Sinne von Artikel 33 Absatz 2 E.ROG erlaubt es dem Kantonsgericht überdies, Personen zu Straf- und Massnahmenvollzugsrichtern zu ernennen, die einen Bachelorabschluss in Psychologie oder ein Masterabschluss in Kriminologie aufweisen können.

-
Artikel 42 bis 53 – Verschieden Bestimmungen, Schlussbestimmungen und Übergangsbestimmungen

Die Artikel 42 bis 53 übernehmen ihrem Grundsatz nach die Artikel 25 bis 32 GGB. Dies unter nachfolgenden Vorbehalten:


1°
Der Entwurf behandelt den Ausstand (Art. 42) unter Vorbehalt des Ausstands im Strafrecht, welcher in Artikel 59 StPO geregelt ist;


2°
Der Entwurf legt die kantonalen Feiertage für Angelegenheiten, für die eine kantonale oder kommunale Justizbehörde zuständig ist, fest und ändert diesbezüglich die Bestimmungen des VVRG ab, um eine einheitliche Regelung für die Verwaltungsangelegenheiten zu erreichen (Art. 43 und 51 Abs. 2);


3°
Schliesslich regelt er auf der Grundlage des Models von Art. 27 BGG die Grundsätze des Zugangs zur Rechtsprechung (Art. 44), was von Artikel 52 Absatz 1 zweiter Satz E.ZPO vorgeschrieben ist. 

C.
Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EGStPO) - Kommentar

Gemäss Artikel 123 BV ist die Gesetzgebung des Strafrechts und des Strafprozessrechts Sache des Bundes. Absatz 2 desselben Artikels besagt, dass für die Organisation der Gerichte und die Rechtsprechung in Strafsachen die Kantone zuständig sind, soweit das Gesetz nichts anderes vorsieht. 
Der StPO lässt den Kantonen viel Spielraum bei der Ausgestaltung der einzelnen Bestimmungen. Trotz dieses grossen Spielraums gibt es jedoch gewisse Verfahrensregeln, welche es bei der Organisation der Gerichte zu beach​ten gilt. Diesem Umstand trägt der E.EGStPO Rechnung. 
1. Kapitel: Gegenstand des Gesetzes
-
Artikel 1 – Bundesrechtliche Straftaten


a/
Beim Vorbehalt des Bundesrechts (Art. 1 Abs. 1) geht es nicht nur um gewisse Artikel des Entwurfs der Schweize​rischen Strafprozessordnung (StPO) wie z.B. Artikel 19 Absatz 2 oder Artikel 124 Absatz 1, son​dern auch um andere Bundesbestimmungen wie das Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR), den Militärstrafprozess (MStP), die Spezialbestimmungen der Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung, das Ordnungsbussenverfahren (festgelegt im OBG) sowie die Rechtsprechung des Bundesgerichts in seiner Rolle als Beschwerdeinstanz gemäss Bundesgerichtsgesetz (BGG). 

b/
Der StPO enthält mehr als 50 Verweise auf das kantonale Recht (Art. 1 Abs. 2).

c/
Beim Vorbehalt der kantonalen Spezialgesetzgebung (Art. 1 Abs. 3) denkt man vor allem an ein allfälliges Bundesrechtsausführungsgesetz, welches Strafbestimmungen enthält. Dieses würde speziellen Kompetenz​regeln unterliegen.
-
Artikel 2 – Kantonalrechtliche Übertretungen


a/
Unter kantonalem Recht ist neben dem eigentlichen kantonalen Recht auch das interkantonale Recht und das kommunale Recht zu verstehen Das interkantonale Recht kann Strafen für Verstösse gegen interkantonales Recht vorsehen.


Der Vorbehalt der "Gesetze der Kantone" im Sinne von Artikel 335 des Strafgesetzbuches (StGB) zielt auf das Gemeinderecht ab (BGE 96 I 29, 31).



Unter Vorbehalt anderslautender Präzisierungen wie z.B. "Übertretung des Gemeinderechts" oder "Übertre​tung des interkantonalen Rechts" umfassen die Übertretungen des kantonalen Rechts sämtliche Übertretungen im Sinne des interkantonalen, kantonalen und kommunalen Rechts.


b/
Das für Übertretungen des Bundesrechts anwendbare Verfahren ist analog auch auf Übertretungen des kantona​len Rechts anwendbar (Art. 2 Abs.1). Dank dieser Regelung brauchen die Gemeinden ihre Polizei​reglemente nicht anzupassen. Dasselbe gilt auch für den Kanton.


Im Sinne des föderalistischen Prinzips gilt es einen Vorbehalt betreffend anderslautenden Spezialbestimmun​gen anzubringen (Art. 2 Abs. 1).


c/
Die zuständigen Behörden im Bereich der kantonalrechtlichen Übertretungen (Art. 2 Abs. 2) werden in Artikel 5, 10 und 38.
2. Kapitel: Strafbehörden
1.
1. Abschnitt: Polizei

-
Artikel 4 und 5 – Bundesrechtliche Straftaten/Kantonalrechtliche Übertretungen



a/
Die Erfahrung zeigt, dass die Zuständigkeiten der Kantonspolizei und der Gemeindepolizeien im Bereich der Strafverfolgung im Sinne von Artikel 12a StPO genau unterschieden werden müssen.




Diese sind unterschiedlich, je nachdem, ob es sich um eine Straftat nach Bundesrecht oder eine Übertretung nach kantonalem Recht handelt.



b/
Bei Straftaten nach Bundesrecht (Art. 4) kommen die Gemeindepolizeien nur in Ausnahmefällen zum Ein​satz – nämlich dann, wenn Gefahr im Verzug ist (Sammeln erster Indizien/Beweismittel und deren Aufbe​wahrung) und auf Ersuchen der Kantonspolizei hin (Art. 5 und 6 des Gesetzes über die Kantonspolizei). Bei der vorbe​haltenen Gesetzgebung handelt es sich insbesondere um das Ordnungsbussengesetz (OBG) des Bundes und das kantonale Ausführungsgesetz über die Bundesgesetzgebung betreffend den Strassenverkehr (AGSVG – SGS/VS 741.1, Art. 10), welches den Gemeindepolizeien erlaubt, Geschwindigkeitskontrollen durchzuführen.




Für Übertretungen des kantonalen Rechts (Art. 5) werden die Zuständigkeiten der Kantonspolizei und der Gemeindepolizeien in der Gesetzgebung geregelt. Die Zusammenarbeit zwischen den Polizeien sowie die Leitung der einzelnen Aktionen werden durch das Gesetz über die Kantonspolizei, respektive durch Artikel 5 Absatz 2 nämlichen Gesetzes geregelt. Der Verweis auf den StPO (Art. 5 Abs. 3) drängt sich auf, weil dieser die Verfolgung kantonalrechtlicher Übertretungen nicht regelt. 



Was die Übertretungen von Gemeinderecht angeht, so muss in der Gemeindegesetzgebung die Aufsichtsbe​hörde der Gemeindepolizei bezeichnet werden. 

2.
2. Abschnitt: Staatsanwaltschaft

Gemäss Bundesrecht müssen die Kantone künftig ein zweigliedriges System umsetzen (Staatsanwaltschaft und urteilendes Gericht). Im Kanton Wallis besteht derzeit ein dreigliedriges System (Untersuchungsrichter, Staatsanwaltschaft, urteilendes Gericht), in welchem der Untersuchungsrichter unabhängig ist und das gesamte Vorverfahren leitet.


Die Organisation der Staatsanwaltschaft ist im E.ROG (Art. 27 und 28) geregelt, ihre Zuständigkeiten werden hingegen im E.EGStPO (Artikel 6 bis 8) beschrieben.


-
Artikel 6 - Zuständigkeiten des Generalstaatsanwaltes


Der Generalstaatsanwalt übernimmt zusätzlich zu seinen bisherigen Aufgaben die Aufgaben des kantonalen Untersuchungsrichters. Der Text von Artikel 6 ist eine Synthese aus den Artikeln 16 (Aufgaben des General​staatsanwaltes) und 11 Absatz 2 (kantonaler Untersuchungsrichter) des GGB.


Absatz 1 entspricht inhaltlich Artikel 16 Absatz 1 GGB.


Absatz 2 entspricht inhaltlich Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a GGB. 


Absatz 3 entspricht inhaltlich Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a GGB. 


Die Weisungskompetenz von Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe b GGB wird in Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe a E.EGStPO wieder aufgegriffen.


In Absatz 4 Buchstabe b) ist die Kompetenz zur Stellungnahme in Vernehmlassungsverfahren geregelt (Art. 11 Abs. 2 lit. c und Art. 16 Abs. 4 lit. c GGB).


Absatz 4 Buchstabe c und d enthält die Bestimmungen von Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 16 Absatz 4 Buchstabe e GGB. 


Da die Bestimmungen inhaltlich keine Veränderungen erfahren, wird auf einen weiterführenden Kommentar verzichtet.


-
Artikel 7 – Zuständigkeit des zentralen Amtes der Staatsanwaltschaft


Das zentrale Amt der Staatsanwaltschaft übernimmt künftig die Untersuchung von Fällen, die bisher im Zustän​digkeitsbereich des Amtes des kantonalen Untersuchungsrichters lagen (Art. 11 Abs. 1 GGB). Es han​delt sich einerseits um Fälle, die eine gewisse Spezialisierung erfordern, und andererseits um Fälle von inter​nationalem oder interkantonalem Charakter.


Artikel 7 zielt auf eine einfache Handhabung ab. Das zentrale Amt ist flexibel und hat die Möglichkeit, jene Fälle, die es für wichtig erachtet, selber zu behandeln.


Der Artikel 40 Absatz 1 StPO überträgt der Generalstaatsanwaltschaft die definitive Entscheidung über die Gerichtsstandskonflikte unter Strafbehörden eines gleichen Kantons. Diese Lösung erlaubt es, den Entscheid dem zentralen Amt zukommen zu lassen.

-
Artikel 8 – Zuständigkeit des regionalen Staatsanwalts und des regionalen Amtes der Staatsanwaltschaft


Dieser Rahmenartikel überträgt den regionalen Ämtern der Staatsanwaltschaft die subsidiäre Zuständigkeit. Es verpflichtet die regionalen Staatsanwälte zur administrativen Führung ihrer jeweiligen Ämter und verweist ausserdem auf das Organisationsreglement der Staatsanwaltschaft. Artikel 50 E.ROG bezeichnet die zuständige Instanz für das Verfassen des Organisationsreglements. 
3.
3. Abschnitt: Gerichte

-
Artikel 9 – Zwangsmassnahmengericht


Die Zuständigkeiten des Zwangsmassnahmengerichts sind in Artikel 150, 186, 226, 229, 248, 256, 272, 281, 284, 289 und 440 StPO festgelegt. Die Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts können grundsätzlich mittels Beschwerde angefochten werden. Folglich muss dieses Gericht auf der erstinstanzlichen Ebene angesiedelt werden.




Artikel 9 E.EGStPO überträgt dem Zwangsmassnahmengericht im Sinne von Artikel 13 Buchstabe a StPO als Gegengewicht zu den erweiterten Zuständigkeiten der Staatsanwaltschaft gerichtliche Befugnisse und verweist auf das Bundesrecht, was seine Aufgaben anbelangt.


-
Artikel 10 – Zuständige Behörde im Bereich der Übertretungen


Artikel 10 E.EGStPO übernimmt die bereits geltenden Lösungen im Bereich der zuständigen Behörden bei Übertretungen. In Absatz 1 sind die Zuständigkeiten bei Übertretungen von bundesrechtlichen und kanto​nalrechtlichen Übertretungen geregelt, Absatz 2 befasst sich mit kommunalrechtlichen Übertretungen. Allge​mein ist hier das Polizeigericht die zuständige gerichtliche Behörde, unter Vorbehalt der Zuständigkeit des Gemeinderates oder der Gemeindeverwaltung. In Einklang mit dem Bundesrecht wird in Absatz 3 das Kan​tonsgericht (Einzelrichter) als Beschwerde- und Berufungsinstanz in Übertretungssachen bezeichnet. Für kan​tonalrechtliche Übertretungen wird zugunsten der vereinfachten Berufung (Art 34m E.VVRG – Ziff. II.3 des Entwurfs) ein Vorbehalt gemacht.

-
Artikel 11 – Erstinstanzliches Gericht


Die in Artikel 11 E.EGStPO vorgeschlagene Lösung entspricht weitgehend einem Status quo zur kStPO (Art. 12 und 13). So entscheidet der Bezirksrichter (Einzelrichter)
 in erster Instanz über Übertretungen, sowie über Ver​brechen und Vergehen, mit Ausnahme derer, für welche die Staatsanwaltschaft eine Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren, eine Verwahrung nach Artikel 64 StGB, eine Behandlung nach Artikel 59 Absatz 3 StGB oder, bei Widerrufung von bedingten Sanktionen, einen Freiheitsentzug von mehr als zwei Jahren beantragt (Art. 19 Abs. 2 StPO). Für Straftaten, deren Beurteilung nicht dem Bezirksrichter obliegt, ist das Kreisgericht in erster Instanz zuständig. 

-
Artikel 12 – Beschwerdeinstanz


Im Gegensatz zur Beschwerde gemäss kStPO steht der Beschwerdeweg gemäss Artikel 393 StPO allgemein offen, wenn er nicht ausdrücklich durch eine Bestimmung des StPO ausgeschlossen wird. In der Botschaft (BBl 2006 1312) wird präzisiert, dass selbst Unterlassungen (ungerechtfertigte Rechtsverweigerung oder Ver​zögerung) mit Beschwerde anfechtbar sind. 

Die Beschwerdebehörde ist zudem zuständig: 


- 
im Bereich der Rechtshilfe (einer richterlichen Behörde zugewiesene Aufgaben der Rechtshilfe, Art. 55 Abs. 4 StPO, Entscheid bei Konflikten zwischen kantonalen Behörden, Art. 48 Abs. 1 StPO);


- 
für Ausstandsfragen (Konflikt auf Ebene der Übertretungsstrafbehörden, des erstinstanzlichen Gerichts oder der Staatsanwaltschaft, Art. 59 Abs. 1 lit. b StPO);


- 
für Fragen in Bezug auf den Beizug von Akten (Konflikte zwischen kantonalen Behörden, Art. 194 Abs. 3 StPO); 

· bei Zuständigkeitskonflikten zwischen kantonalen Behörden, Art. 449 Abs. 2 StPO; 

- 
im Bereich der Zwangsmassnahmen, für die Überprüfung der Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts (Art. 222 Abs. 2, Art. 279 Abs. 3, Art. 285 Abs. 4, Art. 298 Abs. 3 StPO). 


Die erweiterten Zuständigkeiten der Beschwerdeinstanz verlangen nach einer Ausweitung des Einzelrichtersys​tems im Beschwerdeverfahren. In diesem Zusammenhang gilt es auch die Ausstandsregel (Art. 21 Abs. 3 StPO und Art. 12 Abs. 2 E.EGStPO) zu beachten. Das Gesetz lässt dem beauftragen Richter jedoch die Möglichkeit, den Fall an die Strafkammer zu verweisen (z.B. bei wichtigen Fällen mit grossem Medieninteresse). 
· Artikel 13 – Berufungsinstanz


Die Berufungsinstanz entscheidet über Berufungen gegen Urteile der erstinstanzlichen Gerichte und über Revi​sionsgesuche (Art. 21 Abs. 1 lit. a und b StPO). 


Auch für das Berufungsverfahren ist ein Einzelrichter vorgesehen (Art. 176 kStPO). Die Zuständigkeiten zwischen Einzelrichter und Strafkammer sind analog der erstinstanzlichen Organisation aufgeteilt. Fälle, die von einem einzelnen Bezirksrichter behandelt werden können, werden im Berufungsverfahren von einem Einzel​richter des Kantonsgerichts beurteilt (Abs. 1), wobei dieser analog der Beschwerde die Möglichkeit hat, das Dos​sier an einen Gerichtshof des Kantonsgerichts zu verweisen. Fälle, die von einem Kreisgericht behandelt wurden, werden im Berufungsverfahren von einem Gerichtshof des Kantonsgerichts beurteilt (Abs. 2).
4.
4. Abschnitt: Rechtshilfe

-
Artikel 14 – Nationale Rechtshilfe


Absatz 1 verweist auf das Bundesrecht (StPO und StGB). Das Konkordat über die Rechtshilfe und die interkanto​nale Zusammenarbeit in Strafsachen (SGS/VS 351.71 - nachstehend Konkordat) wird hingegen nicht erwähnt. Die Rechtshilfe wird neu über den StPO geregelt. Fast sämtliche Bestimmungen des Konkordats wur​den im StPO übernommen. Es ist deshalb zweckmässig, den E.EGStPO durch die wenigen im StPO nicht enthaltenen Konkordatsbestimmungen zu ergänzen und das kantonale Beitrittsgesetz zum Konkordat (SGS/VS 351.71) aufzuheben.


In Absatz 2 wird der Geltungsbereich der Rechtshilfe auf Straftaten des kantonalen Strafrechts ausgeweitet, so wie dies auch in Artikel 2 des kantonalen Beitrittsgesetzes zum Konkordat vorgesehen ist. 


Absatz 3 bezeichnet Bezug nehmend zu Artikel 24 des Konkor​dats den kantonalen Ansprechpartner in Rechtshilfefragen. Im Weiteren erinnert er an den Grundsatz des Artikels 7 Buchstabe b E.EGStPO.


Absatz 4 übernimmt die Grundsätze von Artikel 4 und 16 des Konkordats: Ohne anders lautende Bundesbestim​mungen ist für Rechtshilfehandlungen das Recht des ersuchten Kantons anwendbar.


Absatz 5 übernimmt die Zustellungsbestimmungen von Artikel 22 des Konkordats und Artikel 3 des Beitrittsge​setzes zum Konkordat.


-
Artikel 15 – Internationale Rechtshilfe



Absatz 1 nimmt Bezug auf die in Artikel 7 Buchstabe b E.EGStPO vorgesehene zuständige Behörde. 



Artikel 2 befasst sich mit der Eröffnung und dem Rechtmittelweg der direkt Betroffenen. Als solche gelten auszu​liefernde Personen, der Besitzer einer beschlagnahmten Sache, der Inhaber eines gesperrten Bankkontos, usw.



Absatz 3 verweist auf das Bundesrecht. Dieser Verweis bezieht sich in diesem Fall nicht nur auf den StPO, sondern auch auf das Bundesgesetz vom 20. März 1981 über internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRSG, SR 351.1) und die entsprechende Verordnung vom 24. Februar 1982 (SR 351.11) sowie die zahlreichen inter​nationalen Vereinbarungen im Bereich der Rechtshilfe.

5.
5. Abschnitt: Weitere Anwendungsbestimmungen für die Strafbehörden

· Artikel 16 – Amtssprache


Laut Artikel 67 StPO müssen die Kantone die Amtssprache(n) ihrer Strafbehörden bestimmen. In Einklang mit Artikel 12 der Walliser Kantonsverfassung (KV) und Artikel 4 kStPO werden in Artikel 16 E.EGStPO Deutsch und Französisch als Amtssprachen bezeichnet. Artikel 4 Absatz 3 kStPO wird hinfällig, da sich die Bestimmungen bezüglich Übersetzung neu in Artikel 68 StPO befinden.
· Artikel 17 – Berechnung der nach Tagen festgesetzten Fristen


Gemäss Artikel 90 Absatz 2 StPO können die Kantone Feiertage bezeichnen. Artikel 17 verweist deshalb in dieser Frage nur auf Artikel 43 E.ROG. 

Es gilt zu beachten, dass es in Artikel 90 StPO um Fristen geht, die in Tagen angegeben werden, und nicht etwa um Fristen in Form von Stunden. Für die Verfolgungsbehörden gelten jedoch meist Fristen in Form von Stunden: Artikel 50, Artikel 219 Absatz 4, Artikel 224 Absatz 2, Artikel 226 Absatz 1, Artikel 232 Absatz 2, Artikel 274 Absatz 1, Artikel 289 Absatz 2 StPO. Die Verfolgungsbehörden sind somit von den Bestimmun​gen über die Feiertage nicht betroffen.

-
Artikel 18 – Bearbeitung und Aufbewahrung der Daten



Die Bearbeitung und Aufbewahrung von Daten während des Verfahrens unterliegt den Bestimmungen von Arti​kel 95ff. bzw. 100ff. StPO. Was die Datenbearbeitung und -aufbewahrung nach Abschluss des Verfa​hrens an​geht, so ist gemäss Artikel 99 Absatz 1 StPO das Datenschutzrecht von Bund und Kanton anwend​bar. Im Sinne einer klaren Regelung nennt Artikel 18 E.EGStPO deshalb die anwendbaren kantonalen Daten​schutzbestimmun​gen. Das kantonale Recht gilt jedoch nicht für DNA-Profile und erkennungsdienstliche Un​terlagen. Diese unter​liegen sowohl während des Verfahrens als auch nachher dem Bundesrecht (SR 361.3, 363, 363.1).
3. Kapitel: Parteien und andere Verfahrensbeteiligte
1.
1. Abschnitt: Im Allgemeinen
· Artikel 19 – Parteistellung


Absatz 1 übernimmt die Bestimmungen von Artikel 104 Absatz 1 StPO. In Absatz 2 wird von der den Kanto​nen in Artikel 104 Absatz 2 StPO gegebenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, weiteren Behörden, die öffentliche Interessen zu wahren haben, volle oder beschränkte Parteirechte einzuräumen. 


In Buchstabe a wird dem Departement (oder den Departementen), das sich mit dem Schutz der Umwelt, des Wassers, der Tiere und des Waldes befasst, die Möglichkeit gegeben, als Privatkläger aufzutreten, um bei einschlägigen Straftaten die Interessen der Allgemeinheit zu vertreten. 

Buchstabe b entspricht der im Wallis bereits geltenden Lösung. Gemäss Artikel 48 Ziffer 1 kStPO können sich die öffentlichen Institutionen und der sich im Besitze einer gesetzlichen oder vertraglichen Forderungsabtretung befindliche Versicherer "als Zivilpartei stellen". Die Terminologie wurde an den StPO angepasst, wo von "Pri​vatklägerschaft" die Rede ist. Die beiden letztgenannten Ausnahmen von Buchstabe b gelten nur für zivilrecht​liche Ansprüche. Dies wurde von der Rechtsprechung bestätigt (ZWR 2002, S. 294 und 295). 

-
Artikel 20 – Strafrechtliche Immunität


Gemäss Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a und b StPO können die Kantone in gewissen Fällen strafrechtliche Immunität vorsehen. 


Absatz 1 betrifft die Immunität in Bezug auf Äusserungen vor dem Parlament oder innerhalb einer Kommis​sion. Artikel 50 KV enthält bereits eine solche Bestimmung für die Abgeordneten des Grossen Rates. Artikel 3 des Gesetzes über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten (GORBG - SGS/VS 171.1) konkretisiert diese Verfassungsbestimmung und weitet die Immunität der Abgeordneten auf Äusserun​gen, die in Berichten an das Parlament gemacht werden, aus. Obwohl der Kanton bisher nur für die Mitglieder der gesetzge​benden Behörde eine Immunitätsregelung kannte, scheint es zweckmässig, diese Immunität auf die exekutiven und gerichtlichen Behörden auszuweiten, so wie dies Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a StPO ermö​glicht. 

Absatz 2 konkretisiert die in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b StPO gegebene Möglichkeit, die Strafverfol​gung der Mitglieder der obersten kantonalen Vollziehungs- und Gerichtsbehörden wegen im Amt begangener Verbrechen oder Vergehen von der Ermächtigung einer nicht richterlichen Behörde abhängig zu machen. Ziel ist es, den Behörden zu erlauben, ihr Amt völlig unabhängig wahrzunehmen und ungerechtfertigte oder inop​portune Strafverfolgungen zu verhindern (Botschaft, BBl 2006 1131). Der Kanton Wallis kennt im Gegensatz zu verschiedenen anderen Kantonen bisher keine solche Regelung, wie sie beispielsweise in Artikel 44 Absatz 3 der Verfassung des Kantons Zürich zu finden ist: "Die Mitglieder des Regierungsrates und der obersten kantonalen Gerichte können wegen ihrer Handlungen und Äusserungen im Amt nur mit vorheriger Zustim​mung des Kantonsrates strafrechtlich verfolgt werden".

Im Absatz 3 wird die Regel von Artikel 50 Absatz 3 KV übernommen und auf die exekutiven und gerichtli​chen Behörden ausgeweitet. 

Absatz 4 übernimmt – mit kleineren Abweichungen – den Text von Artikel 3 GORBG und Artikel 3 des Regle​ments des Grossen Rates (RGR). 

2.
2. Abschnitt: Rechtsbeistand

-
Artikel 21 – Ausnahme vom Anwaltsmonopol


Artikel 21 enthält eine Ausnahme zum Anwaltsmonopol für Übertretungen, die von kantonalen Verwaltungsbe​hörden behandelt werden (Art. 127 Abs. 5 StPO). Wie bis anhin ist es in diesen Fällen nicht nötig, dass der Rechtsvertreter ein Anwaltspatent besitzt und im Register eingetragen ist. Der Artikel steht in Einklang mit Arti​kel 2 Absatz 1 des kantonalen Gesetzes über den Anwaltsberuf. 

-
Artikel 22 – Anwalt der ersten Stunde


Ein zentraler Punkt des StPO ist die stärkere Stellung der Staatsanwaltschaft. Um einem Ungleichgewicht entgegenzuwirken, gilt es deshalb im Gegenzug auch die Verteidigungsrechte der Gegenpartei zu stärken.


Gemäss StPO hat die beschuldigte Person das Recht, bei der ersten Einver​nahme durch die Polizei eine Verteidigung zu bestellen (Art. 158 Abs. 1 lit. c, 159). Ausserdem stellt Artikel 131 StPO die notwendige Verteidigung sicher und regelt das Vorgehen im Falle der Nichtbeachtung dieses Rechts.


Die Polizei wird auch ausserhalb der regulären Arbeitszeiten Festnahmen vornehmen und angesichts der Ver​pflichtung, die beschuldigte Person innerhalb von 24 Stunden freizulassen oder der Staatsanwaltschaft zuzufü​hren (Art. 219 Abs. 4 StPO), auch abends, nachts oder am Wochenende Einvernahmen durchführen. 


Folglich müssen die Anwälte einen Bereitschaftsdienst gewährleisten. Durch eine Änderung des Gesetzes betref​fend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (Art. 28 Abs. 1 E.GTar) wird der diensthabende Anwalt ermächtigt, sein Honorar für Einsätze ausserhalb der regulären Arbeitszeiten zu erhö​hen. Für die erste Ein​vernahme der beschuldigten Person durch die Polizei (Art. 157, 158 Abs. 1 lit. c StPO) muss die Verfahrens​leitung (Art. 61 StPO) nicht zwingend eine amtliche Verteidigung anordnen (Art. 132 StPO); Dem An​walt der ersten Stunde ist sein Honorar für die ersten Vorkehren zuzusichern, wenn er einen Beschuldigten zu verbeistän​den hat.


Der Entwurf verzichtet darauf, den anwaltlichen Bereitschaftsdienst auf die Anwaltpraktikanten auszudehnen. Der Bundesrat hält in seiner Botschaft zu Artikel 125 StPO (BBl 2006 1177) nachfolgendes fest: „Was die Verteidigung der beschuldigten Person betrifft, schlägt der Entwurf angesichts der Wichtigkeit dieser Funktion gewissermassen die umgekehrte Lösung vor: Grundsätzlich soll diese Aufgabe nach Absatz 5 Satz 1 den Rechtsanwältinnen und Rechanwälten vorbehalten sein, die nach Anwaltsrecht in der Schweiz bzw. im betreffenden Kanton praktizieren dürfen.“ Um diese Änderung der bestehenden Praxis durch den Entwurf besser verstehen zu können gelangte das Departement an das Bundesamt für Justiz und wollte von diesem wissen, inwieweit Anwaltspraktikanten als Anwalt erster Stunde eingesetzt werden können. Mit Schreiben vom 27. August 2007 schloss das Bundesamt für Justiz den Einsatz der Anwaltspraktikanten vor Gericht auch bezüglich der Tätigkeit des Anwalts der ersten Stunde aus. Der Anwaltspraktikant soll demnach nur für Einvernahmen und Beweiserhebungen und in Vertretung des Verteidigers teilnehmen können, da keine Anträge vor Gericht gestellt würden. Vorbehalten beleibt allerdings die Tätigkeit des Anwaltspraktikanten im Rahmen der Übetretungsstrafverfahrens (Art. 127 Abs. 5 in fine StPO). 

4. Kapitel: Beweismittel
· Artikel 23 – Einvernahmen



In Artikel 142 Absatz 1 StPO sind die Zuständigkeiten bezüglich der Einvernahme einer beschuldigten Per​son, einer Auskunftsperson oder eines Zeugen geregelt. Als einvernehmende Strafbehörde werden die Staatsanwaltschaft, die Übertretungsbehörden und die Gerichte festgelegt, wobei es den Kantonen überlassen wird zu bestimmen, in welchem Masse Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Behörden Einvernahmen durchführen können. 


Artikel 142 Absatz 2 StPO legt die Kompetenzen der Polizei bezüglich Einvernahmen fest. Sie kann beschuldigte Personen und Auskunftspersonen einvernehmen. Was die Einvernahme von Zeugen angeht, so überlässt es der StPO den Kantonen, Polizeiangehörige mit entsprechenden Kompetenzen zu bestimmen. 



Der vorgeschlagene Artikel folgt der Systematik des StPO. In Absatz 1 wird für die Frage, in welchem Masse Gerichtsschreiber und Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft Einvernahmen jeglicher Art vornehmen kön​nen, auf die Spezialgesetzgebung verwiesen. Es sind vor allem folgende Bestimmungen massgebend: Artikel 18a des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG), Artikel 31 und 50 E.ROG und Artikel 9 Absatz 1 des Organisationsreglements der Walliser Gerichte (ORG), was die gerichtli​chen Mitarbeiter betrifft. Was die Staatsanwälte und deren Mitarbeiter betrifft, so müssen im Organisationsre​glement der Staatsanwaltschaft Präzisierungen angebracht werden (Art. 28 und 50 E.ROG). Um den Text nicht unnötig zu überfrachten und im Bewusstsein, dass die Kompetenzdelegation auf Gesetzesstufe behandelt wird, wurde bewusst nur auf formelle Gesetze verwiesen. 


Absatz 2 übernimmt sinngemäss Artikel 37 ff. kStPO.

· Artikel 24 – Schutzmassnahmen



Gemäss Artikel 156 StPO können die Kantone Massnahmen zum Schutz von Personen ausserhalb eines Verfa​hrens vorsehen. Fälle, in denen Personen äusserst hohen Risiken ausgesetzt sind (z.B. Terrorismus) sind Sache des Bundes. Die Walliser Richter und Staatsanwaltschaft können jedoch jederzeit auch in anderen Fällen Schutzmassnahmen anordnen, wenn ihnen dies nötig erscheint. Artikel 24 bildet die gesetzliche Grundlage da​für.
· Artikel 25 – Sachverständige

Gemäss Artikel 183 Absatz 2 StPO können die Kantone dauernd bestellte oder amtliche Sachverständige vorsehen. 

In diesem Sinne gibt Artikel 25 E.EGStPO dem Generalstaatsanwalt und dem Kantonsgericht die Möglichkeit, eine Liste mit Sachverständigen herauszugeben. Dies ist jedoch keine Verpflichtung. Ziel einer solchen Liste ist es, den Behörden die Arbeit zu erleichtern, indem ihnen ein schneller Zugriff auf kompetente Personen er​möglicht wird. Die Untersuchungsbehörden und Gerichte können so Sachverständige auswählen oder gege​benenfalls ausschliessen. Es gilt jedoch zu beachten, dass die Parteien laut Artikel 184 Absatz 3 StPO die Möglichkeit haben, Anträge zu stellen. Die Parteien dürfen durch die Existenz einer Liste in diesem Recht nicht beschnitten werden.
5. Kapitel: Zwangsmassnahmen
-
Artikel 26 – Zuständigkeit der Polizei

Artikel 198 StPO besagt, dass Zwangsmassnahmen von der Staatsanwaltschaft, den Gerichten und – in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen – der Polizei angeordnet werden können. Gemäss Botschaft (BBl 2006 1216) sind damit grundsätzlich alle Angehörigen der Polizei gemeint. Laut Artikel 198 Absatz 2 StPO können die Kantone jedoch die Befugnis, Zwangsmassnahmen anzuordnen, auf gewisse Gruppen von Polizeiangehörigen beschrän​ken. 

Die Befugnisse der Polizei auf diesem Gebiet werden in folgenden Artikeln erläutert:


- 
206 StPO (polizeiliche Vorladungen);


- 
210 Absatz 1 StPO (Fahndungsausschreibung in dringenden Fällen);


-
215 StPO (polizeiliche Anhaltung);


-
217 StPO (vorläufige Festnahme);


- 
219 Absatz 5 StPO (provisorische Festnahme, die länger als 3 Stunden dauert);


- 
241 Absatz 3 StPO (Durchsuchungen und Untersuchungen von Körperöffnungen und –höhlen ohne Befehl, wenn Gefahr im Verzug ist);
-
241 Absatz 4 StPO (Durchsuchung)


- 
255 Absatz 2 StPO (nicht invasive DNA-Probenahme und Erstellung eines DNA-Profils von Spuren);


- 
260 StPO (erkennungsdienstliche Erfassung);


-

263 Absatz 3 StPO (Beschlagnahme, wenn Gefahr im Verzug ist);


- 
282 StPO (Observation an allgemein zugänglichen Orten). 


Die anderen Zwangsmassnahmen – namentlich die verdeckte Ermittlung – können nur noch von der Staatsan​waltschaft und vom Gericht bzw. von dessen Verfahrensleitung angeordnet werden. 


Gemäss StPO kann die Polizei Zwangsmassnahmen anordnen, wenn Gefahr im Verzug oder wenn die gewählte Massnahme keine sehr schwerwiegende Beeinträchtigung der persönlichen Rechte darstellt. Eine systematische Genehmigung durch das Kommando der Kantonspolizei würde das Verfahren nur unnötig erschweren. In Fällen, die nicht dringend sind, ist allerdings die Einholung einer Bewilligung, wie in Artikel 219 Absatz 5 StPO für die vorläufige Festnahme wegen einer Übertretung, denkbar. 

Gemäss Walliser Gesetzgebung kann der Dienstoffizier "eine Blut- oder Urinprobe und jede andere ärztliche Unter​suchung einer Person anordnen, welche eines Verbrechens oder Vergehens verdächtigt wird oder Opfer ei​nes solchen geworden ist" (Art. 39 Ziff. 5 kStPO). Ausser in den von der Spezialgesetzgebung vorgesehenen Fäl​len (z.B. Art. 55 SVG) können nur die Staatsanwaltschaft, das Gericht und – in dringenden Fällen – die Verfa​hrensleitung Untersuchungen des Körpers gemäss Artikel 252 StPO anordnen (Art. 252 und 198 Abs. 1 StPO). Die Bestimmungen zu DNA-Analysen finden sich in Artikel 255 StPO.
-
Artikel 27 – Mithilfe der Öffentlichkeit bei der Fahndung - Belohnung
Dieser Artikel konkretisiert Artikel 211 Absatz 2 StPO und gibt der Verfahrensleitung die Möglichkeit, bei Mithilfe der Öffentlichkeit eine Belohnung auszusetzen. Der Betrag wird in jenem Zeitpunkt festgesetzt, in dem die Verfahrensleitung den Einbezug der Öffentlichkeit in die Fahndung beschliesst. Falls sich ein Hinweis aus der Öffentlichkeit als nützlich erwiesen hat, lässt die Verfahrensleitung dem für die öffentlichen Finanzen zuständigen Departement bei Verfahrensende einen entsprechenden Entscheid zukommen. Es ist also Sache des Departements, die Belohnung auszuzahlen. Der Kanton Wallis kannte bisher keine solche Regelung. 
-
Artikel 28 – Untersuchungshaft und Sicherheitshaft

Gemäss Artikel 234 Absatz 2 StPO kann die "zuständige kantonale Behörde" die verhaftete Person aus medizi​nischen Gründen in eine psychiatrische Klinik einweisen. Der Kanton muss also die zuständige Behörde be​zeichnen. Die Direktion der Walliser Strafanstalten ist hier wohl die geeignetste Behörde, angesichts der Tat​sache, dass ihr in Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe i EGStGB analoge Aufgaben übertragen werden. 
Laut Artikel 235 Absatz 5 StPO regeln die Kantone die Rechte und Pflichten der Inhaftierten. Artikel 28 Absatz 2 verweist dafür auf die Spezialgesetzgebung des Standortkantons der Anstalt.
-
Artikel 29 – Vorzeitiger Straf- und Massnahmenvollzug 
Gemäss Artikel 236 StPO kann die Verfahrensleitung der beschuldigten Person bewilligen, Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehende Massnahmen vorzeitig anzutreten. Laut Absatz 3 desselben Artikels können Bund und Kantone vorsehen, dass der vorzeitige Vollzug der Zustimmung der Vollzugsbehörden bedarf. Artikel 29 E.EGStPO sieht anstelle einer Zustimmung der Vollzugsbehörde vor, dass die Direktion der Strafanstalten inner​halb einer gewissen Frist einen Vollzugsplan auszuarbeiten hat. Dieser stellt die Grundlage für den Entscheid dar, in welcher Anstalt die Strafe anzutreten ist. Diese Regelung steht in Einklang mit dem Bundesrecht. Sie garantiert der beschuldigten Person ein möglichst schnelles Antreten des vorzeitigen Vollzugs. 
· Artikel 30 – Ersatzmassnahmen

Artikel 30 E.EGStPO enthält einige Ergänzungen zu Artikel 237 StPO bezüglich der praktischen Umsetzung der Ersatzmassnahmen anstelle der Untersuchungshaft vor ergangenem Urteil.
- 
Artikel 31 – Aussergewöhnliche Todesfälle
Gemäss Artikel 253 Absatz 4 StPO bestimmen die Kantone, welche Medizinalpersonen verpflichtet sind, den Strafbehörden aussergewöhnliche Todesfälle zu melden. In Artikel 31 werden die Bestimmungen von Artikel 43 Ziffer 3 kStPO sinngemäss übernommen.
- 
Artikel 32 – DNA-Profil
Die DNA-Analyse ist in Kapitel 5 (Art. 255 bis 259) des 5. Titels des StPO geregelt. Mit Inkrafttreten der neuen gesamtschweizerischen StPO wird die kantonale StPO und somit auch deren Ausführungsbestimmungen zum Bun​desgesetz über die Verwendung von DNA-Profilen im Strafverfahren und zur Identifizierung von unbekannten oder vermissten Personen (DNA-Profil-Gesetz – SR 363) aufgehoben. In Artikel 32 werden die Bestimmungen von Arti​kel 41 Ziffer 4 Buchstabe a und b kStPO sinngemäss übernommen. Es gilt zu beachten, dass Artikel 26 des vorlie​genden Entwurfs in Verbindung mit Artikel 255 Absatz 2 Buchstabe a StPO die Kompetenzen der Polizei für die nicht invasive Entnahme von Stichproben an Personen für die Errichtung eines DNA-Profils (Art. 41 Ziff. lit. c kStPO) während des Verfahrens regelt.
 -
Artikel 33 – Geheime Überwachungsmassnahmen


Gemäss Artikel 271 StPO müssen die Kantone zur Wahrung des Berufsgeheimnisses ein Gericht mit der Aussonde​rung der Daten betrauen, welche anlässlich einer geheimen Überwachung erlangt wurden. Aufgrund seiner Kompetenzen und geographischen Nähe ist das Zwangsmassnahmengericht am geeignetsten für diese Aussonderungsaufgaben oder für die Bezeichnung von Personen, welche diese Aussonderung unter seiner Lei​tung vornehmen können. 
6. Kapitel: Vorverfahren
· Artikel 34 – Anzeigepflicht


Gemäss Artikel 302 Absatz 2 StPO können die Kantone für gewisse Behörden eine Anzeigepflicht vorsehen. In Absatz 1 werden die Bestimmungen von Artikel 43 Ziffer 2 kStPO übernommen. Der Vorbehalt der Spezialgesetz​gebung in Absatz 2 betrifft vor allem Artikel 12 Absatz 5 des Gesetzes betreffend das Dienstverhältnis der Beamten und Angestellten des Staates Wallis und Artikel 50 Absatz 6 des Gesetzes über die Geschäftsführung und den Fi​nanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle. 
-
Artikel 35 – Übertragene Beweiserhebung

Artikel 311 Absatz 1 StPO lässt den Kantonen die Freiheit, den Staatsanwälten zu ermöglichen, gewisse Unter​suchungshandlungen auf ihre Mitarbeitenden zu übertragen. Die Untersuchungshandlungen, welche delegiert werden können, sind in Artikel 35 E.EGStPO aufgeführt, wobei wesentliche Untersuchungshandlungen (Ankla​gen, Haftanträge) weiterhin nur durch Staatsanwältinnen und Staatsanwälte erfolgen (Botschaft, BBl 2006 1265). Die Delegation der Untersuchungshandlungen ist allerdings auf die Straftaten beschränkt, für welche das Verfa​hren eröffnet wurde, und die Mitarbeitenden müssen die Staatsanwälte auf dem Laufenden halten. Wie bis anhin sind sämtliche Verfahrenshandlungen allgemein mit Beschwerde anfechtbar. Allerdings musste das Beschwerde​recht in Absatz 3 eingeschränkt werden, da der Rechtsbürger keinen Anspruch darauf hat, dass Untersu​chungshandlungen vom Staatsanwalt selbst und nicht bloss von Mitarbeitenden der Staatsanwaltschaft durchge​führt werden. Man wollte verhindern, dass das Verfahren durch eine Beschwerde verzögert werden kann. 
-
Artikel 36 – Einstellung des Verfahrens

Artikel 322 Absatz 1 StPO gibt den Kantonen die Möglichkeit, die Rechtskraft der Einstellungsverfügung von der Genehmigung durch den Generalstaatsanwalt abhängig zu machen. Die Regelung vorliegenden Artikels er​laubt dem Generalstaatsanwalt nur dann Beschwerde zu führen, wenn er seine Genehmigung ausdrücklich ver​weigert. Durch die Festsetzung der kurzen Beschwerdefrist wird eine Verfahrensverzögerung vermieden. Es han​delt sich somit um ein „vorverlagertes“ Rechtsmittel dergestalt, dass die Einstellungsverfügung mangels kassato​rischen Rechtsmittels in Rechtskraft erwächst. Dieses Vorgehen ermöglicht dem Generalstaatsanwalt ein einheitliches Vorgehen innerhalb des Kantons bei Ver​fahrenseinstellungen und ergibt sich aus dem System der hierarchisch gegliederten Staatsanwaltschaft (Art. 27 E.ROG). Die Genehmigung versteht sich somit als eine Vorabkontrolle, die der Eröffnung der Einstellungsverfü​gung vorausgeht (Art. 321 StPO). Erst nach der Eröffnung der Einstellungsverfügung steht der Rechtsmittelweg offen (Art. 322 Abs. 2 StPO). Die begründete Genehmigungsverweigerung ist ins Aktendossier aufzunehmen.

Aritkel 310 Absatz 2 StPO bestimmt, dass die Regelung bezüglich der Einstellungsverfügung (Art. 319 bis 323 StPO) auf die Nichtanhandnahmeverfügung anwendbar ist. Die Nichtanhandnahmeverfügung erfolgt nur dann, wenn die Staatsanwaltschaft keine eigenen Untersuchungshandlungen vorgenommen hat (BBl 2006 1265). Gemäss Artikel 314 Absatz 5 StPO, richtet sich die Sistierungsverfügung nach den Bestimmungen über die Verfahrenseinstellung. Das Genehmigungssystem (Art. 36 E.EGStPO) ist somit auf die Nichtanhandnahmeverfügung anwendbar.
7. Kapitel: spezialverfahren
· Artikel 37 – Genehmigung des Strafbefehls


Gemäss Artikel 354 Absatz 1 Buchstabe c StPO können die Kantone dem Generalstaatsanwalt das Recht gewä​hren, gegen Strafbefehle Einsprache zu erheben. Dieser Vorbehalt in Bezug auf das kantonale Recht verdient seine Berücksichtigung im System der hierarchisch gegliederten Staatsanwaltschaft (Art. 27 E.ROG). Eine zu häufige Nutzung dieses Beschwerderechts würde allerdings der Glaubwürdigkeit der Staatsanwaltschaft schaden, da der Generalstaatsanwalt den Entscheid seines eigenen Staatsanwalts anficht.

Eine Alternative zur Einsprache im Sinne von „a maiore ad minus“ bietet das Verfahren, welches eine Vorabkon​trolle, die der Eröffnung des Strafbefehls vorausgeht, vorsieht (Art. 353 Abs. 3 StPO). Nach Eröffnung ist die Einsprache möglich (Art. 354 StPO). Die begründete Genehmigungsverweigerung ist ins Aktendossier aufzu​nehmen.

· Artikel 38 – Verfahren wegen Übertretungen


In Sachen kantonalrechtliche Übertretungen wird in Artikel 2 des vorliegenden Gesetzes unter Vorbehalt der kanto​nalen Spezialgesetzgebung allgemein und subsidiär auf den StPO verwiesen. In Artikel 5 werden die dies​bezüglichen Kompetenzen der Polizei und in Artikel 10 die gerichtlichen Kompetenzen festgelegt 

In Artikel 38 E.EGStPO bestimmt das für die kantonalen und bundesrechtlichen Übertretungen anwendbare Verfa​hren. Artikel 357 Absatz 1 StPO ermächtigt die Kantone die für die Verfolgung und Beurteilung von Übertretungen zuständigen Verwaltungsbehörden zu bezeichnen. Das Bundesrecht sieht diesbezüglich ein verein​fachtes Verfahren vor, das sich grundsätzlich nach den Vorschriften über das Strafbefehlsverfahren richtet. Folglich steht es den Kantonen bei bundesrechtlichen Übertretungen nicht frei, das anwendbare Verfahren zu wählen.

 
Was die kantonalrechtlichen Übertretungen anbelangt, steht es den Kantonen frei, Verwaltungsbehörden zu be​zeichnen und über das anwendbare Verfahren zu entscheiden. In Ermangelung eines spezifischen Verfahrens fin​det das VVRG Anwendung, wobei es darauf hinzuweisen gilt, dass die Bestimmungen betreffend die Strafverfü​gungen der Verwaltungsbehörden angepasst wurden (II 3.). 
Wenn keine Verwaltungsbehörde bezeichnet wurde ist der Staatsanwalt entsprechend dem in Artikel 357 StPO bezeichneten Verfahren zuständig (vgl. hierzu Verweis in Absatz 1). Der Verweis in Absatz 1 birgt für Artikel 2 dieses Gesetzes ein Zweifaches; es hat sich gezeigt, dass die Behördenbezeichnung und die Bezeichnung des anwendbaren Verfahrens im Bereich der Übertretungen im gleichen und einzigen Artikel sinnvoll sind. 

· Artikel 39 – Selbständige nachträgliche Entscheide des Gerichtes

In Artikel 363 bis 365 StPO wird das Verfahren im Falle eines selbständigen nachträglichen Gerichtsentschei​des beschrieben. Den Kantonen wird die Möglichkeit gegeben, ein anderes Gericht als jenes, welches in erster Instanz geurteilt hat, für zuständig zu erklären. Vorbehalten spezielle Zuständigkeit des Staatsanwalts (Art. 363 Abs. 2 StPO). Diese Frage wird im Einführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch (EGStGB) in den Artikeln 5 und folgende (mit weiteren Änderungen durch den E.EGStPO) gereregelt. Das Verfahren wird durch das Bun​desrecht in Artikel 364 StPO geregelt. Die Artikel 16 und 17 EGStGB müssen ausserdem angepasst werden (II.5).

Der Staatsanwalt (Art. 363 Abs. 2 StPO) entscheidet über einen früheren Entscheid entsprechend dem einzigen ihm zur Verfügung stehenden Verfahren: das Strafbefehlsverfahren (Art. 352ff. StPO); im Bestreitungsfall steht die Einsprache offen (Art. 355ff StPO und ad Art. 358ff. StPO / BBl 2006 1299). Gegen den Entscheid des Straf- und Massnahmevoll​zugsrichters steht die Beschwerde offen (Art. 393ff. StPO und ad Art. 401ff. StPO / BBl 2006 1139). Sollte der nachträgliche Entscheid (z.B. Widerruf des bedingten Strafvollzugs) gleichzeitig mit einer neuen Verurteilung einhergehen, gegen welche die Berufung zulässig ist, steht die Berufung auch gegen den nachträglichen Entscheid offen.

8. Kapitel: Rechtsmittel
-
Artikel 40 – Rechtsmittelberechtigung

Artikel 381 Absatz 2 und 3 StPO fordert von den Kantonen, dass sie bestimmen, welche Mitglieder der Staatsanwaltschaft berechtigt sind, Rechtsmittel zu ergreifen (sowohl im Berufungs- als auch im Beschwerdever​fahren). Die vorgeschlagene Lösung sieht vor, dass der Staatsanwalt, der in erster Instanz am Verfahren beteiligt war, und subsidiär der Generalstaatsanwalt rechtsmittelberechtigt sind, nicht jedoch die in Sachen Übertretungen zuständige Verwaltungsbehörde. 
9. Kapitel: Verfahrenskosten und Entschädigungen
· Artikel 41 – Rückgriff

Gemäss Artikel 420 StPO können die Kantone Rückgriff auf Personen nehmen, welche die Strafjustiz auf ir​gendeine Weise missbraucht haben. Entsprechend Artikel 2 Absatz 2 des Reglements betreffend die Vertretung des Staates vor den Gerichten (GS/VS 611.11) wurde das Rückgriffsrecht dem Finanzdepartement übertragen. Diese Lösung wurde ebenfalls für Übertretungen des Gemeindereglements gewählt.
· Artikel 42 – Rückerstattung der Verfahrenkosten

Artikel 42 ist eine blosse Ausführungsbestimmung zu Artikel 423 StPO.

10. Kapitel: Schlussbestimmungen
· Artikel 43 – Straf‑ und Massnahmenvollzug

Der Vorbehalt bezieht sich namentlich auf die Artikel 363 Absatz 2, 372ff. (Anordnung der Friedensbürgschaft im Rahmen des selbständigen Verfahrens) und 376ff. (selbständiges Einziehungsverfahren). Für den Rest wird in Anwendung von Artikel 439 StPO auf das EGStGB verwiesen. 
-
Artikel 44 – Subsidiäre Zuständigkeiten

Mit Artikel 44 sollen allfällige Lücken im Einführungsgesetz geschlossen werden. 
· Artikel 45 – Anpassung des kantonalen Rechts


Im kantonalen Recht wird mehrmals auf die Strafprozessordnung verwiesen. Es sieht namentlich die Zuständig​keit des Untersuchungsrichters sowie die Möglichkeit der Einreichung einer Beschwerde oder einer Berufung ge​gen eine Massnahme oder ein Urteil vor. Mit Artikel 45 wird das kantonale Recht in diesen Punkten an StPO angepasst.

· Artikel 46 – Kantonalrechtliche Übertretungen - Übergangsrecht

Artikel 46 ergänzt die kantonale Regelung in Sachen kantonalrechtliche Übertretungen.

Artikel 46 Absatz 2 regelt die Übergabe hängiger Verfahren. Die Umstellung vom alten auf das neue Recht wird weitgehend in den Artikeln 448 bis 456 geregelt. Allerdings müssen zwischen den alten und den neuen Behörden noch Einzelheiten bezüglich Übergabe der Verfahren geregelt werden. Diese zuerst betroffenen Behörden sind nicht mehr in der Lage die im Organisationsreglement der Walliser Gerichte beschlossenen Entscheide in Übereinstimmung mit der Staatsanwaltschaft zu treffen.

Artikel 451 StPO besagt, dass "selbständige nachträgliche Entscheide des Gerichts nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Strafbehörde gefällt werden, die nach diesem Gesetz für das erstinstanzliche Urteil zuständig gewesen wäre". Ausgehend von der Tatsache, dass der Kanton Wallis über das Instrument eines Straf- und Mass​nahmenvollzugsrichter verfügt und das Ziel von Artikel 451 StPO darin besteht, gewisse Entscheide richterlich zu fällen (und nicht etwa die Schaffung des Straf- und Massnahmevollzugsrichters zu verhindern), ist der Straf- und Massnahmenvollzugsrichter und nicht das erstinstanzliche Gericht für derartige Entscheide zuständig ist.

II. ÄNderung bisherigen Rechts
1.

Gesetz über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten


Artikel 3 kann aufgehoben werden, da sein Inhalt in Artikel 20 E.EGStPO übernommen wird.
2.

Reglement des Grossen Rates



Artikel 3 kann aufgehoben werden, da sein Inhalt in Artikel 20 E.EGStPO übernommen wird.

3.

Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege



Artikel 34h ff. des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungspflege benötigen zwei Anpassun​gen. Einerseits sind die bundesrechtlichen Übertretungen der schweizerischen Strafprozessordnung unterstellt. Andererseits wird die Berufung gegen eine Strafverfügung der Verwaltungsbehörden nicht mehr durch die kantonale, sondern durch die Schweizerische Strafprozessordnung geregelt, und zwar mit denselben Vorbehalten wie bis anhin (Art. 194bis Kap. 2 kStPO) . 


In Einklang mit Artikel 13 Absatz 2 E.EGStPO und dem bisherigen Artikel 194bis Ziffer 1 kStPO ist "ein Rich​ter des Kantonsgerichts" für die Beurteilung der Berufung zuständig.

4.

Gesetz betreffend das Gehalt der Gerichtsbehörden


Die vorgeschlagenen Bestimmungen tragen der neuen Gerichtsorganisation und den neuen Zuständigkeiten des Staatsanwalts Rechnung.



Die Gehälter wurden den Lebenshaltungskosten entsprechend dem Landesindex der Konsumentenpreise des Jahres 1990 (Art. 13 Abs. 6 des Gesetzes) und gemäss den von der kantonalen Finanzverwaltung herausgegebe​nen Zahlen angepasst (ungefähr 30%). Diese Gehaltserhöhung wurde auch für die den Ersatzrichtern und den Stellvertretern zugesprochenen Gebühren angewendet. 



Das Gehalt des Generalstaatsanwalts ist mit demjenigen einen Kantonsrichters identisch, dasjenige eines Staats​anwalts ist mit demjenigen eines Bezirksrichters identisch. Das Gehalt des regionalen Staatsanwalts liegt zwischen den beiden vorgenannten Gehälter.
5.
Einführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch

Mit dem Inkrafttreten des Schweizerischen Strafprozessrechts werden zahlreiche Bestimmungen des EGStGB hinfällig. Man muss sich vergegenwärtigen, dass die kStPO aufgehoben wird, die Gerichtsbehörden neu organi​siert werden (Aufgabe des Systems des Untersuchungsrichters, Schaffung eines Zwangsmassnahmengerichts, neuer Aufgabenbereich des Staatsanwalts, usw.) und die Terminologie betreffend die Inhaftierung vor ergange​nem Urteil anstelle der Untersuchungshaft ändert. 

· Die Änderung des Artikel 5 berücksichtigt die dem Staatsanwalt in Artikel 363 Absatz 2 StPO vorbehaltene Zuständigkeit.

· Die Artikel 8, 9 und 11 sind nicht mehr erforderlich; ein didaktischer Hinweis auf die Strafprozessordnung wird die Arbeit der Richter und Anwälte erleichtern.

· Artikel 10 muss aufgehoben werden. In Übereinstimmung mit dem StPO ist künftig das Strafbefehlsver​fahren anwendbar. Die in ihren Interessen durch den Einzug von Gegenständen tangierten Drittpersonen haben somit ihr Beschwerderecht entsprechend Artikel 354 StPO auszuüben. 
· Artikel 12 muss aufgehoben werden, da dieser dem Anwendungsbereich von Artikel 8 StPO entspricht. Arti​kel 2 E.EGStPO, welcher den ganzen StPO für die Verfolgung der kantonalrechtlichen Straftaten für anwendbar erklärt, ersetzt daher Absatz 2 des Arikels 12. Wenn die Bedingungen erfüllt sind, können also die Verwaltungsbehörden die Verfolgung immer verweigern.

-
Artikel 13 muss aufgehoben werden: die Rechtshilfe wird künftig durch den StPO geregelt. Die im Artikel 356 StGB vorgesehene Ausnahme wird mit dem Inkrafttreten des StPO aufgehoben (II. 8. des Bundesge​setzes).

-
Der Hinweis auf Artikel 16 ist didaktischer Art: Das Verfahren vor dem Straf- und Massnahmenvollzugs​richter ist dasjenige der selbstständigen und nachträglichen Gerichtsentscheide (Art. 364, 365 StPO). Das entsprechende Rechtsmittel wird in Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe b E.EGStPO bezeichnet.

· Artikel 17 muss aufgehoben werden weil aufgrund des StPO kein Anwendungsbereich mehr besteht. Bei der Anwendung des Schweizerischen Strafrechts werden alle Zuständigkeiten und Verfahren geregelt (es gibt mehrere Spezialverfahren des StPO, die als summarisch betrachtet werden können). Der Rechtsmittelweg ist in Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe a und c geregelt. Für die kantonalen Straftaten kann die Behörde eine Ver​waltungsbehörde sein (somit kommt das VVRG zur Anwendung) oder ist die Staatsanwaltschaft unter An​wendung des Bundesverfahrens im Bereich der Übertretungen zuständig. 

· Die Artikel 20 Absatz 3 und 21 Absatz 3 berücksichtigen die Zuständigkeit des Staatsanwalts (Art. 363 Abs. 2 StPO); sie entsprechen Artikel 364 StPO.

· Artikel 59 Absatz 2 verweist allgemein auf den StPO und auf den E.EGStPO. Mit Blick auf die Spezialrege​lung bezüglich der kantonalrechtlichen Übertretungen und der Vorbehalte zugunsten der Spezialgesetzgebung ist der Verweis auf den E.EGStPO eher ein weitgefasster und betrifft vornämlich das VVRG.

6.
Gesetz über die Akten der gerichtlichen Polizei

-
Art. 3a. – Vernichtung von Daten



Die Akten der gerichtlichen Polizei sind mindestens bis zum Ablauf der Verfolgungs- und Vollstreckungsverjä​hrung aufzubewahren (Artikel 103 und 99 Abs. 2 StPO). Da die Fristen zur Löschung aus dem Strafregister länger sind, konnte Artikel 3a Absatz 1 beibehalten werden. Buchstabe c von Artikel 3a liess man unverändert, da es nicht im Interesse einer verstorbenen Person ist, wenn ihr Dossier aufbewahrt wird.


Der Weiterzug an einen Einzelrichter wird beibehalten; es handelt sich jedoch nicht mehr um eine Beschwerde gemäss kStPO, sondern um eine Beschwerde im Sinne der Artikel 393ff. StPO.

-
Art. 5 – Auskunftsrecht nach Abschluss des Strafverfahrens


Hier muss der Titel von Artikel 5 und sein Geltungsbereich geändert werden. Dieser Änderungsantrag gilt ge​mäss der Gesetzessystematik ebenfalls für Artikel 5a und 5b GAGP. Während des Verfahrens ist aus​schliesslich die Prozessordnung anwendbar (Art. 95 bis 103 StPO). Die Zuständigkeit der Kantone wird in Artikel 99 festgelegt: Bearbeitung und Aufbewahrung von Personendaten nach Abschluss des Verfahrens. 
7.
Gesetz über die Kantonspolizei / Verordnung zum Gesetz über die Kantonspolizei
Die Gesetzgebung über die Kantonspolizei muss aufgrund des Ausscheidens des Untersuchungsrichters und in Folge der Bestimmungen in der StPO bezüglich der Zwangsmassnahmen geändert werden.
Der mit dem Fall betraute Staatsanwalt erteilt von nun an den Durchsuchungsbefehl. In dringenden Fällen kann diese Durchsuchung mündlich angeordnet werden. Sie ist aber nachträglich schriftlich zu bestätigen (Art. 241 und 198 StPO).
D. Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung (EGZPO) - Kommentar

Das Verfahren bestimmt die Regeln, die bei der Vorgehensweise vor einer Behörde eingehalten werden müssen. Die Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO) regelt dies für streitige und nichtstreitige Zivilsachen (Art. 1). Die ZPO schliesst jedoch nicht alle nichtstreitigen Verfahren ein (z.B. in Angelegenheiten der Registerhaltung).
Im Gegensatz zur Strafprozessordnung (StPO) behandelt die ZPO nicht nur bundesrechtliche Angelegenheiten. Art. 1 E.ZPO sieht keinen Vorbehalt und keine Ausnahme vor. Aus den Vorbereitungsarbeiten geht ausserdem hervor, dass man das Anwendungsgebiet des Gesetzes auf die Angelegenheiten des kantonalen Rechts ausweiten wollte
. So werden Streitsachen aus dem kantonalen Recht, beispielsweise betreffend die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger, der ZPO unterstellt.
Im Kinds- und Erwachsenenschutz kommt die ZPO vorbehältlich einer anderen kantonalen Regelung zur Anwendung
.

Auch in Schuldbetreibungs- und Konkurssachen findet die ZPO Anwendung (Art. 1 lit. c). Ausgeschlossen sind lediglich die Entscheide der Schuldbetreibungs- oder Konkursorgane, welche bei der Aufsichtsbehörde angefochten werden können
.

-
Artikel 1 – Ziel

Die Kantone werden ihre Kompetenz über Organisation der Gerichte sowie die sachliche und funktionelle Zuständigkeit der Behörden (Art. 3 und 4 E.ZPO) beibehalten. Die erste Gruppe der Regeln betrifft die allgemeinen Grundsätze, welche die Judikative regelt, die zweite betrifft das vom Gesetzgeber vorgesehene Tätigkeitsgebiet der Gerichtsbarkeiten. Trotzdem kann die kantonale Gerichtsbehörde von den Regeln der ZPO betroffen sein. Die Bundesverfassung sieht diese Überschneidung ausdrücklich (Art. 122 Abs. 2) vor. Ausserdem sind einige Regeln der ZPO allgemein abgefasst und verlangen nach kantonalen Anwendungsnormen (z.B. die Festlegung der Verfahrenssprache). Im Fall der Kosten und Entschädigungen sieht die ZPO jedoch vor, dass die Zuständigkeit bei den Kantonen bleibt (Art. 94 E.ZPO).

-
Artikel 3 – Gemeinderichter

Gemäss Artikel 194 E.ZPO findet vor dem Hauptverfahren ein Schlichtungsversuch statt. Die Kantone sind frei, diese Zuständigkeit einem Friedensrichter oder einem für den Entscheid beauftragten Richter zu übertragen
. Sie haben auch die Möglichkeit, die Zusammensetzung der Schlichtungsbehörde (Einzelrichter oder Kollegium) zu bestimmen, ausser wenn das Bundesrecht diesbezüglich eine Regelung vorsieht (Art. 197 E.ZPO). 

Der vorgeschlagene Text übernimmt die aktuelle Lösung des Walliser Rechts: der Gemeinderichter ist Schlichtungsrichter, ausser wenn das Gesetz eine andere Behörde vorsieht.

Gemäss dem aktuellen Recht führt der Gemeinderichter nicht nur den Schlichtungsversuch durch, sondern trifft den Entscheid bei Streitsachen, deren Streitwert 5000 Franken nicht überschreitet (Art. 21 Abs. 2 ZPO/VS). Gemäss dem E.ZPO, kann die Schlichtungskommission den Parteien bei einem Streitwert bis Fr. 5'000.-- einen Urteilsvorschlag unterbreiten (Zivilverordnung), welche rechtskräftig wird, wenn ihn keine Partei innert 20 Tagen seit Eröffnung ablehnt (Art. 207 Abs. 1 lit. c, 208 E.ZPO). Die Schlichtungsbehörde kann bei Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von 2000 Franken entscheiden, sofern die klagende Partei einen entsprechenden Antrag stellt (209 E.ZPO).

Es ist nicht vorgesehen, Gemeinderichter zu ernennen, die als berufliche Magistraten fungieren und denen weiterrechende Kompetenzen zugesprochen werden. Somit erteilt ihnen der Entwurf keine anderen als die vom Bundesrecht vorgesehen Urteilskompetenzen.

-
Artikel 4 – Bezirksgericht

Das am 1. Januar 2007 in Kraft getretene BGG zwingt die Kantone vorbehältlich gewisser Ausnahmen einen doppelten Instanzenzug einzuführen. Die Kantone verfügen über eine Frist, um diese Regelung zur Anwendung zu bringen. Diese Frist ist spätestens beim Inkrafttreten der ZPO (Art. 130 Abs. 1 BGG) abgelaufen. Das Wallis wird dann seine jetzigen Zuständigkeiten nicht mehr beibehalten können. Für die meisten vermögensrechtlichen Beschwerden ist nach einer Untersuchung des Falles durch den Bezirksrichter ein Urteil durch eine einzige Instanz (Kantonsgericht) vorgesehen.

Der Entwurf will den doppelten Instanzenzug wie folgt einführen: Die allgemeine Zuständigkeit wird dem Bezirksgericht anvertraut, mit Ausnahme einer ausdrücklichen Bestimmung, welche die Zuständigkeit einer anderen Behörde vorsieht (Art. 4 Abs. 1 E.EGZPO). Das Kantonsgericht stellt die Beschwerdeinstanz dar (Art. 5 Abs. 1 lit. b E.EGZPO).

Das E.ZPO sieht bei Artikel 195 lit. c und d vor, dass der Schlichtungsversuch im Scheidungsverfahren auf Klage eines Ehegatten oder im Verfahren zur Auflösung der eingetragenen Partnerschaft entfällt. Es ist nicht sicher, ob diese Ausnahme bestehen bleibt, denn die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates hat vorgeschlagen, in diesen Fällen einen obligatorischen Schlichtungsversuch einzuführen. Falls diese Lösung beibehalten wird, muss diese Kompetenz - gleich wie im aktuellen kantonalen Recht - dem Bezirksgericht übertragen werden (Art. 4 Abs. 2 und 3 Abs. 2 in fine E.EGZPO).

-
Artikel 5 – Kantonsgericht

Das aktuelle Bundesrecht verlangt von den Kantonen eine kantonale Gerichtsbarkeit zur Beurteilung der Streitsachen über geistiges Eigentum oder in spezifischen Bereichen des Haftpflichtrechts. Artikel 5 Abs. 1 E.ZPO übernimmt dieses System und weitet es auf einige zusätzlichen Bereiche aus
. Gemäss dem geltenden kantonalen Recht ist in solchen Fällen das Kantonsgericht zuständig (Art. 23 Abs. 1 lit. c ZPO/VS). Der Entwurf übernimmt diese Regelung (Art. 5 Abs. 1 lit. a E.EGZPO).

Im Übrigen müssen die Kantone, gemäss Artikel 7 E.ZPO, eine einzige kantonale Instanz vorsehen, wenn die Parteien sich auf eine direkte Klage beim oberen Gerichts einigen und sofern der vermögensrechtliche Streitwert mindestens 100'000 Franken beträgt. Artikel 5 Absatz 2 lit. a des E.EGZPO wendet diese Regelung an.

Gemäss Artikel 6 Absatz 1 E.ZPO können die Kantone ein Fachgericht bezeichnen, welches als einzige kantonale Instanz für handelsrechtliche Streitigkeiten zuständig ist. Diese Art von Gerichtsbarkeit, d.h. Fachrichter, die nicht ständig in Funktion sind (z. B. ein Buchhaltungsexperte oder ein Architekt, je nach Art der Streitigkeit), existiert in gewissen Deutschschweizer Kantonen (z.B. in Bern und Zürich). Im Wallis ist dies nicht der Fall, obwohl die KV/VS diese Möglichkeit für den Gesetzgeber vorsieht (Art. 64). Der vorgeschlagene Text hält in diesem Punkt am geltenden Recht fest und sieht demzufolge nicht vor, ein Handelsgericht einzuführen, welches eine Abteilung des Kantonsgerichts hätte sein können. Dies entspricht im Übrigen der Zielsetzung des Grossen Rates, aus dem Kantonsgericht ein Beschwerdegericht zu machen (Gesetz betreffend die Änderung der Rechtspflegeordnung vom 9. November 2006).

Das Bundesrecht überlässt es im Prinzip den Kantonen, einen Einzelrichter zu ernennen oder eine kollegiale Gerichtsinstanz einzuführen. Die Wahl eines Einzelrichters wird für die erstinstanzliche Gerichtsbarkeit oft angewandt, ist jedoch für die Beschwerdeinstanz eher selten. Der Walliser Gesetzgeber hat in einigen Fällen schon einen Einzelrichter als kantonale Beschwerdeinstanz oder als einzige kantonale Instanz eingesetzt, um eine schnellere Abwicklung des Prozesses zu erzielen (vgl. Gesetz betreffend die Änderung der Rechtspflegeordnung vom 9. November 2006). Der vorgeschlagene Text übernimmt diese Regelung im Artikel 5 Absatz 2 E.EGZPO. Der Anwendungsbereich des vereinfachten und des summarischen Verfahrens wird durch Artikel 239 E.ZPO und die Artikel 244 ff. E.ZPO festgelegt.

-
Artikel 6 – Kantonale Schlichtungskommission in Miet- und Pachtsachen
Artikel 197 Absatz 1 E.ZPO verlangt nach einer spezielle Gerichtsbarkeit in Schlichtungssachen des Miet- und Pachtwesens. Die Organisation der kantonalen Schlichtungskommission wird von den Artikeln 11 und 14 E.ROG festgelegt; demzufolge werden die Artikel 82 und 83 EGZGB/VS aufgehoben.

Die Kommission versucht, die Parteien zu versöhnen (Art. 198 Abs. 1 E.ZPO) und in rechtlichen Streitfragen betreffend Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen sowie aus landwirtschaftlicher Pacht zu beraten (Art. 198 Abs. 2 E.ZPO, Art. 274a Abs. 1 lit. a OR).

Die Kommission unterbreitet den Parteien in den vom Art. 207 Absatz 1 lit. b E.ZPO
 ausdrücklich vorgesehenen Fällen (Hinterlegung von Miet- und Pachtzinsen, die Anfechtung einer Kündigung oder die Erstreckung des Miet- und Pachtverhältnisses) einen Urteilsvorschlag (Zivilverordnung), unabhängig vom Streitwert (Art. 207 Abs. 1 lit. c e contrario E.ZPO). Sofern die klagende Partei einen Antrag stellt, trifft die Kommission, falls sie als Schlichtungsbehörde zuständig ist, bei allen Streitigkeiten in Bezug auf ein Miet- oder Pachtverhältnis bis zu einem Streitwert von 2000 Franken einen Grundsatzentscheid (Art. 209 E.ZPO).

-
Artikel 7 – Miet- und Pachtgericht

Die Schaffung und die Organisation des Miet- und Pachtgerichts werden in den Artikeln 12 und 14 E.ROG erläutert.

Nach der Untersuchung durch den Präsidenten entscheidet normalerweise das aus drei Mitgliedern zusammengesetzte Gericht. Als Einzelrichter hat der Präsident jedoch die Kompetenz, über Ausweisungsanträge und vorsorglichen Massnahmen, die schnell abgewickelt werden müssen, zu entscheiden.

-
Artikel 8 – Kantonale Schlichtungskommission für Streitigkeiten nach dem Gleichstellungsgesetz
Der Artikel 197 Absatz 2 E.ZPO schreibt in Schlichtungssachen nach dem Bundesgesetz vom 24. März 1995 über die Gleichstellung (GlG)
 eine spezialisierte Gerichtsbarkeit vor. Die Organisation dieser Schlichtungskommission in den Artikeln 13 und 14 E.ROG beschrieben.

Die Kommission unternimmt einen Schlichtungsversuch (Art. 198 Absatz 1 E.ZPO) und berät in rechtlichen Streitfragen (Art. 198 Abs. 2 E.ZPO, Art. 11 Abs.2 GlG) nach dem GlG (Gleichstellung im Erwerbsleben, Diskriminierung im Erwerbsleben).

Die zuständige Kommission unterbreitet den Parteien einen unbeschränkt zulässigen Urteilsvorschlag (Zivilverordnung)
 (Art. 207 Abs. 1 lit. a E.ZPO) und trifft auf Antrag der klagenden Partei bis zu einem Streitwert von 2000 Franken einen Grundsatzentscheid (Art. 209 ZPO).

Für andere Streitigkeiten nach dem GlG ist das Arbeitsgericht zuständig (E.EGZPO, II. Teil, Kap. 14 – E.kArG Art. 29 lit. b).

-
Artikel 9 – Zwangsvollstreckungsverfahren

Im Zwangsvollstreckungsverfahren dient Artikel 278 Absatz 2 ZPO/VS als Vorlage für die Beschwerde an die Kantonspolizei.

-
Artikel 10 – Verfahrenssprache

Die Verfahrenssprache muss durch die kantonale Gesetzgebung (Art. 127 E.ZPO) geregelt werden. Der Entwurf übernimmt hier für die Gemeinderichter, die Bezirksgerichte und das Kantonsgericht den Artikel 64 ZPO/VS und adaptiert die Regelungen der neuen Bestimmungen der ZPO und des EGZPO. Für Zivilverfahren mit sozialem Aspekt hat die Sprache des als schwächer geltenden Vertragspartners Vorrang (Arbeiter, Mieter).

Artikel 10 Absatz 4 in fine EGZPO, welcher sich auf die in der schriftlichen Einleitung des Verfahrens gebrauchten Sprache bezieht, geht von der Vermutung aus, dass das Kantonsgericht als einzige kantonale Gerichtsbarkeit angerufen wird.

-
Artikel 11 – Anpassung des kantonalen Rechts

Artikel 11 E.EGZPO ist gleich konzipiert wie Artikel 45 E.EGZPO. Er trägt der Tatsache Rechnung, dass das kantonale Recht mit zahlreichen Verweisen auf die ZPO/VS arbeitet und versucht jedes Mal, die kantonale Gesetzgebung dem E.ZPO anzugleichen, wenn die Ziffer II E.EGZPO dies nicht vorsieht.

-
Ziffer II – Änderungen des geltenden Rechts

Das E.ZPO schlägt 18 Änderungen des geltenden Rechts vor. Bei den meisten handelt es sich um formelle Anpassungen: Verweis auf die Schweizer Zivilprozessordnung.

Die Änderung des ArG (Ziff. 14) ist jedoch erwähnenswert. Die Professionalisierung und „Vergerichtlichung“ des Arbeitsgerichts werden in Artikel 10 E.ROG kommentiert. Artikel 10 Absatz 2 dritter Satz E.ROG behält die Zuständigkeit des Arbeitsgerichtspräsidenten vor, um als Einzelrichter in Fällen der spezialisierten Gesetzgebung zu urteilen; Artikel 30 E.kArG nutzt diesen Vorbehalt aus. Vorbehalten bleibt die Variante, nach welcher die Schlichtungsaufgaben und die Rechtsberatung einem spezialisierten Mitarbeiter des Arbeitsgerichts anvertraut werden (supra ad Art. 10 E.GGB). Artikel 29 E.kArG erwähnt die Zuständigkeit des Arbeitsgerichts: In Berücksichtigung seiner Professionalisierung ist das Arbeitsgericht unabhängig vom Streitwert im Arbeitsvertragsrecht zuständig (Kommentar ad Art. 10 E.ROG); die Zuständigkeit im Feststellungsverfahren, welches  von den Vertragsparteien eines Gesamtarbeitsvertrages im Rahmen von Artikel 357b OR angestregt wird, ergibt sich aus Artikel 29 Absatz 2 kArG; die Zuständigkeit in Streitigkeiten nach dem GlG vom 24. März 1995 ist keine Neuheit (Schlichtungsversuch: Art. 5 EGGlG; Grundsatzentscheide: Art. 29 Abs. 1 kArG zusammen mit Art. 10 GlG und 343 OR - BSGC Mai 1996 S. 380). Artikel 31 E.kArG über die Verfahrenssprache wendet eine dem Artikel 10 E.EGZPO analoge Lösung an (Sprache der als schwächer geltenden Vertragspartei).

Die Gesetzgebung über die Berufsbildung (Zif. 10 und 11) muss abgeändert werden, da der Lehrlingsvertrag dem Arbeitsvertrag gleichgestellt wird.

Beim Notariatsgesetz wird eine sachliche Änderung (Zif. 5) vorgeschlagen: bei Klagen zwischen einem Notar und einer Privatperson über die Zahlung der Gebühren und anderer Auslagen des Notars sieht das Gesetz ein Doppelverfahren vor. Ein erstes administratives Feststellungsverfahren über die Anwendung des Tarifs (Art. 56, Abs.2) und ein zweites zivilrechtliches Verfahren über die Verurteilung zur Bezahlung. Diese Regelungsart ist nicht vernünftig und verzögert die Erledigung der diesbezüglichen Streitigkeiten. Der Entwurf schlägt deshalb vor, eine einzige Gerichtsbarkeit – den Zivilrichter – zu ernennen. Gemäss dem allgemeinem Grundsatz im Schweizer Recht, wird dieser ebenfalls für die Untersuchung von allfälligen öffentlich-rechtlichen Vorfragen zuständig sein (Anwendung des Gebührentarifs für Notare). Im Übrigen geht die Zahlungsverweigerung oftmals mit einem Einwand des Kunden einher, der seinerseits die Haftung des Notars in Frage stellt. Diese Streitigkeit wird durch das Zivilverfahren geregelt.

-
Ziffer III – Schluss- und Übergangsbestimmungen

Die Anwendung des alten oder neuen Verfahrensrechts wird durch die Artikel 401 und folgende E.ZPO (Art. III.2, 1. Satz, 1. Teil) festgelegt. Das kantonale Gesetz muss die sachliche Zuständigkeit (Art. 4 Abs. 1 E.ZPO) und somit das Übergangsrecht festlegen; gemäss Artikel III.2 1. Satz, 2. Teil, wird das Kapitel 2 E.EGZPO ab Inkrafttretung des Gesetzes angewendet. Es ist die einzige Lösung, um der Forderung einer kantonalen gerichtlichen Doppelinstanz in Zivilsachen, welche vom BGG vorgesehen ist, gerecht zu werden. Die gleiche Lösung wird bei Artikel 52 E.ROG angewandt. Hervorzuheben ist, dass der revidierte Artikel 14a Absatz 1 Schlusstitel des schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) den gleichen Grundsatz für die zuständigen Behörden des Kindes- und Erwachsenenschutz (Art. 198 EGZGB/VS) vorsieht. Die praktischen Übergangsmodalitäten für die Aktendossiers (Dossiererstellung, Seitenbezifferung, Verzeichniserstellung, Abrechnung, usw.) werden vom Reglement über die Organisation der Walliser Gerichtsbarkeit (Art. 50 E.ROG) festgelegt.

E. 
Änderung des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG ZGB) – Kommentar
Das EG ZGB/VS erfährt zwei Arten von Änderungen:

1. solche, die sich durch das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht aufdrängen;

2. solche, die sich aus dem Entwurf einer eidgenössischen Zivilprozessordnung ergeben.

I. Neues Kindes- und Erwachsenenschutzrecht
1. Allgemeine Erwägungen
Am Ende eines Gesetzgebungsprozesses, der nahezu 15 Jahre gedauert haben wird, hat das eidgenössische Parlament über einen Entwurf zu einem neuen Erwachsenenschutzrecht zu befinden, die dritte Abteilung des 2. Teils des Schweizerischen Zivilgesetzbuches. Dieses Gesetz soll das geltende Vormundschaftsrecht ersetzen, das im wesentlichen auf die Vereinheitlichung des Privatrechts von 1907 zurückgeht.

Diese bedeutende Reform stellt die letzte Etappe der Revision des Familienrechts dar, deren Anfänge in der Mitte des letzten Jahrhunderts liegen. Sie ist geprägt von grundlegenden Prinzipien, die von Lehre und Rechtsprechung entwickelt wurden lange bevor sie durch den Gesetzgeber übernommen und sogar in den Rang der Verfassung erhoben wurden. So wurden der Forderung nach Individualisierung und dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit besondere Beachtung geschenkt sowie der Gewährung des rechtlichen Gehörs und der Aufwertung der persönlichen Autonomie. Diese neue Haltung prägt den Gesetzesentwurf massgeblich und findet ihren Niederschlag auch in einer grösseren Vielfalt der Massnahmen. Die behördlichen Massnahmen (Art. 388 ff. E ZGB) werden begleitet und ergänzt durch eine breite Palette von Vorkehrungen der eigenen Vorsorge und von Massnahmen von Gesetzes wegen für urteilsunfähige Personen. Die Bestimmungen über die fürsorgerische Unterbringung (Art. 426 ff. E ZGB) tragen dem Behandlungsaspekt des Aufenthalts in der stationären Einrichtung viel mehr Rechnung als das geltende  Recht, das den Akzent auf die Freiheitsentziehung legt.

Die grundlegenden Änderungen des materiellen eidgenössischen Rechts ziehen zahlreiche Änderungen des EGZGB/VS nach sich. Neben einer wesentlichen terminologischen Bereinigung drängen sich einerseits die Aufhebung oder Anpassung zahlreicher Bestimmungen und anderseits die Formulierung neuer Normen auf. Das Vorhaben wird durch die gleichzeitige Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts und des Strafprozessrechts auf eidgenössischer Ebene noch zusätzlich erschwert.

Besondere Beachtung wird im übrigen der Forderung des Bundesgesetzgebers geschenkt werden müssen, wonach die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde künftig als interdisziplinäres Gremium ausgestaltet werden muss (Art. 440 Abs. 1 und 3 E ZGB). Diese Vorgabe schränkt die Autonomie der Kantone ein, auch wenn grundsätzlich der Kanton seine Organisationshoheit behält (Art. 122 Abs.2 BV).

Der Kommentar zum Vorentwurf des Gesetzes über die Gerichtsbehörden erwähnt die immer zahlreicher werdenden Aufgaben und die Erweiterung des Pflichtenheftes der interdisziplinären Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, welche die Vormundschaftsbehörde und auf kantonaler Ebene die Vormundschaftsämter ablöst. 

Das Dokument liefert auch statistische Daten, aus denen die kontinuierliche Zunahme der vormundschaftlichen Geschäfte hervorgeht. Schliesslich werden auch die drei Organisationsvarianten der künftigen Schutzbehörde präsentiert, die in der kantonalen Vormundschaftskommission diskutiert wurden sowie die Gründe, welche die Kommission bewogen haben, schliesslich einstimmig mit einer Enthaltung für die kantonale Gerichtsvariante zu optieren.

Art. 15 und 16 des Gesetzes-Vorentwurfs definieren die Zusammensetzung und die Ernennung der Mitglieder dieser neuen, den erstinstanzlichen Zivilgerichten angegliederten gerichtlichen Behörde (Art. 9 Bst. g VE Gesetz über die Gerichtsbehörden GGB. Dieses Organ zeichnet sich aus durch die vom Bundesrecht geforderte interdisziplinäre Zusammensetzung. Da der allgemeine Rahmen und die Struktur der Schutzbehörde in zwei Bestimmungen des GGB festgelegt sind, kann sich das EG ZGB damit begnügen, darauf zu verweisen. Hingegen hat dieses die heiklen Fragen der internen Aufgaben - und Kompetenzaufteilung und der internen Beratungen zu regeln.

Trotz der erforderlichen zahlreichen Änderungen war es möglich, sie in die aktuelle Systematik einzubauen, was es ermöglicht, die Bestimmungen unter Bezugnahme auf die bestehende Gliederung zu kommentieren. Die Änderungen betreffen erwartungsgemäss hauptsächlich den ersten Titel, der sich mit der Anwendung des Bundesprivatrechts befasst. 
Kapitel 2, das sich mit zivilen Verwaltungssachen befasst, betrifft die Organe, welche die Schutzmassnahmen führen, während das Kapitel 3, zivile Gerichtsbarkeit, sowohl die Organisation der Schutzbehörden als auch das Verfahren regelt. Die Kommentierung der neuen, abgeänderten oder aufgehobenen gesetzlichen Bestimmungen erfolgt nach dieser vom Gesetz vorgesehenen Ordnung. Die wenigen von der Reform betroffenen Gesetzesartikel, die nicht in dieses Schema passen, werden am Schluss des Berichts unter dem Titel Andere Änderungen des EG ZGB behandelt.

2. Die Ausführungsorgane der Schutzmassnahmen

2.1
Die Berufsbeistandschaft


2.1.1
Artikel 13 und 14 - Grundsätze und Rechtlicher Status



Während die Kantonalisierung der Behörde, welche die Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen anordnet, , namentlich hinsichtlich der Rechtssicherheit und der einheitlichen Rechtsanwendung viele Vorteile mit sich bringt, präsentiert sich die Situation unter einem wesentlich anderen Licht, wenn es um die Frage geht, wer mit der Mandatsführung zu beauftragen ist. Hier sind die lokalen und regionalen Besonderheiten, die unterschiedliche Verfügbarkeit von privaten Mandatsträgern und das bereits existierende Netz von kommunalen oder regionalen Diensten zu berücksichtigen. Dazu kommen die Schwierigkeiten der Kontaktaufnahme aus Gründen der geographischen Distanz sowie der Wille gewisser Gemeinden, die Autonomie in allen Bereichen, die weiterhin in ihre Zuständigkeit fallen, zu bewahren. Die Nähe zum Geschehen, die oft eher als ungünstig beurteilt wird, weil sie bisweilen zu einer Verzögerung der Massnahmen führt, die zu treffen wären, kann sich auch positiv auswirken, insbesondere wenn es darum geht, für eine betreute Person ein Betreuungsnetz oder die Begleitung in ihrer Umgebung sicher zu stellen.



Die Berufsbeistandschaft gewährleistet, die Führung von Betreuungs- und Verwaltungsmandaten, die keiner Privatperson oder dem kantonalen Jugendamt übertragen werden können (Art. 13 Abs. 1 E EGZGB). Sie kommt also nur subsidiär zum Zug. Es ist in der Tat Aufgabe der Schutzbehörde, selber nach geeigneten Privatpersonen zu suchen, die ein Mandat als Privatbeistand oder Privatvormund übernehmen können (Art. 112 Abs. 4 Bst. e E EGZB).Die Rechtspflicht, ein Mandat ausserhalb eines beruflichen Rahmens zu übernehmen, wird bundesrechtlich aufrechterhalten (Art. 400 Abs. 2 E ZGB). Diese Amtspflicht bringt zum Ausdruck, dass Solidarität im Erwachsenenschutz auch unter veränderten gesellschaftlichen Verhältnissen kein leeres Wort sein darf (BBl 2006 S. 7050).Dennoch ist nicht zu übersehen, dass die professionellen Dienste zunehmend gefragt sind, sei es dass die Mandate von zunehmender Komplexität sind, sei es dass die gemeinschaftlichen Bindungen abgenommen haben. Die Möglichkeiten, diesen Trend umzukehren, sind beschränkt. Auch wenn jede Gemeinde für ihre Einwohner (Art. 13 Abs. 2 und 14 Abs. 1 E EGZGB) den Zugang zu einer Berufsbeistandschaft sicherstellen muss, heisst das nicht, dass sie keine andere Wahl hat, als einen eigenen Dienst zu errichten. Statt auf eigene Mittel zurückzugreifen (Art. 14 Abs. 2 Bst. a E EGZGB), kann sie die Aufgabe an eine andere Gemeinde, an eine Gemeindevereinigung oder an Dritte (Art. 14 Abs. 2 Bst. c E EGZB) delegieren. Sie kann ihre Aufgabe auch erfüllen durch eine interkommunale Zusammenarbeit auf privatrechtlicher Basis oder durch eine Gemeindevereinigung mit dem Zweck, eine Berufsbeistandschaft zu führen (Art. 14 Abs. 2 Bst. c E EGZGB). Solche Vereinbarungen sind im Gemeindegesetz geregelt und kennen schon viele Vorbilder, von denen nur die interkommunalen Vormundschaftskreise erwähnt seien .Die jüngsten Initiativen zu Gemeindefusionen könnten die Bestrebungen, die Kräfte zu bündeln begünstigen.


2.1.2
Artikel 15 - Verordnete Zusammenarbeit



Wenn eine Gemeinde offensichtlich nicht in der Lage ist, den Betrieb einer Berufsbeistandschaft zu gewährleisten, kann der Staatsrat sie verbindlich anweisen, die Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben des Kindes- und Erwachsenenschutzes in einer der vorgesehenen Zusammenarbeitsformen sicher zu stellen. Art. 15 E EGZGB stützt sich auf Art. 111 Abs. 2 Gemeindegesetz, der ausdrücklich diese Zwangsmassnahme vorsieht, wenn die Gemeinde nicht von sich aus die nach dem Umständen gebotenen Vorkehrungen trifft.



Der Rückgriff auf diese Norm sollte jedoch angesichts des allgemeinen Bewusstseins über die Notwendigkeit der Zusammenarbeit und der zahlreichen Ermutigungen dazu (vgl. auch Art. 110 Gemeindegesetz)die absolute Ausnahme darstellen,. Selbst wenn eine Gemeinde vom Staatsrat angewiesen würde, sich innert einer bestimmten Frist einer der existierenden Strukturen anzuschliessen, behielte sie immer noch eine gewisse Freiheit der Wahl in Bezug auf die verschiedenen Optionen, die ihr offen stehen (Art. 14 Abs. 2 Bst. b und c E EGZGB).


2.1.3 
Artikel 16 - Interne Organisation


Es empfiehlt sich, den Gemeinden und den verschiedenen institutionellen Verbünden eine grosse Freiheit einzuräumen in der internen Organisation einer Berufsbeistandschaft. Die jeweilige Struktur kann insbesondere auf dem Hintergrund von Erfahrungen erfolgen, die mit den in mehreren Regionen bereits bestehenden Amtsvormundschaften gemacht wurden. Dabei ist daran zu erinnern, dass das neue Recht vorschreibt, dass der Beistand die Aufgaben, die ihm übertragen werden, persönlich wahrnehmen muss (Art. 400 Abs. 1 E ZGB). Diese Anforderung „richtet sich gegen das unbefriedigende Institut des“ tuteur général“, der Hunderte oder gar Tausende von Mandaten führt, ohne jemals einen persönlichen Kontakt mit der betroffenen Person zu führen, weil der gesamte Auftrag an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne Entscheidungsbefugnisse delegiert wird“ (BBl. 2006 S. 7050).



Auch wenn nicht auszuschliessen ist, dass eine Berufsbeistandschaft nur einen Berufsbeistand beschäftigt (Art. 16 Abs. 1 E EGZGB), sollte diese Form auf keinen Fall als Modell dienen, auch dann nicht, wenn der gesetzliche Mandatsträger sich auf einen Stab von Hilfskräften stützen kann. Mann kann sich im übrigen fragen, ob wirklich von einem „Dienst“ gesprochen werden kann, wenn die Führung der Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen für ein bestimmtes Kollektiv von Gemeinden von einer einzigen Person sicher gestellt wird. Das System des „Einzelkämpfers“ hat gewichtige Nachteile in Bezug auf die Kontinuität der Verfügbarkeit; ein einzelner Berufsbeistand ist nicht nur in seiner Mobilität eingeschränkt, er verfügt auch kaum über Möglichkeiten des Erfahrungsaustauschs und der Stellvertretung, was in einem Team selbstverständlich möglich ist. Hingegen ist die Schaffung von Teilzeitstellen zu fördern; sie ermöglichen eine berufliche Tätigkeit fortzusetzen oder wieder aufzunehmen bei gleichzeitiger Wahrnehmung von Familienpflichten.



Die Anforderung, über eine geeignete berufliche Ausbildung zu verfügen ist, unabdingbar. Da der Berufsbeistand besonders komplexe Mandate zu führen hat, muss er unbedingt über spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen (Art. 16 Abs. 2 E EGZGB). Diese Voraussetzungen muss zweifellos auch der verantwortliche Leiter einer Berufsbeistandschaft mit mehreren Berufsbeiständen erfüllen; nur so ist er in der Lage:

· sicher zu stellen, dass die Berufsbeistände die Instruktion, Beratung und Unterstützung erhalten, die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen (Art. 16 Abs. 3 Bst. a E EGZGB);

· die Vertraulichkeit der bearbeiteten Personendaten zu gewährleisten (Art. 16 Abs. 3 Bst. b E EGZGB).

2.1.4 
Artikel 17 - Verantwortlichkeit



Die direkte Haftung des Kantons nach Art. 454 Abs. 3 E ZGB übernimmt das Modell von Art. 429a ZGB, das im Bereich der fürsorgerischen Freiheitsentziehung heute schon gilt. Das gleiche Prinzip gilt im Zivilstands- (Art. 46 ZGB), Grundbuch- (Art. 955 ZGB) und Betreibungswesen (Art. 5 ff. SchKG). Als Kausalhaftung deckt sie die Gesamtheit aller Schäden und Verletzungen, die durch widerrechtliche Handlungen oder Unterlassungen von Kindes- und Erwachsenenschutzorganen verursacht werden. Entgegen dem Wortlaut im französischen Text von Art. 454 Abs. 1 E ZGB, die auf eine unvollständige Übersetzung zurückzuführen ist, auf die das Bundesamt für Justiz aufmerksam gemacht wurde, bezieht sich die direkte Staatshaftung sowohl auf die Anordnung und Führung der Massnahmen, was aus der deutschsprachigen Fassung und aus der Botschaft klar hervorgeht: „Erfasst wird nicht nur die Verantwortlichkeit für das Handeln oder Unterlassen der Mandatsträger und Mandatsträgerinnen und der direkt ausführenden Personen, sondern auch der Behörden“ (BBL 2006, S. 7092).



Art. 454 E ZGB i.V.m. der bestehenden kantonalen Gesetzgebung genügt für die Umschreibung der Verantwortlichkeit der Schutzbehörde. Die Voraussetzungen für einen Rückgriff des Kantons auf den Verursacher des Schadens sind dieselben, die heute schon gelten bei widerrechtlichen Handlungen oder Unterlassungen von Magistraten.



Heikler ist die Frage wenn es sich um kommunale oder interkommunale Berufsbeistandschaften und um Berufs- oder Privatbeistände handelt. In Übereinstimmung mit den vorstehenden Ausführungen und im Gegensatz zum geltenden Recht, haftet der Kanton künftig direkt und als einziger gegenüber der verletzten Person (vgl. auch die Stellungnahme des Bundesamtes für Justiz vom 10. Juli 2007). Diese neue  Bestimmung des Bundesrechts veranlasst den kantonalen Gesetzgeber, ein doppeltes Rückgriffsrecht vorzusehen (Art. 454 Abs. 4 E ZGB).



Eines richtet sich gegen die Gemeinde oder die Gemeindevereinigung als Träger der Berufsbeistandschaft. Die Verantwortlichkeit der kommunalen oder regionalen öffentlichen Körperschaft ist vergleichbar mit der Geschäftsherrenhaftung (Art. 55 OR), in dem Sinne als sie wahlweise auf der Verletzung der allgemeinen Instruktions- und Aufsichtspflicht gegenüber dem oder der Berufsbeistände beruht (culpa in eligendo, instruendo et custodiendo). Sie könnte sich indirekt auch aus einer ungenügenden personellen und/oder infrastrukturellen Ausstattung des Dienstes ergeben. Im Gegensatz dazu sind die Gemeinden oder Gemeindevereinigungen nicht tangiert durch die eigentliche Mandatsführung, da der Berufsbeistand direkt gegenüber der Schutzbehörde zur Rechnungsablage verpflichtet ist, genau gleich wie der Privatbeistand (Art. 410/411 E ZGB).



Das zweite Rückgriffsrecht richtet sich gegen den Mandatsträger. In dieser Hinsicht gelten für den Beistand bzw. den Vormund die Voraussetzungen gemäss Art. 14 ff. des Gesetzes über die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger. Diese Bestimmungen können und müssen für private Mandatsträger analog angewendet werden. Das Rückgriffsrecht des Kantons kommt demnach nur zur Anwendung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

2.2 Die Ernennung und Entschädigung des Beistands


2.2.1
Artikel 28 - Grundsätze


Unter Berücksichtigung des Abhängigkeitsverhältnisses zwischen Eltern und Kind unterscheiden sich die Kindesschutzmassnahmen grundlegend von den Massnahmen für Erwachsene. Abgesehen von wenigen Ausnahmen (vgl. namentlich Art. 146 und 544 Abs. 1bis E ZGB), sind sie alle im Kindesrecht geregelt (Art. 307 ff ZGB und 327a ff. E ZGB). Auch wenn Rolle, Aufgaben und Kompetenzen des Beistands für Erwachsene kaum mit denjenigen des Beistands für Kinder zu vergleichen sind, rechtfertigt es sich dennoch, dass der Gesetzgeber die Ernennung und Entschädigung der beiden gleich regelt (Art.28 Bst. a E EGZGB). Desgleichen ist nicht einzusehen, weshalb für den Vormund des Kindes nicht auch dieselben Bestimmungen sinngemäss zur Anwendung kommen sollten (Art. 28 Bst. b E EGZGB). Dabei ist daran zu erinnern, dass im neuen Erwachsenenschutzrecht nicht mehr vom Vormund die Rede ist, obwohl eine umfassende gesetzliche Vertretung auch in Zukunft selbstverständlich möglich ist; diese wird jedoch auch einem Beistand übertragen, dessen Mandat entsprechend umschrieben wird.


2.2.2 
Artikel 29 – Ernennung des Beistands



Die allgemeinen Voraussetzungen nach Art. 400 E ZGB für die Ernennung sind unter 2.1.3 bereits erwähnt worden. Es bleibt noch zu präzisieren, dass die Schutzbehörde mehrere Personen ernennen kann wenn besondere Umstände dies rechtfertigen (Art. 400 Abs. 1 a.E. E ZGB), was übrigens bereits unter dem geltenden Recht möglich ist (Art. 379 Abs. 2 ZGB). Es ist so möglich die persönliche Betreuung und die Vermögensverwaltung zwei verschiedenen Personen zu übertragen, was namentlich im Falle einer Unterbringung in einer stationären Einrichtung sinnvoll sein kann (BBl 2006 S. 7050). In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die Schutzbehörde dafür zu sorgen hat, dass der Beistand die erforderliche Instruktion, Beratung und Unterstützung erhält (Art. 400 Abs. 3 E ZGB). Diese Vorschrift ist von besonderer Bedeutung bei der Übertragung der Beistandschaft an einen privaten Mandatsträger (Art. 400 Abs.2 E ZGB).



Während im Erwachsenenschutz ein Berufsbeistand nur subsidiär zum Einsatz kommt (Art. 13 Abs. 1 und 29 Abs. 2 E EGZGB), gilt dies für den Kindesschutz nicht gleichermassen. Dennoch ist es nicht in erster Linie die Berufsbeistandschaft, sondern das im Jugendgesetz vorgesehene zuständige Amt oder die bezeichnete Stelle, das die in Art. 21 ff. JuG erwähnten Mandate zu führen hat.

2.2.3
Artikel 30 – Ablehnung und Anfechtung der Ernennung


Obwohl die Schutzbehörde gemäss Art. 450d Abs. 2 E ZGB ihre Entscheidung im Rahmen des Beschwerdeverfahrens in Wiedererwägung ziehen kann, rechtfertigt die optimale Aufgabenteilung zwischen den erst- und zweitinstanzlichen Gerichtsbehörden die Aufrechterhaltung des Ablehnungsverfahrens, Es ist in der Tat zweckmässig, die Beschwerdeverfahren vor dem Kantonsgericht wenn immer möglich zu beschränken.


Art. 30 E EGZGB ist weitgehend von Art. 388 ZGB inspiriert, eine Bestimmung, die sich bewährt hat, weshalb die Ablehnungsfrist weiterhin 10 Tage beträgt.


Die Verpflichtung des Beistands, das Mandat bis zum Ablehnungsentscheid der Schutzbehörde auszuüben (Art. 30 Abs. 5 E EGZGB) ist auch im Bundesrecht in den Bestimmungen über das Ende des Amtes des Beistands zu finden. Dieser ist verpflichtet , nicht aufschiebbare Geschäfte weiterzuführen, bis der Nachfolger das Amt übernimmt (Art. 424 E ZGB).


Die Sanktionen, die dem Beistand drohen, wenn er sich weigert, das Amt auszuüben (Art. 30 Abs. 6 E EGZGB) sind nach dem Muster des geltenden Rechts konzipiert (Art. 31 Abs. 2 EGZGB).

2.2.4
Artikel 31 – Entschädigung und Spesen


Artikel 404 E ZGB übernimmt die in Art. 416 ZGB festgehaltenen Prinzipien und deren Anwendung in der Praxis (Vergütung der Spesen und Entschädigung, BBl. 2006, S. 7051). Bisher haben im kantonalen Recht Art. 43 EGZGB und 46 Verordnung über die Vormundschaft die Frage geregelt, ohne jedoch die Entschädigung zu beziffern, eine Lücke, die es zu schliessen gilt (Art. 31 Abs. 2 E EGZGB).



Die Entschädigung (Art. 31 Abs. 3 E EGZGB) richtet sich nach dem Gesetz betreffend Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gericht- oder Verwaltungsbehörden (GTar 173.8) mit der Präzisierung, dass dieser Verweis die Reisespesen (Art. 7 GTar) und die Entschädigung des effektiven Aufwands betreffen, wobei Spesen unter Fr. 200.- mit einer Pauschale entschädigt werden (Art. 9 GTar). 



Wenn besondere Umstände es rechtfertigen, kann die Schutzbehörde eine höhere oder tiefere Entschädigung ausrichten als der Basistarif vorsieht (Art.31 Abs. 2 Bst a und b E EGZGB und sinngemäss Art. 28 GTar).



Ist die verbeiständete Person mittellos (Art. 31 Abs. 4 E EG ZGB), erfolgt die Entschädigung des Beistands nach dem Muster des amtlichen Verteidigers, da die Übernahme eines Beistandsmandats eine Bürgerpflicht ist (Art. 400 Abs. 2 E ZGB und BBL 2006 S. 7050). Die Kosten der Mandatsführung gehen in diesem Fall zu Lasten der Wohnsitzgemeinde der betroffenen Person (Art. 31 Abs. 4 Bst. b E EGZGB). Die Entschädigung des Berufsbeistands fällt an den Arbeitgeber (Art. 404 Abs. 1 E ZGB). 

2.3 Führung der Beistandschaft

2.3.1 Artikel 32 – Grundsätze


Art. 405 ff. E ZGB lassen nur wenig Raum für kantonale Ausführungsbestimmungen. Lediglich im Bereich der Vermögensverwaltung drängen sich gewisse Präzisierungen auf (Art. 32 abs. 2 E EGZGB), die jedoch im wesentlichen aus dem geltenden Recht übernommen werden können.



Auch hier gelten die Bestimmungen sowohl für den Erwachsenenschutz als auch für den Kindesschutz (Art. 32 Abs. 3 E EGZGB) und sie kommen sinngemäss auch für die Vormundschaft für Kinder (Art. 327c Abs. 2 E ZGB) zur Anwendung.


2.3.2
Artikel 33 bis 37 – Besondere Bestimmungen

Die Aufnahme eines Besitzstandsinventars (Art. 33 E EGZGB) richtet sich nach Art. 405 Abs. 2-4 E ZGB, wobei diese Bestimmungen mit einigen Elementen aus Art. 32 EGZGB/VS ergänzt werden. Die Unterstützung durch die Berufsbeistandschaft (Art. 33 Abs. 3 E EGZGB) ist grundsätzlich auf Fälle mit einer gewissen Komplexität beschränkt.


Über die Anlage und Aufbewahrung von Vermögen hat der Bundesrat Bestimmungen zu erlassen (Art. 408 Abs. 3 E ZGB). Mangels oder in Ergänzung dieser Bestimmungen obliegt es dem Staatsrat, geeignete Vorschriften zu erlassen (Art. 34 Abs. 1 und 2 E EGZGB), wie das heute schon der Fall ist (Art. 33 EGZGB/VS).


Die im Bundesrecht nicht behandelte Versteigerung von Vermögenswerten ist in Art. 35 E EGZGB geregelt. Die Bestimmung kombiniert Art. 34 und 35 EGZGB/VS, welche die Versteigerung von Fahrhabe und Grundstücken getrennt behandeln, eine Unterscheidung, die sich auch in der neuen Formulierung wieder findet.


Art. 36 E EGZGB nimmt den materiellen Gehalt von Art. 37 EGZGB/VS betr. Rechnungsablage und Berichterstattung (Art. 410 und 411 E ZGB) wieder auf , während deren Prüfung und Genehmigung in Art. 415 E ZGB geregelt sind.


Die ergänzenden Bestimmungen von Art. 37 E EGZGB sind Art. 44 EGZGB/VS nachgebildet. Zudem ist der Staatsrat künftig ermächtigt, jedoch nicht verpflichtet, die für die Entschädigung des Beistands vorgesehenen Beträge einerseits und die Beträge betr. Versteigerung dem Landesindex der Konsumentenpreise anzupassen (Art. 37 Abs. 2 E EGZGB).

2.4
Vollzug der fürsorgerischen Unterbringung und Nachbetreuung

2.4.1 Artikel 59 – Geeignete Einrichtungen

Die fürsorgerische Unterbringung darf nur in einer geeigneten Einrichtung (Art. 426 Abs. 1 E ZGB) erfolgen. Diese muss in der Lage sein, eine Person aufzunehmen, die an einer psychischen Störung, einer geistigen Behinderung oder an einer schweren Suchtkrankheit leidet oder schwer verwahrlost ist. Unter schwerer Verwahrlosung wird ein Zustand verstanden, bei dessen Vorliegen es der Menschenwürde der hilfsbedürftigen Person schlechthin widersprechen würde, wenn man ihr die nötige Fürsorge in einer Einrichtung nicht zukommen liesse. Die Verwahrlosung ist oft begleitet von einer geistigen Behinderung oder psychischen Störung, so dass eine Einweisung gestützt auf diesen Schwächezustand allein selten ist (BBl 2006 S. 7062). 


Die Bezeichnung geeigneter Einrichtungen ist Sache des kantonalen Rechts. Art. 87 Gesundheitsgesetz (GS/VS 800.1) gliedert die Einrichtungen und Institutionen in mehrere Kategorien. Art. 82 des Revisionsentwurfs dieses Gesetzes hält ausdrücklich fest „die spezifischen Institutionen deren Schaffung oder Betrieb durch die eidgenössische Gesetzgebung verordnet wird, im besonderen die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über die fürsorgerische Freiheitsentziehung…“. Der Betrieb von Einrichtungen und Institutionen des Gesundheitswesens wird im Rahmen der Gesundheitspolitik durch den Staatsrat im Rahmen der Gesundheitsplanung koordiniert (Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 Bst. h des Gesetzes über die Einrichtungen und Institutionen des Gesundheitswesens - GS/VS 800.10). Art. 59 E EGZGB kann sich so auf einen Verweis auf diese beiden Gesetze beschränken.


2.4.2 Artikel 60 – Musterformulare

Um das Verfahren bei unfreiwilligen Platzierungen zu erleichtern und zu vereinheitlichen hat das Justizdepartement schon seit mehreren Jahren einen Musterbeschluss und einen Musterbrief ausgearbeitet, mit dem die betroffene Person oder ein Angehöriger das Gericht anrufen kann (Art. 397d und 397e ZGB). Diese Praxis muss für die Unterbringungen durch die Schutzbehörde nicht mehr fortgesetzt werden, da diese künftig eine professionelle richterliche Behörde ist. Sie werden jedoch weiterhin nützlich sein bei der ärztlichen Unterbringung (Art. 429/30 E ZGB) und für deren Anfechtung (Art. 439 E ZGB). Das gilt selbstverständlich auch für alle anderen Massnahmen, welche die persönliche Freiheit oder Persönlichkeitsrechte betreffen: die Einschränkung der Bewegungsfreiheit (Art. 383/438 E ZGB), die Zurückbehaltung freiwillig Eingetretener (Art. 427 E ZGB) oder die Behandlung ohne Zustimmung (Art. 434 E ZGB). Alle diese Massnahmen können unter Anwendung des Musterbeschlusses angeordnet werden und den Personen, die davon betroffen sind oder einem Angehörigen muss der Musterbrief ausgehändigt werden, mit dem sie die Schutzbehörde anrufen können ( Art. 385/439 E ZGB). Da diese künftig eine Gerichtsbehörde ist, ist sie auch der Adressat für die Anrufung des Gerichts nach Art. 439 E ZGB (Art. 114 Abs. 1 Bst. b E EGZGB).

2.4.3
Artikel 61 und 62 – Nachbetreuung und ambulante Behandlung

Nach der zwingenden Bestimmung von Art. 437 Abs. 1 E ZGB haben die Kantone die Nachbetreuung zu regeln. Nach Absatz 2 können sie fakultativ ambulante Massnahmen vorsehen. Es besteht kein Zweifel, dass die Zuständigkeit für die Nachbetreuung und gegebenenfalls für die Anordnung geeigneter ambulanter Massnahmen bei der Schutzbehörde liegt. Diese Nachbetreuung drängt sich in all jenen Fällen auf, in denen eine Rückfallgefahr besteht (Art. 61 Abs. 1 1 E ZGB). Die Schutzbehörde handelt von Amtes wegen wenn sie über die Entlassung befindet (Art. 428 Abs. 1 E ZGB) und auf Antrag der Einrichtung wenn diese darüber entscheidet (Art. 428 Abs. 2/429 Abs. 3 E ZGB und Art. 61 Abs. 2 E EGZGB).

Die Nachbetreuung kann einem regionalen sozialmedizinischen Zentrum (SMZ) übertragen werden. Die Alltagsbetreuung eines rückfallgefährdeten Patienten wird im allgemeinen die Möglichkeiten einer einzigen natürlichen Person übersteigen.

Als Institutionen des Gesundheitswesens im Sinne von Art. 87 GG koordinieren die SMZ ihre Tätigkeit mit den verschiedenen Partnern des Gesundheitswesens im Rahmen der bereits erwähnten Gesundheitsplanung. Ihr Betrieb unterliegt einer Bewilligung des Gesundheitsdepartements mit hohen Anforderungen an die Qualifikation der Mitarbeiter/innen, die personelle Ausstattung, die Organisation und Infrastruktur der Institution.


Die SMZ in sechs Hauptregionen sind in subregionale sozialmedizinische Zentren gegliedert und bieten verschiedene Kategorien von Dienstleistungen an, darunter Pflegedienste, namentlich Injektionen und die Verwaltung von Medikamenten, Sozialhilfe, namentlich die Führung von vormundschaftlichen Mandaten. Die Gemeinden können so die Sozialhilfe, insbesondere die immaterielle Hilfe, welche die soziale Integration und die Selbständigkeit der Person fördert, an die SMZ delegieren. Der SMZ prüft auch Gesuche um materielle Sozialhilfe und nimmt Stellung dazu.

Angesichts der Qualität der vorhandenen Ausstattung und der institutionellen Garantien ist es zweckmässig, wenn die Schutzbehörde nicht nur an ein SMZ gelangen kann um die Nachbetreuung einer Person im Zeitpunkt ihrer Entlassung aus der Einrichtung (Art. 61 Abs. 3 a.E. E EGZGB) sicher zu stellen, sondern auch um ihm eine nach den Umständen gebotene therapeutische Beistandschaft zu übertragen (Art. 61 Abs. 4 E EGZGB). Dieses Mandat kollidiert nicht mit dem bundesrechtlichen Instrumentarium, weder mit der Begleitbeistandschaft nach Art. 393 E ZGB noch mit der Vertrauensperson nach Art. 432 E ZGB. Dieser Beistand hat vor allem durch zweckmässige Kontrollen die Einhaltung von Weisungen zu überwachen, eine Aufgabe, die entscheidend sein kann für den Erfolg einer ambulanten Behandlung im Anschluss an einen Aufenthalt in einer Einrichtung oder einen solchen ersetzen kann (Art. 62 Abs. 1 E EGZGB). Darüber hinaus werden die allgemeinen Bestimmungen des Bundesrechts über die Führung der Beistandschaft, die Mitwirkung oder das Einschreiten der Schutzbehörde sowie das Ende der Beistandschaft sinngemäss zur Anwendung kommen. Die Bezeichnung einer Vertrauensperson (Art. 432 E ZGB per analogiam und Art. 62 Abs. 4 E EGZGB) kann ebenfalls eine flankierende Massnahme der ambulanten Betreuung sein.


Gestützt auf die Empfehlung eines behandelnden Arztes wird die ambulante Behandlung von der Schutzbehörde angeordnet oder von einer medizinischen Fachperson, der vom Kantonsarzt die Kompetenz eingeräumt wurde, die ihm Art. 15b des Bundesgesetzes über die Betäubungsmittel verleiht (Art. 62 Abs. 2 E EGZGB). Dabei wird der Tatsache Rechnung getragen, dass Art. 61 EGZGB/VS in der geltenden Fassung ohne praktische Bedeutung geblieben ist, da der Kantonsarzt nie selber weder eine ambulante Behandlung noch eine poststationäre Kontrolle angeordnet hat. Die Delegation des Kantonsarztes an einen oder mehrere Spezialisten stellt die einzige praktikable Lösung dar. 


Bei Vorliegen einer psychischen Störung bildet die ambulante Behandlung die Fortsetzung des Behandlungsplanes, den der behandelnde Arzt der Einrichtung erstellt hat (Art. 433 Abs. 1 und 436 E ZGB sinngemäss).


Die ambulanten Massnahmen des kantonalen Rechts können als angemessene Massnahmen, die weniger einschneidend sind, verstanden werden (Art. 434 Abs. 1 Ziff. 3 E ZGB). Die Bestimmung betrifft namentlich die Anweisung, bestimmte Medikamente einzunehmen, eine bestimmte Lebensweise zu pflegen oder die Zwangsernährung (BBl 2006, S. 7070). Beizufügen wären noch die Verpflichtung, regelmässig vor einer bestimmten Gesundheitsbehörde zu erscheinen oder sich einer medizinisch-psychotherapeutischen Behandlung zu unterziehen, sowie jede andre Massnahme, die geeignet ist, einen Rückfall zu verhindern (Art. 62 Abs. 3 E EGZGB). Die ambulante Behandlung kann auch die nötige Behandlung oder Betreuung ausserhalb einer Einrichtung im Sinn von Art. 426 Abs. 1 E ZGB umfassen.


2.4.4
Artikel 63 – Kosten der  Unterbringung, Behandlung und Nachbetreuung


Es ist in erster Linie die betroffene Person und ihre Krankenversicherung, welche für die Kosten aufzukommen hat, die eine fürsorgerische Unterbringung, die geeignete Behandlung in der Einrichtung oder in ambulantem Rahmen sowie die Nachbehandlung verursachen (Art. 63 Abs. 1 E EGZGB).


Nach Art. 63 Abs. 2 E EGZGB und in Übereinstimmung mit dem Gesetz über die Eingliederung und die Sozialhilfe (GS/VS 850.1) hat die Wohnsitzgemeinde der betroffenen Person die Kosten zu tragen, die diese nicht selber übernehmen kann und die auch nicht von seiner Krankenversicherung übernommen werden (vgl. insbesondere Art. 2, 4, 17 und 19 GES).


Die Verfahrenskosten werden im Gesetz betreffend Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gericht- oder Verwaltungsbehörden geregelt und parallel zu den verschiedenen laufenden Gesetzesrevisionen auf eidgenössischer und kantonaler Ebene angepasst.

3. Organisation der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden

3.1
Artikel 111 und 112 – Die erstinstanzliche Behörde

Wie oben in den allgemeinen Erwägungen erwähnt, werden im Begleitbericht zum Vorentwurf für das Gesetz über die Gerichtsbehörden die Beweggründe dargelegt, welche die  kantonalen Vormundschaftskommission bewogen haben, die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde als erstinstanzliche zivilgerichtliche Behörde auszugestalten. Nach eingehender Prüfung von drei Varianten wurde diese als die geeignetste erachtet um die erforderlichen Entscheidungen zu treffen und als die leistungsfähigste unter dem Gesichtspunkt der Infrastrukturen.


Die Konstitution der Schutzbehörde und die Bezeichnung ihrer Mitglieder sind im Gesetz über die Gerichtsbehörden geregelt (Art. 15 und 16 E GGB und Art. 111 E EGZGB). Danach besteht die Behörde aus einem Präsidenten und zwei Beisitzern, die nach den zu treffenden Entscheidungen und zu erfüllenden Aufgaben aufgeboten werden (Art. 15 Abs. 1 E GGB).

3.1.1
Ernennung und Zuständigkeiten des Präsidenten 


Das Kantonsgericht ernennt den Präsidenten der Schutzbehörde und seinen oder seine Stellvertreter für jeden Kreis, wobei dieselbe Person ihre Funktion in mehr als einem Kreis ausüben kann (Art. 16 Abs. 1 E GGB). Die Offenheit für den interdisziplinären Dialog und die Pflege der Weiterbildung sind weitere sehr nützliche qualitative Elemente des Profils eines ordentlichen Richters. Neben dem Präsidium des Spruchkörpers der Schutzbehörde (Art. 440 Abs. 2 E ZGB) obliegen dem Präsidenten oder seinem Stellvertreter die Koordination der gesamten Aktivitäten des gerichtlichen Organs.


Er übt zudem die Funktionen aus, die in seine ausschliessliche Zuständigkeit fallen. Auf die Option zugunsten der kantonalen Gerichtsbehörde wurde bewusst verzichtet, um die Delegation von Kompetenzen an den Präsidenten der Schutzbehörde voll auszuschöpfen.


Dies gebietet schon der gesunde Menschenverstand, wenn man bedenkt, dass die Schutzbehörde ca 150 verschiedene Zuständigkeiten des materiellen und Verfahrensrechts hat (Anordnung von Massnahmen im weitesten Sinne, Verfahrensleitung, Offizialmaxime). Der Gewinn des interdisziplinären Zugangs zu diesem speziellen Bereich des Familienrechts ginge schnell verloren, wenn die Schutzbehörde immer als Kollegialgericht tagen müsste, ohne dass der Natur und der Bedeutung der jeweiligen Entscheidung Rechnung getragen würde. Umgekehrt würde es dem Wortlaut und dem Geist des Bundesrechts widersprechen, wenn der Präsident oder sein Stellvertreter mit einer umfassenden Zuständigkeit ausgestattet würde und die interdisziplinär zusammen gesetzte Behörde nur noch wenige spezifische Kompetenzen hätte.


So sieht Art. 112 Abs. 3 E EGZGB eine abschliessende Liste von Aufgaben vor, die in die ausschliessliche Zuständigkeit des Präsidenten oder seines Stellvertreters fallen. Neben ihrem häufig formellen Charakter, die einen geringen Ermessensspielraum offen lassen, erfordert deren Ausübung in erster Linie juristische Qualifikationen. Wenn es sich um vorsorgliche Massnahmen handelt, ist die Zuständigkeit des Präsidenten auf Massnahmen von besonderer Dringlichkeit beschränkt (Art. 445 Abs. 2 E ZGB und 112 Abs. 3 Bst. g E EGZGB). Die „ordentliche“ vorsorgliche Massnahme (Art. 445 Abs. 1 E ZGB) und die neue Folgemassnahme nach der dringlich angeordneten vorsorglichen Massnahme (Art. 445 Abs. 2 a.E. E ZGB) bleiben aufgrund der grundsätzlich geltenden bundesrechtlichen Anforderungen in der alleinigen Zuständigkeit der Kollegialbehörde. Was die Ernennung des Beistands bzw. des Vormunds für das Kind betrifft, ist die interdisziplinäre Komponente gewährleistet durch die Möglichkeit, einen Beisitzer mit der Suche der geeigneten Person für ein bestimmtes Mandat zu beauftragen (Art. 112 Abs 4 Bst. e E EGZGB).


Doch das Potenzial der interdisziplinären Behörde würde nicht ausgeschöpft, wenn der Gesetzgeber dem Präsidenten oder seinem Stellvertreter nicht die Möglichkeit gäbe, selber die Erfüllung bestimmter Aufgaben an einen Beisitzer zu delegieren (vgl. die unten stehenden Ausführungen). Die Entscheidung, ob eine bestimmte Aufgabe im Lichte der Umstände eines konkreten Falles effektiv an einen Beisitzer delegiert werden kann, muss dem Ermessen des Präsidenten überlassen werden. 


3.1.2 Ernennung und Zuständigkeiten der Beisitzer

Das Kantonsgericht ernenn die Beisitzer, die regelmässig oder vertretungsweise in mehreren Kreisen aufgeboten werden können (Art. 16 Abs. 1 E GGB). Die Beisitzer rekrutieren sich aus Personen, die über theoretische und praktische Kenntnisse in einem spezifischen Fachbereich verfügen, namentlich Bildung, Pädagogik, Sozialarbeit, Medizin, Psychologie, Buchhaltung oder treuhänderische Vermögensverwaltung (Art. 15 Abs. 2 E GGB). Vor der Ernennung erfolgt eine öffentliche Ausschreibung im Amtsblatt und eine Konsultation der einschlägigen Berufsverbände. Bei der Wahl ist im Rahmen des Möglichen die Ausgewogenheit nach Geschlechtern und Regionen zu beachten (Art. 16 Abs. 2 E GGB).

Die Beisitzer werden für vier Jahre gewählt. Das Mandat kann für die gleiche Amtsdauer erneuert werden, ohne dass ein Anspruch auf Beibehaltung der Funktion besteht. Die vertraglichen oder öffentlichrechtlichen Rechte bleiben vorbehalten. Die Alterslimite beträgt 65 Jahre.

Die Hauptaktivität der Beisitzer besteht in der Mitwirkung an der Entscheidungsfindung der Kollegialbehörde (Art. 112 Abs. 1 E EGZGB); dennoch kann ihnen der Gesetzgeber durch Delegation des Präsidenten oder seines Stellvertreters auch gewisse Aufgaben übertragen. Die in Art. 112 Abs. 4 E EGZGB zu diesem Zweck erstellte Liste trägt den unterschiedlichen beruflichen Qualifikationen Rechnung, die man zu Recht erwarten kann bei der breiten Auswahl von vertretenen Ausbildungen im Stab der Beisitzer, die das Kantonsgericht rekrutiert und die in mehreren Kreisen eingesetzt werden können. Die Delegation kann so unter Berücksichtigung der Eignung jedes Beisitzers und immer dann erfolgen, wenn der konkrete Fall keine vertieften juristischen Kenntnisse erfordert. 


3.1.3 
Die Schutzbehörde als Kollegialbehörde

Nach Art. 15 Abs. 1 E GGB setzt sich die interdisziplinäre Behörde aus dem Präsidenten und zwei Beisitzern zusammen, die nach Massgabe der Entscheidungen, die zu treffen und den Aufgaben, die zu erfüllen sind, berufen werden. Diese Zusammensetzung entspricht der Minimalanforderung des Bundesrechts (Art. 440 Abs. 2 E ZGB). Sie stimmt auch mit dem überein, was das geltende kantonale Recht vorsieht in Bezug auf die Zusammensetzung der Vormundschaftsämter (Art. 15 und 16 EGZGB/VS). Der Akzent muss dabei auf die beruflichen Qualifikationen für die Ausübung der jeweiligen Funktion gelegt werden und nicht auf die Anzahl der Richter, die allfällige individuelle Lücken in der Eignung nicht zu kompensieren vermöchte. 


Die interdisziplinäre Schutzbehörde übt ihre Tätigkeit grundsätzlich generell als Kollegium aus, weshalb die Formulierung in Art. 112 Abs. 1 E EGZGB „namentlich in folgenden Fällen“ lautet. Das bedeutet, dass alles was nicht ausdrücklich in die Zuständigkeit des Präsidenten fällt oder an einen Beisitzer delegiert werden kann, bleibt in der ausschliesslichen Zuständigkeit des Richterkollegiums solange der Gesetzgeber es nicht anders regelt. Zu den Entscheidungen, die in seine Zuständigkeit fallen, gehören alle jene, welche die Anordnung, die Änderung und die Aufhebung von Kindes- und Erwachsenschutzmassnahmen betreffen (Art. 112Abs. 1 Bst. a, f, g,l, E EGZGB), ebenso die Elternrechte (Bst. bis e) und  Beschwerden (Bst. h bis j). In all diesen Fällen kann die Beschränkung oder Aufhebung der Ausübung eines Rechts oder eine Einschränkung der persönlichen Freiheit auf dem Spiel stehen. Bei der Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Rechnungsablage (Bst. k) können alle Vorbereitungsarbeiten durch den Präsidenten erledigt oder von ihm einem Beisitzer übertragen werden (Art. 112 Abs. 4 Bst. k E EGZGB), während die besonders heikle Natur des Geschäfts die Genehmigung durch das Kollegium erfordert.

3.2 
Artikel 113 – Ärztliche Unterbringung


Gestützt auf Art. 429 Abs. 1 E ZGB können die Kantone geeignete Ärzte bezeichnen, die neben der Schutzbehörde berechtigt sind, eine vorübergehende Unterbringung anzuordnen. 


Nach Auffassung der kantonalen Ärztegesellschaft erfüllen die an einer Notfallorganisation beteiligten Ärzte in der Stadt oder auf dem Land, die notwendigen Voraussetzungen, selbst wenn sie über einen Spezialarzttitel, z.B. der Kardiologie verfügen. Angesichts der beschränkten Zahl und der geographischen Verteilung rechtfertigt sich keine weitergehende interne Selektion.


Die Unterbringung durch einen dieser Ärzte setzt eine psychische Störung oder Gefahr im Verzug voraus, die eine unverzügliche Platzierung zur Gewährleistung der nötigen Hilfe oder Behandlung erforderlich macht (Art. 426 E ZGB und Art. 113 Abs. 1 E EGZGB). „Eine Einweisung zur Begutachtung kann nur von der Erwachsenenschutzbehörde vorgenommen werden (Art. 449), weil in dieser Beziehung kein Notfall vorliegt.“(BBl 2006, S. 7065).

Das Verfahren bei der Unterbringung durch einen Arzt ist  spezifisch und abschliessend bundesrechtlich geregelt (Art. 430 E ZGB). Man stellt mit Erleichterung fest, dass die neuen Bestimmungen wohl den bisweilen mühseligen Kontroversen, zu denen die Auslegung von Art. 397e Ziff. 5 Anlass gegeben hat, ein Ende setzen.


Gemäss Bundesrecht darf eine solche Unterbringung nicht länger als sechs Wochen dauern (Art. 429 Abs. 1 a.E. E ZGB). Angesichts der Tatsache, dass die Einrichtung über die Entlassung der Person entscheidet, sobald die Voraussetzungen für die Unterbringung nicht mehr erfüllt sind (Art. 429 Abs. 3 E ZGB), gibt es keine Gründe, die den kantonalen Gesetzgeber veranlassen könnten, von seinem Recht Gebrauch zu machen, die maximale Frist von sechs Wochen zu verkürzen. Eine notfallmässige Unterbringung kann grundsätzlich nur unbefristet angelegt sein (Art. 113 Abs. 1 E EGZGB); da sie nach Ablauf von sechs Wochen von Gesetzes wegen endet, wenn sie nicht von der  Schutzbehörde mit einem vollstreckbaren Entscheid verlängert wird (Art. 429 Abs. 2 E ZGB). Unter dem Vorbehalt eines anders lautenden neuen Entscheids der Schutzbehörde, befindet die Einrichtung über die Entlassung der Person (Art. 429 Abs. 3 E ZGB und Art. 113 Abs. 2 E ZGB).

3.3 Artikel 114 – Rechtsmittelinstanzen

Es gilt zu unterscheiden, was in die Zuständigkeit der Schutzbehörde fällt und was in diejenige des Kantonsgerichts. Da die erste Instanz künftig auch ein Gericht sein wird, sind die Verhältnisse wesentlich einfacher geworden.


Die Bestimmung, wonach die Schutzbehörde über Beschwerden  gegen Handlungen und Unterlassungen des Beistandes entscheidet sowie über Beschwerden von Dritten oder der von der Behörde mandatierten Stelle (Art. 419 E ZGB und Art. 114 Abs. 1 Bst. a E EGZGB), ist dem geltenden Recht nachgebildet (Art. 420 Abs. 1 ZGB). Als gerichtliche Instanz kann die Schutzbehörde zudem über alle Anrufungen des Richters gemäss Art. 439 E ZGB befinden (Art. 114 Abs. 1 Bst. b E EGZGB).


Die Zuständigkeit des Kantonsgerichts als zweite Instanz ist deshalb auf die Anfechtung von Entscheidungen der erstinstanzlichen Schutzbehörde oder auf Beschwerden (Art. 445 Abs. 3, 439 und 450 Abs. 1 E ZGB und Art. 114 Abs. 2 E EGZGB) beschränkt. Angesichts der Garantien, die sich aus dem Erfordernis der Interdisziplinarität bei allen wichtigen Entscheidungen ergeben, spricht nichts dagegen, dass in zweiter Instanz ein Kantonsrichter als Einzelrichter fungiert (Art. 24 Abs. 2 E GGB und Art. 114 Abs. 3 E EGZGB). Das Kantonsgericht ist letztinstanzliche kantonale Behörde (Art. 75 Ab. 2 BGG), sein Entscheid eröffnet den Weg für die Beschwerde in Zivilsachen beim Bundesgericht (Art. 72 Abs. 2 Bst. b Ziff. 6 des neuen BGG).

3.4 Artikel 115 – Aufsichtsbehörde

Die Kantone bestimmen die Aufsichtsbehörden (Art. 441 Abs. 1 E ZGB). Der Bundesrat kann Bestimmungen über die Aufsicht erlassen (Art. 441 Abs. 2 E ZGB).

„Die Aufsichtsbehörde hat im Rahmen der allgemeinen Aufsicht die Aufgabe, für eine korrekte, einheitliche Rechtsanwendung zu sorgen“ (BBl 2006 S. 7074). Dieser Auftrag kann nicht besser erfüllt werden als durch die Übertragung an eine Abteilung des Kantonsgerichts, welche die interne Organisation in einem Reglement festlegt (Art. 115 Abs. 1 und 2 E EGZGB). Als gerichtliche Beschwerdeinstanz (Art. 450 E ZGB) kann die Aufsichtsbehörde direkten Einfluss nehmen auf die Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts. Sie hat auch von Amtes wegen einzuschreiten, „wenn sie von fehlerhaftem Tun oder Unterlassen von Erwachsenenschutzbehörden, indirekt auch der Amtsträger, Kenntnis erhält“(BBl 2006 S. 7074). Die Aufsicht über die Mandatsträger obliegt jedoch in erster Linie der Schutzbehörde. Dabei ist auch daran zu erinnern, dass die Gemeinden als Anstellungsträger der Berufsbeistände eine generelle Betriebsaufsicht über die Berufsbeistandschaften ausüben.


Angesichts des Grundsatzes, die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde der erstinstanzlichen Zivilgerichtsbarkeit anzugliedern, sind auch keine Gründe ersichtlich, die dafür sprechen würden, eine untere und eine obere Aufsichtsbehörde zu installieren. Auch eine Aufteilung der administrativen Aufsicht einerseits und der Rechtsmittelinstanz andererseits auf zwei Organe erscheint beim gewählten Organisationsmodell nicht angemessen. Die interne Aufgabenteilung kann in einem Organisationsreglement vorgenommen werden.

3.5
Artikel 116 bis 116b – Gerichtsstand

Für die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen ist die örtliche Zuständigkeit in Art. 315 ZGB geregelt, während Art. 442 E ZGB für die Erwachsenen gilt (Art. 116 Abs. 1 E EGZGB). Im Grunde entspricht diese Bestimmung dem geltenden Recht (Art. 376 Abs. 1 und 396 Abs. 1 ZGB). „Angeknüpft wird an die Bestimmung des Wohnsitzes in den Artikeln 23-26. Ist ein Verfahren rechtshängig, so bleibt die örtliche Zuständigkeit bis zu dessen Abschluss auf jeden Fall erhalten (Abs. 1 zweiter Satz), auch wenn die betroffene Person inzwischen weggezogen ist“ (BBl S. 7075).


Der Wohnsitz der betroffenen Person ist sowohl Anknüpfungspunkt für die Ernennung des Vormunds für ein Kind (Art. 327a E ZGB), des Beistands für ein Kind (Art. 327c Abs. 2 E ZGB) oder für einen Erwachsenen (Art. 400 E ZGB) als auch für die Anrufung des Gerichts gestützt auf Art. 439 Abs. 1 Ziff. 1 E ZGB (Art. 116 Abs. 2 und 116a Abs. 1 E EGZGB).


Für die anderen Fälle, in denen das Gericht angerufen werden kann (Art. 439 Abs. 1 Ziff. 2 bis 5 E ZGB) und für die Beschwerden, die an die Schutzbehörde (Art. 419 E ZGB) oder an das Kantonsgericht zu richten sind, befindet sich der Gerichtsstand am Sitz der Einrichtung (Art. 116a Abs. 2 E EGZGB) bzw. am Sitz der zuständigen gerichtlichen Instanz (Art. 116b Abs. 1 und 2 EGZGB/VS).


Der Vorbehalt zugunsten des kantonalen Rechts in Art. 442 Abs. 2 E ZGB findet im Kanton Wallis keine Anwendung, da die Sozialhilfe der Wohn- oder Aufenthaltsgemeinde obliegt (Art. 4 Abs. 1 GES), wobei die Gemeinden verpflichtet sind, Personen, die sich auf ihrem Gebiete niederlassen, zu erfassen (Art. 5 GES). Kein bedürftiger Walliser Bürger ist somit partiell oder vollständig von der Unterstützung seiner Heimatgemeinde abhängig. Der Vorbehalt, der auf dem im geltenden Recht in Art. 376 Abs. 2 ZGB basierenden Prinzip beruht, scheint nur die Deutschschweiz zu betreffen, da offenbar kein Westschweizer Kanton davon Gebrauch gemacht hat (vgl. Deschenaux/Steinauer, Personnes physiques et tutelle, Berne 2001 ch. 856a).

4. Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde

4.1 
Artikel 117 und 118 – Grundsätze

Mit Blick auf die Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts auf eidgenössischer Ebene, hätte man sich vorstellen oder gar wünschen können, dass die Bestimmungen über die Anwendung des Kindes- und Erwachsenenschutzes vollständig in die neue Zivilprozessordnung Eingang finden. Aus verschiedenen Gründen, die im Rahmen dieses Berichts nicht ausgebreitet  werden können, wurde diese Lösung nicht oder noch nicht verwirklicht.


Die Ausarbeitung eines eidgenössischen Spezialverfahrensgesetzes vor den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden wurde am Schluss der Arbeiten der Expertenkommission versucht (vgl. der Vorentwurf von Daniel Steck, alt Oberrichter, Greifensee, Juni 2003). Das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat den grundsätzlichen Vorbehalten, die im Vernehmlassungsverfahren gegen diese Lösung geäussert wurden, Rechnung getragen und sich schliesslich für einen Kompromiss entschieden, der einige wesentliche Verfahrensregeln im Zivilgesetzbuch vorsieht (Art. 443 bis 450e E ZGB) und es im übrigen den Kantonen überlässt, diese zu ergänzen, wo es angezeigt erscheint. Soweit die Kantone nichts andres bestimmen, sind die Bestimmungen der Zivilprozessordnung sinngemäss anwendbar (Art. 450f E ZGB). 


Der Inhalt der Art. 117 und 118 E EGZGB ergibt sich aus dieser seltsamen Konstruktion, die zur Folge hat, dass die Umsetzung des materiellen Rechts schliesslich von einer Gesamtheit von Verfahrensregeln aus drei unterschiedlichen Quellen beherrscht wird. Im Interesse einer grösstmöglichen Vereinfachung empfiehlt es sich indessen, wenn immer möglich die Bestimmungen der eidgenössischen Zivilprozessordnung sinngemäss anzuwenden und so die kantonalen Verfahrensregeln auf ein striktes Minimum zu beschränken (Art. 118a ff. E EGZGB).
4.2
Artikel 118a bis 118f – Verfahrensregeln nach kantonalem Recht

Wie bis anhin entscheiden die Kantone frei über die Integration der Verfahrensregeln in ihrer Kompetenz in ihr Verfahrensrecht. Trägt man dem Zweck und ihrer Spezifität Rechnung, passen die Verfahrensregeln des Kindes- und Erwachsenenschutzes optimal in das EGZGB.


Gemäss den Materialien „werden insbesondere die Detailregelungen über die Rechtshängigkeit, Verfahrensleitung und Instruktion, Verfahrensabläufe im erst- und zweitinstanzlichen Verfahren, Fristen und Zustellungen, Protokollierung, Kosten und Entschädigungen, unentgeltliche Rechtspflege sowie die Form der Entscheide vom kantonalen Recht erfasst“ (BBl 2006 S. 7088).


Art. 118a bis 118f E EGZGB übernehmen teilweise und ergänzen die künftigen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches für das Verfahren vor der Schutzbehörde (Art. 443 bis 449c E ZGB) und andererseits für das Verfahren vor der gerichtlichen Beschwerdeinstanz (Art. 450 bis 450d E ZGB), während die fürsorgerische Unterbringung besondere Bestimmungen kennt (Art. 430, 439 und 450e E ZGB). Um eine Gesamtsicht zu erhalten, müssen diese Bestimmungen im Bewusstsein gelesen werden, dass die laufende Revision die Änderung weiterer Gesetze nach sich zieht, insbesondere das GGB, das Gesetz über den gerichtlichen und administrativen Rechtsbeistand (GGAR) und auch das Gesetz, das die Gebühren vor den gerichtlichen und administrativen Behörden regelt (GTar).

Das Bundesrecht überlässt es auch den Kantonen, den Kreis der Personen zu erweitern, die der Erwachsenenschutzbehörde Meldung zu erstatten haben, wenn sie in ihrer amtlichen Tätigkeit von einer Person erfahren, die hilfsbedürftig erscheint (Art. 443 Abs. 2 a.E. E ZGB). Diese Frage beschlägt eine weitläufige und komplexe Diskussion, bei der darauf zu achten ist, die Meldepflicht (Art. 443 Abs. 1 und 2 E ZGB) nicht mit der Informationspflicht (Art. 397a Ab.s 1bis E OR) oder der Mitwirkungspflicht und Amtshilfe und Zusammenarbeitspflicht zu verwechseln (Art. 448 und 453 E ZGB). Man findet übrigens die Unterscheidung zwischen Mitteilungspflicht und Mitteilungsrecht zu Handen der Schutzbehörde im Rahmen der strafrechtlichen Bestimmungen über den Schutz von Minderjährigen (Art. 363 und 364 StGB) wieder. Der kantonale Gesetzgeber sollte sich hier zurückhalten und auf Ergänzungen des Bundesrechts verzichten, um nicht ein Recht in eine Pflicht umzuwandeln, und im Ergebnis das subtile Gleichgewicht das der Entwurf des Bundesrates anstrebt, zu gefährden. Es ist deshalb ratsam, darauf zu verzichten, von diesem Vorbehalt zugunsten des kantonalen Rechts Gebrauch zu machen.

4.3 Die Anwendung der eidgenössischen Zivilprozessordnung

Wie weiter oben erwähnt, deckt eine sinngemässe Anwendung der Bestimmungen der eidgenössischen Zivilprozessordnung  sämtliche Bereiche ab, die nicht durch spezifische Verfahrensregeln im Zivilgesetzbuch oder durch Verfahrensregeln des kantonalen Rechts geregelt werden (Art. 118 E EGZGB). Dabei ist noch zu präzisieren, dass sich der Verweis auf das summarische Verfahren bezieht (Art. 244 Bst.e E ZPO).

5. Aufhebungen und terminologische Anpassungen

· Art. 6 Ziff. 1 EGZGB
Die Begriffe Geisteskrankheit und Geistsschwäche werden ersetzt durch psychische Störung und geistige Behinderung (Art. 426 Abs. 1 E ZGB).
-
Art. 10 Abs. 1 Ziff. 7 EGZGB
Ziff. 7 wird aufgehoben, da es keine Entmündigung wegen Freiheitsstrafe (Art. 371 ZGB) mehr gibt.

-
Art. 18 EGZGB
Die Oberaufsicht durch den Staatsrat entfällt, sobald die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde eine gerichtliche Behörde (Art. 111 E EGZGB) und die Aufsichtsbehörde eine Abteilung des Kantonsgerichts (Art. 115 E EGZGB) ist. Die Bestimmung wird somit aufgehoben.

· Art. 19 EGZGB
Die Bestimmung wird aufgehoben, da die Amtsvormundschaft ersetzt wird durch die Berufsbeistandschaft (Art. 13ff. E EGZGB).
· Art. 25-37 EGZGB
Ausschliesslich terminologische Anpassungen
· Art. 38bis 54 EGZGB
Diese Bestimmungen werden aufgehoben, sei es dass sie ihre Bedeutung mit Blick auf die bundesrechtliche Revision verloren haben, sei es, dass in andere Bestimmungen des EGZGB integriert werden.
-
Art. 55 bis 58 EGZGB
Vom Zeitpunkt an, in dem die Kindesschutzbehörde eine gerichtliche Instanz ist, sind ausdrückliche Verweise auf Bestimmungen des Zivilgesetzbuches, deren Kenntnis bei den ordentlichen Richtern vorausgesetzt werden kann, nicht mehr erforderlich. Sie können somit aufgehoben werden unter dem Vorbehalt der Zuständigkeit in eherechtlichen Verfahren gemäss Art. 315a und 315b ZGB (Art. 55 E EGZGB).
-
Art. 64 EGZGB
Der Inhalt der Bestimmung ist neu in Art. 63 E EGZGB enthalten; sie kann deshalb aufgehoben werden.

-
Art. 102 EGZGB
Die Anpassungen sind terminologischer Art.
· Art. 134 EGZGB
Die Bestimmung kann aufgehoben werden, da die Verantwortlichkeit der Kindes- und Erwachsenenschutzorgane abschliessend in Art. 454 E ZGB i.V.m. Art. 17 E EGZGB geregelt ist.
· Art. 198 EGZGB
Art. 198 EGZGB regelt das Übergangsrecht, indem die Bestimmungen des Schlusstitels des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs anwendbar erklärt werden, soweit das EGZGB nichts anderes bestimmt. Die Revision des ZGB bringt Änderungen d er Art. 14 und 14 SchlT ZGB. Der Erwachsenenschutz richtet sich ab Inkrafttreten des neuen Rechts nach diesem; die hängigen Verfahren bei Inkrafttreten des neuen Rechts fallen in die Zuständigkeit der neuen zuständigen Behörden. Es obliegt dem kantonalen Recht, die praktischen Modalitäten der Übergabe der hängigen Dossiers zu regeln. Die entsprechenden Normen werden im Organisationsreglement der Walliser Gerichte (Art. 198 Abs. 2 neu E EGZGB, Art. 50 E GGB) Eingang finden. Im Spezialfall der Akten der vormundschaftlichen Behörden (Art. 361 Abs. 1 ZGB) betreffen die Modalitäten ausser der Zusammensetzung der Akten, die Paginierung, die Errichtung eines Bordereaus, die Information der betroffenen Person und von betroffenen Dritten sowie weiteren Akteuren (Ärzte, Experten…), sowie alle anderen nützlichen Vorgaben für einen reibungslosen Übergang, und erst noch die Ablage eines zusammenfassenden Berichts und der genehmigten Rechnungen (Art. 38 EGZGB).

-
Art. 214a E EGZGB


Terminologische Anpassung.
II. ZIVILPROZESSORDNUNG

-
Artikel 1, 3, 77 bis 83, 85 bis 89, 91 bis 93, 96a, 96b, 123bis E.EGZGB

Das EGZGB/VS ist ein grundlegendes kantonales Gesetz, welches für streitige und nichtstreitige Sachen das Privatrecht anwendet. Es regelt die sachliche Zuständigkeit der Behörden und das anwendbare Verfahren; falls nötig verweist es auf eine andere Gesetzgebung. Es regelt insbesondere die Verhältnisse mit dem ZPO/VS, dem kArG und den Gerichtsbehörden.

Das E.ZPO regelt die örtliche Zuständigkeit und das anwendbare Verfahren, inbegriffen die nichtstreitigen Sachen sowie die Sachen des kantonalen Rechts (supra lit. D). Mit Ausnahme der Festlegung der sachlichen Zuständigkeit der Behörden besitzt der kantonale Gesetzgeber in diesen Bereichen keine eigene Zuständigkeit mehr.

Im E.EGZPO (Art. 3 bis 8) wird diese Zuständigkeit angewandt. Artikel 4 Absatz 1 E.EGZPO sagt folgendes: „Das Bezirksgericht beurteilt Zivilsachen und entscheidet über die Anträge von vorsorglichen Massnahmen, ausser wenn das Gesetz ausdrücklich die Zuständigkeit einer anderen Behörde vorsieht.“ Unter „Zivilsachen“ versteht man die Streitigkeiten und die nichtstreitigen Zivilsachen. So bleibt die Spezialkompetenz des Gemeinderichters für gewisse nichtstreitige Zivilsachen vorbehalten (z. B. Art. 90, 102 EGZGB/VS).

Aufgrund der obigen Ausführungen :

a/
muss Artikel 1 EGZGB/VS abgeändert werden, um die Verfahrensregeln des Gesetzes aufzuheben;

b/
müssen folgende Artikel aufgehoben werden:


*
Artikel 3 EGZBG/VS (streitige und nichtstreitige Sachen); 


*
Artikel 77 bis 83, 85 bis 86 EGZGB/VS (streitige Zivilgerichtsbarkeit – zuständige Behörden und anwendbare Verfahren); 


*
Artikel 87 bis 89, 91 bis 93 EGZGB/VS (nichtstreitige Zivilgerichtsbarkeit – allgemeine Zuständigkeit des Bezirkrichters und Verfahren); 


*
Artikel 96a und 96b EGZGB/VS (anwendbares Verfahren bei Scheidung auf gemeinsames Begehren); 


*
Artikel 123bis EGZGB/VS (anwendbares Verfahren beim Besitzesschutz hinsichtlich eines Parkplatzes)
-
Artikel 5, 84, 96c, 102, 120, 124, 176, 206, 207 E.EGZGB

Die Änderungen der Artikel 5 Absatz 2, 84, 96c, 102 Absatz 1, 120 Absatz 2, 124 Absatz 2, 176 Absatz 6, 206 Absatz 1 und 207 Absatz 3 E.EGZGB ergeben sich einerseits aus dem erschöpfenden Inhalt des E.ZPO für streitige und nichtstreitige Zivilsachen, andererseits aus der Definition der sachlichen Zuständigkeit des Bezirksgerichts, des Kantonsgerichts sowie der kantonalen Schlichtungskommission in Sachen Miet- und Pachtrecht bei den Artikeln 4 bis 6 E.EGZPO und der Organisation dieser Behörden (insbesondere Art. 11 bis 14 E.ROG).

-
Andere nichtstreitige Spezialverfahren

Im Entwurf bleiben gewisse Spezialverfahren für die nichtstreitigen Zivilgerichtsbarkeit bestehen, manchmal mit Anpassungen (EGZGB/VS, 1. Titel, Kapitel 3, Abschnitt 2, Art. 94ff). Einige unterliegen der speziellen Zuständigkeit des Gemeinderichters (Sicherungsinventar der Erbschaft - Art. 100 und 101; Siegelung - Art. 102 bis 104), während die anderen der allgemeinen Zuständigkeit des Bezirksgerichts unterliegen (Vertretung des Kindes im Scheidungsverfahren – Art. 96c; Inventar - Art. 97 bis 99; öffentliches Inventar und amtliche Liquidation - Art. 105 bis 110; gerichtliche Hinterlegung - Art. 120 bis 123). 

Es handelt sich dabei nicht um Verfahrensregeln im engeren Sinne (Regeln zur Vorgehensweise vor einer Behörde), sondern eher um notwendige Anwendungsbestimmungen des Zivilrechts im Sinne der Artikel 46 Absatz 1 und 2 BV und 52 Schlusstitel des ZGB. Im Falle eines Widerspruchs mit der ZPO gilt selbstverständlich das Vorrangsprinzip des Bundesrechts (Art. 49 Abs. 1 BV).

Der Besitzesschutz wird fortan durch das Bekanntmachungsverfahren garantiert (Art. 254ff E.ZPO). Dies bedingt die Aufhebung des Artikels 123bis EGZGB (Kap. II.1). Die Durchführung dieses nichtstreitigen Verfahrens muss dem ortsnahen Richter zugeteilt werden, d.h. der Gemeinderichter; Artikel 90 Abs. 1 Ziffer 11neu E.EGZGB gilt im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 in fine E. EGZGB als Ausnahme, weil er dem Bezirksrichter eine allgemeine Zuständigkeit für Zivilsachen zugesteht.
F. Gesetz über die unentgeltliche Rechtspflege (GUR) - Kommentar

1. Die unentgeltliche Rechtspflege
a/ Begriff

Die Verteidigung der Rechte vor Gericht kann teuer sein. Der Gerichtsbarkeit Unterworfene muss im Allgemeinen die oft beträchtlichen Verfahrenskosten vorschiessen und die Tätigkeit seines Vertreters vor und während des Verfahrens entgelten. Damit der Zugang zur Gerichtsbarkeit nicht nur den vermögenden Personen vorbehalten bleibt und im Hinblick auf die Gleichbehandlung
 kann der Gerichtsbarkeit Unterworfene, der nicht über genügend finanzielle Mittel zur Führung des Prozesses verfügt, von der öffentlichen Hand den Rechtsbeistand erhalten, sofern es seine schützenswerten Interessen verlangen
.

b/ Rechtsquellen

Der Rechtsbeistand ist in den Artikeln 6 EMRK und 29 Absatz 3 BV vorgesehen. Letztere Bestimmung hat der Rechtsprechung des Bundesgerichts betreffend die unentgeltliche Rechtspflege, welche von Artikel 4 aBV, d.h. aus dem Grundsatz der Gleichbehandlung und dem Verbot der Rechtsverweigerung
 abgeleitet wurde, Gesetzesform gegeben. Artikel 29 Absatz 3 BV gewährt indessen nur eine subsidiäre Minimalgarantie
. Verfahrensrechtlich wurde die unentgeltliche Rechtspflege bis zum 1. Januar 2007 (Ziff. 2 Buchstabe a weiter unten), aufgrund der Zuständigkeit der Kantone, kantonalrechtlich geregelt. Im Wallis wird die unentgeltliche Rechtspflege durch das GGAR geregelt, welche vor allem durch die Verordnung über den gerichtlichen und administrativen Rechtsbeistand vom 7. Oktober 1998 (weiter unten VGAR) ergänzt wurde
.

c/ Kurzer Abriss über die unentgeltliche Rechtspflege im Wallis

Das gegenwärtige GGAR ist eine Antwort auf die Motion der Finanzkommission vom 8. März 1994. Diese wurde vom Staatsrat am 20. April 1994 und vom Grossen Rat in der Maisession 1994
 angenommen. Genauer gesagt ist es die Antwort auf Ziffer 3 dieser Motion, welche die Angleichung der Walliser Bestimmungen an die diesbezügliche Rechtsprechung des Bundesgerichts verlangt. Dieses Gesetz stellt die allgemeinen Grundsätze betreffend die unentgeltliche Rechtspflege auf (Art. 2 bis 6 handeln vom Anspruch auf Rechtsbeistand, seinem Geltungsbereich, der Finanzierung, der Verantwortlichkeit und dem Kostenverzeichnis)
. Es enthält zudem eine gesetzliche Kompetenzdelegation, die es dem Staatsrat erlaubte, auf dem Verordnungsweg das VGAR zu erlassen. Dieses umfasst 24 Bestimmungen, von denen sich einige den wesentlichen Regeln widmen, weshalb sie ins Gesetz aufgenommen werden sollten.

Zusammenfassend wird die unentgeltliche Rechtspflege in unserem Kanton von folgenden grossen Grundsätzen beherrscht:
Es ist heute anerkannt, dass die unentgeltliche Rechtspflege unabhängig von der betroffenen Behörde (Gericht oder Verwaltung), vom Rechtsgebiet (Zivil-, Straf-, Betreibungs- und Konkurs- oder Verwaltungsrecht), von der (streitigen oder freiwilligen) Gerichtsbarkeit oder von der betroffenen Instanz (in erster Instanz, in der ordentlichen oder ausserordentlichen Beschwerdeinstanz und ausnahmsweise im Schlichtungsverfahren),
 für alle Verfahrenstypen gewährt werden kann.
Die unentgeltliche Rechtspflege muss der bedürftigen Person den Zugang zur Gerichtsbarkeit erlauben. Damit ist jene Person gemeint, die für die Kosten der Verteidigung ihrer Interessen nicht aufkommen kann, ohne das Existenzminimum für ihren Unterhalt und jener ihrer Familie (Art. 2 Abs.1 GGAR)
 zu beeinträchtigen. aufkommen muss. Diese Bedingung ist unerlässlich, unabhängig ob das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege ein Straf-, Zivil- oder Verwaltungsverfahren betrifft. In den letzten zwei Gebieten darf zudem der Fall der betroffenen Person nicht zum Voraus ohne Aussicht auf Erfolg sein (Art. 2 Abs. 2 GGAR). 

Somit dürfen die Erfolgsaussichten im Prozess nicht erheblich schwächer sein als das Risiko, den Prozess zu verlieren
. Diese zusätzliche Bedingung zur Bedürftigkeit findet ebenfalls Anwendung auf die Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege an die Zivilpartei im Strafrecht (Art. 2 Abs. 3 GGAR).

Die unentgeltliche Rechtspflege befreit den Begünstigten von allen Kostenvorschüssen und/oder entlastet ihn von Sicherheitsleistungen (Art. 3 Abs. 1 Lit. a und b GGAR). Unter bestimmten Bedingungen (Art. 3 Abs.1 Lit. c GGRA) kann er ebenfalls die Bezeichnung eines amtlichen Rechtsbeistandes einschliessen, welcher vom Staat entschädigt wird. In Zivil- und Strafangelegenheiten wird ein Offizialanwalt nur gewährt, wenn dieser für die Verteidigung der Interessen des Gesuchstellers notwendig ist (Art. 2 Abs. 2 GGAR). Gemäss Artikel 2 Absatz 3 GGAR hat der Angeschuldigte überdies nur Anspruch auf einen Offizialanwalt, wenn seine Tat mit einem Freiheitsentzug bedroht ist oder wenn sein Fall besondere Schwierigkeiten aufweist. Schliesslich kann der Rechtsbeistand ganz oder teilweise für die eine oder andere dieser Leistungen gewährt werden (Art. 3 Abs. 2 GGAR)
.

Die unentgeltliche Rechtspflege garantiert den Zugang zur Gerichtsbarkeit und nicht zu deren Unentgeltlichkeit. So kann der Staat die Rückerstattung der von ihm erbrachten Leistungen verlangen, wenn sich die Vermögenslage des Verbeiständeten verbessert hat (Art. 4 GGAR). Der Anspruch des Staates verjährt nach Ablauf von zehn Jahren ab Rechtskraft des Urteils oder des Entscheides, der den Fall abschliesst (Art. 4 Abs. 4 GGAR).

2. Notwendigkeit der Abänderung des GGAR

a/ Vereinheitlichung der schweizerischen Zivil- und Strafprozessverfahren

Das Volk und die Stände haben die verfassungsrechtlichen Grundlagen für eine vollständige Neugestaltung des schweizerischen Rechtssystems geschaffen, indem sie am 12. März 2000 den Bundesbeschluss über die Reform der Justiz vom 8. Oktober 1999 angenommen haben
. Die Ziele dieser Reform waren insbesondere die Schaffung einer vereinheitlichten StPO und ZPO auf schweizerischer Ebene. Gegenwärtig sind das Zivilverfahren und das Strafverfahren nicht in einem Gesetz, sondern hauptsächlich in den 26 kantonalen Strafprozessordnungen und 26 kantonalen Zivilprozessordnungen geregelt. Die am 12. März 2000 angenommenen Artikel 122 und 123 BV, die heute in Kraft sind
, geben künftig dem Bund die Kompetenz, auf dem Gebiet des Strafverfahrens und Zivilverfahrens zu legiferieren. Es handelt sich dabei um ein ausschliessliches Vorrecht
, d.h., dass einzig der Bund das Recht hat, auf diesen Gebieten Recht zu setzen unter dem vollständigen Ausschluss
 der kantonalen Zuständigkeit. Gestützt auf diese Grundlage hat der Bundesrat einen Entwurf für eine ZPO und einen Entwurf für eine StPO ausgearbeitet.

Die kantonalen Gesetzgeber können somit keine Bestimmungen in Bezug auf das Zivil- und Strafverfahren erlassen, ausser wenn sie durch eine im Bundesgesetz enthaltene Delegation hierzu ermächtigt sind. Sie haben sich künftig nicht mehr um ein allfälliges Schweigen des Gesetzgebers zu sorgen (Gesetzeslücke), dies ist fortan Sacher der Rechsprechung
. Die Kantone bleiben aber, vorbehältlich einer gegenteiligen Gesetzesbestimmung, auf dem Gebiet der Gerichtsorganisation und der Justizverwaltung im Straf- und Zivilrecht sowie des Strafvollzuges und der Massnahmen in Strafsachen (Art. 122 Abs. 2 und 123 Abs. 2 BV), zuständig.

Im öffentlichen Recht sind die Unterschiede unter den kantonalen Verfahren weniger beträchtlich, weshalb eine Regelung durch den Bund nicht für notwendig erachtet wurde
.

b/ Die Restkompetenzen der Kantone im schweizerischen Zivil- und Strafverfahren

Der StPO unterwirft die Verfolgung und Beurteilung der im Bundesrecht vorgesehenen Zuwiderhandlungen den Strafbehörden des Bundes und der Kantone (Art. 1 StPO). Das Gesetz betrifft folglich nicht die Zuwiderhandlungen gegen das kantonale Strafrecht
. 
Gestützt auf Artikel 335 nStPO unterliegt dieses Verfahren der Kompetenz der Kantone. Gemäss dieser Bestimmung behalten die Kantone das Gesetzgebungsrecht für die Polizeiübertretungen, die nicht Gegenstand der Bundesgesetzgebung sind (Abs. 1). Sie können zudem Sanktionen für Zuwiderhandlungen gegen das Verwaltungsrecht und gegen das kantonale Prozessrecht erlassen (Abs. 2). Die Botschaft des Bundesrates empfiehlt gleichwohl den Kantonen, in den gesetzlichen Erlassen betreffend der Einführung des neuen Gesetzestextes zu erwähnen, dass dieser ebenfalls anwendbar ist auf die Verfolgung und Beurteilung der durch das kantonale Recht geahndeten Zuwiderhandlungen
. Der Artikel 445 StPO sieht schliesslich vor, dass die Kantone, soweit sie zuständig sind, die erforderlichen Vollzugsbestimmungen erlassen.
Im Zivilrecht regelt der E.ZPO das kantonale Verfahren, das auf streitige Angelegenheiten, auf Richtersprüche in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, auf Richtersprüche im Betreibungs- und Konkursrecht und auf die Schiedsgerichtsbarkeit (Art. 1 E.ZPO) anwendbar ist. Diese Vereinheitlichung wird daher zur uneingeschränkten Aufhebung von zahlreichen Gesetzestexten führen, da sich die Kompetenz der Kantone im wesentlichen auf eine Anwendung der schweizerischen Prozessordnungen (nachher Prozessordnungen) beschränkt, soweit das Bundesrecht die Materie nicht erschöpfend geregelt hat
.

c/ Restkompetenzen der Kantone auf dem Gebiet der unentgeltlichen Rechtspflege und Abänderung des GGAR

Die unentgeltliche Rechtspflege als Verfahrenseinrichtung ist in den Prozessordnungen vereinigt. Sie figuriert ebenfalls im BGG, das am 1. Januar 2007 in Kraft getreten ist. Die Bundesbehörden waren darauf bedacht, soweit wie möglich die Bestimmungen dieser Texte zu harmonisieren
.

Im Strafverfahren regeln die Artikel 132 bis 135 StPO die Art und Weise der Offizialverteidigung der beschuldigten Person. Als beschuldigte Person gilt gemäss StPO jene, die einer Zuwiderhandlung verdächtigt, angeschuldigt oder angeklagt ist (Art. 111 StPO). Die Artikel 136 bis 138 StPO behandeln die unentgeltliche Rechtspflege für die Privatklägerschaft, die in Artikel 118 StPO definiert ist. Als Privatklägerschaft gilt der Verletzte, der ausdrücklich erklärt, er wolle am Strafverfahren teilnehmen. Die Artikel 132 bis 138 StPO sind auf den Seiten 1179 ff. der Botschaft des Bundesrates
 erläutert. Auf Grund des oben angeführten, betrifft die unentgeltliche Rechtspflege nur noch die Verfahren bezüglich der im Bundesrecht vorgesehenen Zuwiderhandlungen. Die Kantone behalten die Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet der Verfahrensbestimmungen und vor allem auf jenem der unentgeltlichen Rechtspflege, wenn Verletzungen des kantonalen Rechts betroffen sind. Es ist angezeigt, diesem Umstand in der Abänderung des GGAR Rechnung zu tragen. Es ist dabei in Erinnerung zu rufen, dass der Bundesrat empfiehlt, bezüglich Verfahren und Beurteilung solcher Zuwiderhandlungen auf den StPO zu verweisen.

Im Zivilverfahren ist der Rechtsbeistand in den Artikeln 115 ff. E.ZPO geregelt. Der Entwurf führt eine vereinheitlichte Bundesregelung ein, die im Wesentlichen der Regelung der Privatklägerschaft im StPO
 entspricht. Die betreffenden Bestimmungen sind auf den Seiten 7301 ff. der Botschaft des Bundesrates erläutert. Sobald das Zivilverfahren ausschliesslich in die Kompetenz des Bundes fällt, besteht kein Platz für das kantonale Recht. Jede zivilrechtliche Verfahrensbestimmung betreffend die unentgeltliche Rechtspflege, die gegenwärtig im GGAR enthalten ist, muss deshalb aufgehoben werden.

Da das Verwaltungsverfahren durch das Bundesrecht nicht vereinheitlicht wird, bleiben die Kantone für die Gesetzgebung in Sachen unentgeltliche Rechtspflege zuständig. Die Bestimmungen des GGAR müssen deshalb nicht abgeändert werden, ausser es sei aus Opportunitätsgründen eine Anpassung, in rein formeller Hinsicht, an die Prozessordnungen vorzunehmen. In den vergangenen Jahren stellte man eine gewisse Annäherung unter dem Verwaltungsverfahren und dem Zivilverfahren fest. Gewisse Kantone verweisen sogar im Gesetz über das Verwaltungsverfahren auf die ZPO als subsidiäres Recht
. In Fällen von Lücken in Fragen, die beide Gebiete betreffen, verweist die verwaltungsrechtliche Praxis häufig auf die Bestimmungen des Zivilverfahrens
. Gemäss Professor Arnold Marti, Vizepräsident des Verwaltungsgerichts des Kantons Schaffhausen, könnten die Bestimmungen des E.ZPO über den gerichtlichen Rechtsbeistand sogar sinngemäss auf den Rechtsbeistand im Verwaltungsverfahren angewendet werden
. 

In Anbetracht dieser Erwägungen besteht Grund zu prüfen, ob der Rechtsbeistand so wie er gegenwärtig aus dem GGAR hervorgeht, abgeändert oder an die in den Prozessordnungen und hauptsächlich im E.ZPO entwickelten Grundsätze angepasst werden muss. Wir benützen ebenfalls im Rahmen der Abänderung die Gelegenheit, gewisse wesentliche Bestimmungen der VGAR ins GUR einzuflechten und gewisse formelle terminologische und strukturelle Anpassungen vorzunehmen.

3. Entwurf zum GUR
a/ Benennung, Inhalt und Struktur

Zuerst schlägt der Entwurf vor, den Ausdruck « unentgeltliche Rechtspflege » in seinem weitesten Sinn ohne die Ergänzung « gerichtlich und administrativ » zu verwenden. Es ist wirklich wünschenswert, die gleiche Terminologie wie im Art. 29 Abs. 3 BV zu übernehmen, ohne dabei zu vergessen, dass diese Garantie sich auch auf die Verfahren vor den Verwaltungsbehörden (nicht richterlichen) wie auf diejenigen vor den Gerichten bezieht.

Nach dem Ausschlussverfahren, wonach die unentgeltliche Rechtspflege durch den E.ZPO im Zivilrecht und durch den StPO im Strafrecht vorgesehen ist, müsste der E.GUR nur die Verwaltungssachen und die Strafsachen, welche die Verletzungen des kantonalen Rechts betreffen, regeln. Gestützt auf die Empfehlungen des Bundesrates und aus Sorge der Vereinheitlichung des Strafrechts besteht Anlass, für letztere ganz einfach auf die sinngemässe Anwendung der Regeln des StPO zu verweisen.

Man unterscheidet somit klar zwei Gebiete: das erste betrifft die unentgeltliche Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen, die in den Prozessordnungen geregelt sind. Das zweite Gebiet bezieht sich auf die unentgeltliche Rechtspflege in den Verwaltungssachen, die vom E.GUR und seiner Verordnung geregelt werden. Es scheint uns nützlich, diese Unterscheidung deutlich hervorzuheben und den Praktikern in Erinnerung zu rufen, dass die Regeln über die unentgeltliche Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen (genauer gesagt die Erteilungsvoraussetzugen, der Geltungsbereich und das Verfahren) im Bundesrecht geregelt sind. Ein zweites Kapitel erörtert die auf die unentgeltliche Rechtspflege anwendbaren Grundsätze in Verwaltungssachen. Die vorgeschlagene Lösung übernimmt im Wesentlichen die in den Prozessordnungen, speziell im E.ZPO, angewandte Struktur. Diese wird unten dargestellt. Ein dritter Teil ist den öffentlichrechtlichen Bestimmungen über die Finanzierung, das Vollzugsorgan und die Verantwortlichkeit gewidmet. Dies sind Gebiete, die sowohl die Straf-, Zivil- und Verwaltungsverfahren betreffen. Ein letztes Kapitel handelt von den Schlussbestimmungen.

b/ Erläuterung der Bestimmungen
-  Artikel 1 – Unentgeltliche Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen
Der Artikel 1 erinnert ganz einfach daran, dass die Regeln über die unentgeltliche Rechtspflege auf dem zivil- und strafrechtlichen Gebiet, insbesondere die Erteilungsvoraussetzungen, der Geltungsbereich und das Verfahren in den Prozessordnungen vorgesehen sind. Er stellt ausserdem klar, dass das Verfahren betreffend die Zuwiderhandlungen gegen das kantonale Recht in sinngemässer Anwendung durch den StPO geregelt ist.
Die Themen betreffend die unentgeltliche Rechtspflege, von denen in den Prozessordnungen die Rede ist, sowie die entsprechenden Bestimmungen werden anschliessend kurz dargelegt.

a/ Anspruch

In Zivilsachen regelt der Artikel 115 E.ZPO den Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege. Gemäss dieser Bestimmung hat eine Person Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege, wenn sie nicht über die erforderlichen Mittel verfügt und wenn ihr Prozessbegehren nicht aussichtslos erscheint. Es ist indessen hervorzuheben, dass die unentgeltliche Rechtspflege in Schiedsgerichtssachen ausgeschlossen ist (Art. 378 E.ZPO).

Der StPO zählt die Voraussetzungen für die Erteilung der unentgeltlichen Rechtspflege für die Privatklägerschaft in Artikel 136 auf. Dabei wird auf die Bedürftigkeit und die Voraussetzung der nicht aussichtslosen Zivilklage hingewiesen. In Artikel 132 wird die unentgeltliche Rechtspflege für die notwendige Verteitigung der beschuldigten Person sowie die unentgeltliche Rechtspflege der Person, die nicht über die erforderlichen Mittel verfügt oder zur Wahrung ihrer Interssen eine amtliche Verteidigung bedarf, umschrieben.
b/ Umfang

Der Umfang des Rechtsbeistandes in Zivilsachen ist Gegenstand des Artikels 116 E.ZPO (Befreiung von Vorschuss- und Sicherheitsleistungen, Befreiung von Gerichtskosten, gerichtliche Bestellung eines Rechtsbeistandes, wenn dies zur Wahrung der Rechte des Beschuldigten notwendig ist). Im Strafverfahren regelt der Artikel 136 Absatz 2 StPO diese gleiche Frage für die Privatklägerschaft (Befreiung von Vorschuss- und Sicherheitsleistungen, Befreiung von den Verfahrenskosten und die Bestellung eines unentgeltlichen Rechtsbeistandes, wenn dies zur Wahrung der Rechte der Privatklägerschaft notwendig ist) und der Artikel 132 StPO für die beschuldigte Person (Bezeichnung eines amtlichen Verteidigers).

c/ Verfahren

In den Artikeln 117 bis 119 E.ZPO ist das für die Erteilung der unentgeltlichen Rechtspflege anwendbare Verfahren (Gesuchstellung vor oder nach Eintritt der Rechtshängigkeit, Inhalt des Gesuches, summarisches Verfahren, ausnahmsweise rückwirkende Kraft der unentgeltlichen Rechtspflege, erneute Beantragung im Rechtsmittelverfahren, Kosten) geregelt. Diese Artikel regeln auch den Entzug und das Beschwerderecht gegen die Erteilung oder den Entzug (beschränktes Beschwerderecht gemäss Artikel 316 ff E.ZPO). Der StPO behandelt diese Frage teilweise in den Artikeln 133 und 134.

d/ Liquidation der Prozesskosten und Entschädigung des amtlichen Rechtsbeistandes

Die Entschädigung des Rechtsbeistandes in einem Zivilverfahren ist in Artikel 120 E.ZPO vorgesehen, der ebenfalls die Liquidation der Prozesskosten regelt. Die Entschädigung der amtlichen Verteidigung und des Rechtsbeistandes der Privatklägerschaft wird im Artikel 135 StPO ausgedrückt.

Gemäss Artikel 120 E.ZPO wird es den Kantonen überlassen, die angemessene Entschädigung festzulegen, die dem unentgeltlichen Rechtsbeistand zu leisten ist, da sie in Tarifangelegenheiten autonom sind
. Der Artikel 135 StPO verweist ebenfalls auf den Anwaltstarif des Bundes oder des Kantons des Gerichtsstandes.

e/ Rückerstattung in Zivil- und Strafsachen und Verjährung

Der Grundsatz der Rückerstattung ist in den Artikeln 121 E.ZPO und 135 Absatz 4 StPO für die amtliche Verteidigung und für die Privatklägerschaft (durch Verweisung auf Art. 138 StPO) statuiert. Diese Bestimmungen sehen den Grundsatz der Rückerstattung der Entschädigung an den Staat, den Bund oder den Kanton vor, durch die Person, die von der unentgeltlichen Rechtspflege profitierte, sobald es ihre wirtschaftlichen Verhältnisse erlauben. Die Verjährung der Rückerstattungsklage ist auf dem Gebiet des Zivilrechts in Artikel 121 Absatz 2 E.ZPO und auf dem Gebiet des Strafrechts in Artikel 135 Absatz 5 StPO geregelt. Eine Frist von zehn Jahren, nach Abschluss des Verfahrens, oder ab dem Tag der Rechtskraft des Entscheides, ist gemäss der angewandten Terminologie vorgesehen.

-  Artikel 2 - Anspruch

Der Artikel 2 E.GUR umschreibt die Erteilungsbedingungen der unentgeltlichen Rechtspflege auf dem Verwaltungsgebiet (somit auch im Sozialversicherungswesen), d.h. die Bedürftigkeit (Abs. 1), die Erfolgsaussichten der Beschwerde (Art. 2) und sofern es für die Verteidigung der Interessen des Gesuchstellers als notwendig erscheint, die Ernennung eines amtlichen Rechtsbeistandes. Artikel 2 gibt somit der Rechtsprechung des Bundesgerichts Gesetzesform und nimmt die Absätze des Artikels 2 des GGAR auf, welche die verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten betreffen. Heben wir hervor, dass im vorliegenden Entwurf von nun an nicht mehr vom « Offizialanwalt » sondern vom unentgeltlichen « amtlichen Rechtsbeistand » die Rede ist. Dies entspricht dem vom Bundesrat in der Botschaft zu den Prozessordnungen verwendeten Begriff
.

-  Artikel 3 - Geltungsbereich


Gemäss dem heutigen Recht kann der Rechtsbeistand für den Verbeiständeten die Befreiung von Kostenvorschüssen (Art. 3 Abs. 1 lit. a GGAR) und Sicherheitsleistungen (Art. 3 Abs.1 lit. b GGAR) und/oder die Bezeichnung eines amtlichen Rechtsbeistandes (Art. 3 Abs. 1 lit. c GGAR) mit sich bringen. 

Er kann zudem ganz oder teilweise (Art. 3 Abs. 2 GGAR) sein. Diese Grundsätze, die identisch sind mit jenen in den Prozessordnungen, wurden in Artikel 3 E.GUR aufgenommen. Im Gegensatz zur Bestimmung, die bis heute ausschlaggebend (Art. 3 GGAR) war, behandelt die vorgeschlagene Lösung lediglich den Geltungsbereich des Rechtsbeistandes. Die Liquidation der Prozesskosten (Art. 3 Abs. 1 lit. c und Art. 3 GGAR) wird hernach in Artikel 8 E.GUR behandelt.

Die Entwürfe der Prozessordnungen schlagen die Befreiung von den Verfahrenskosten im Falle der Erteilung der unentgeltlichen Rechtspflege vor (Art. 93 Abs. 2 E.ZPO und 422 StPO für die Umschreibung dieser Kosten in den Prozessordnungen) (Art. 135 Abs. 4, 136 Abs. 2 StPO und 116 Abs. 1 lit. b E.ZPO). Es empfiehlt sich, im E.GUR gleich vorzugehen, da der Staat die Möglichkeit hat, vom Verbeiständeten später die Nachzahlung der gewährten unentgeltlichen Rechtsspflegeleistungen (Art. 10 E.GRB) zu verlangen (siehe weiter unten).

-
Artikel 4 - Gesuch


Der Artikel 4 E.GUR bestimmt den Zeitpunkt, ab welchem der Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege ausgeübt werden kann. Er stellt so eine beträchtliche Bedeutung dar, die seine Eingliederung ins Gesetz rechtfertigt. Wie bisher und in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesgerichts
 muss der Rechtsbeistand in jedem Stadium anbegehrt werden können. Diese Bestimmung übernimmt den Artikel 1 VGAR mit der Überschrift « Geltendmachung des Anspruchs ».

Im Zivilrecht sieht der E.ZPO die Ausdehnung der unentgeltlichen Rechtspflege auf die Vorbereitung des Prozesses vor. Zu denken ist hierbei beispielsweise an die Feststellung der möglichen Prozessaussichten, die Abklärung der Beweise und Sachverhalte, die Formulierung des Gesuches
 soie die Ausarbeitung einer Scheidungskonvention im Falle eines gemeinsamen Gesuches
. In diesen Fällen kann das Gesuch vor dem Eintritt der Rechtshängigkeit gestellt werden (Art. 117 Abs.1 ZPO). In den verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten scheint es nicht angebracht zu sein, die Hinterlegung des Gesuches um unentgeltliche Rechtspflege vor der einleitenden Prozessschrift zu erlauben. Obwohl das materielle Verwaltungsrecht an Komplexität gewonnen hat, erreicht es nicht jene des Zivilrechts.


Es erweist sich somit nicht als notwendig, die unentgeltliche Rechtspflege schon für die Prozessvorbereitung zu gewähren. Ausserdem muss hervorgehoben werden, dass die Erteilung eines amtlichen Rechtsbeistandes in Anwendung der Offizialmaxime sehr selten vor der ersten Instanz gewährt wird. Es wäre zudem für die Behörde schwierig, ihre Zuständigkeit zu bejahen oder die Erfolgsaussichten zu würdigen, ohne die Schlussfolgerungen und die geltend gemachten Forderungen in der Hauptsache zu kennen. Angesichts dieser Gründe ist es deshalb empfehlenswert, die gegenwärtige Praxis beizubehalten, was übrigens mit dem in der Verfassung garantierten Recht übereinstimmt
.

-
Artikel 5 - Dauer


Gemäss Artikel 5 E.GUR beginnt die unentgeltliche Rechtspflege mit dem Tag der Hinterlegung des Gesuches
. Diese Regel wird indessen durch die Möglichkeit der rückwirkenden Gewährung gemildert. Die in Artikel 2 VGAR bereits aufgestellten Grundsätze stehen nicht im Widerspruch zu der vorgeschlagenen Praxis in den Prozessordnungen und behalten ihre ganze Bedeutung. Es fällt zudem in die Kompetenz der Kantone, in wieweit sie die Erteilung der unentgeltlichen Rechtspflege aus Gründen der Billigkeit
 rückwirkend den Gerichten und Verwaltungsbehörden überlassen wollen. Demnach beschränkt sich das kantonale Recht nicht nur darauf, die Möglichkeit der Gewährung der rückwirkenden Kraft vorzusehen, sondern es bestimmt auch die Bedingungen unter denen sie gewährt werden kann.


Ausser bei vorzeitigem Entzug wird nach heutigem Recht die unentgeltliche Rechtspflege bis zum Zeitpunkt des Abschlusses des Verfahrens vor der zuletzt angerufenen Instanz (Art. 2 VGAR) gewährt. Der E.ZPO regelt indessen die Situation anders. Der Rechtsbeistand muss im Rechtsmittelverfahren neu beantragt werden. In Strafangelegenheiten hingegen geht die unentgeltliche Rechtspflege weiter, solange die Bedingungen, welche die Prozessleitung bewogen haben, ihn zu gewähren, fortbestehen. Der von der kantonalen Behörde gewährte unentgeltliche Rechtsbeistand ist vor dem Bundesgericht nicht automatisch gültig, weil die oberste Behörde darüber selbst entscheidet (Art. 64 BGG). Die unentgeltliche Rechtspflege in Zivil- und Verwaltungssachen wird gewährt, wenn die Sache nicht zum vornherein aussichtslos ist. Die Erfolgsaussichten können sich von einer Instanz zur anderen ändern. 

Es ist deshalb gerechtfertigt, im Beschwerdeverfahren ein neues Gesuch zu verlangen
. Artikel 5 Absatz 2, der diesen Grundsatz einführt, stellt somit eine Hauptänderung im System des Rechtsbeistandes in Verwaltungssachen dar.

Aus Rücksicht auf die in den Prozessordnungen vorgeschlagene Bedeutung und Struktur wird die Bestimmung über die Dauer des Rechtsbeistandes, wie sie heute in der VGAR figuriert, in den Gesetzesentwurf eingebaut.

-
Artikel 6 - Entzug

Der Artikel 6 des E.GUR definiert den Entzug der unentgeltlichen Rechtspflege. Er entspricht praktisch dem Artikel 3 VGAR.

Die vorgeschlagene Bestimmung geht weiter als die in den Prozessordnungen, weil es die Möglichkeit des Entzugs der unentgeltlichen Rechtspflege mit rückwirkender Kraft vorsieht, wenn die unentgeltich prozessführende Person die zuständige Behörde irregeführt hat, oder wenn sie es unterlassen hat, die Änderungen, die ihren Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege beeinflussen konnten, nicht rechtzeitig gemeldet hat. Es wäre tatsächlich schockierend, wenn die unentgeltlich prozessführende Partei unter diesen Voraussetzungen aus der unentgeltlichen Rechtspflege profitieren könnte.

Wie die beiden vorangehenden Bestimmungen wird der Entzug der unentgeltlichen Rechtspflege ebenfalls in das Gesetz aufgenommen.

-
Artikel 7 - Verfahren und Rekurs


Der Artikel 7 E.GUR behandelt das Verfahren der unentgeltlichen Rechtspflege, insbesondere das Entzugs- und Erteilungsverfahren sowie den Rechtsmittelweg in Verwaltungssachen. Er übernimmt teilweise den Artikel 14 VGAR, ohne aber die Frage des amtlichen Rechtsbeistandes aufzugreifen. Die diesbezüglichen Regeln, die in den Artikeln 4 bis 7 VGAR (Wahl, Statut, Beendigung des Mandates) behandelt sind, werden nämlich im E.VGUR aufgeführt.


Die vorgeschlagene Lösung verweist in erster Linie auf das VVRG, das gewisse Anwendungsregeln (Art. 32, 42 lit. f, 88 ff VVRG) enthält
. Subsidiär verweist sie auf die Verordnung des Staatsrates. Es liegt in der Zuständigkeit des Staatrates, Anwendungsgrundsätze festzulegen, wenn das VVRG keine Lösung bietet. Diese befinden sich gegenwärtig in den Artikeln 8 bis 13 VGAR. In Rücksicht auf die Vereinheitlichung der Verfahren müssen sie angepasst werden.

-
Artikel 8 - Liquidation der Kosten


Der E.GUR regelt abschliessend die Kosten im Falle der unentgeltlichen Rechtspflege in Verwaltungssachen und unterscheidet klar den Fall des Verbeiständeten, der unterliegt, von jenem, der obsiegt. Er übernimmt im wesentlichen das im Artikel 120 E.ZPO dargelegte Model. Diese Frage findet sich in den Artikeln 3 GGAR und 15 VGAR.


Der Grundsatz, nach dem der amtliche Rechtsbeistand durch den Staat bezahlt wird, wenn der Verbeiständete unterliegt, ergibt sich aus Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c GGAR und ist im E.ZPO ausdrücklicht festgelegt. Er wird in der vorgeschlagenen Bestimmung übernommen.


Selbst wenn der unentgeltlich Prozessführende von der Bezahlung der Verfahrenskosten im Rahmen der unentgeltlichen Rechtspflege befreit ist (Art. 3 E.GUR), werden diese dem Staat belastet, wenn er unterliegt. Eine spätere Rückerstattung kann erfolgen.


Die vorgeschlagene Bestimmung sieht die Rückerstattung der von der nicht verbeiständeten Gegenpartei geleisteten Kostenvorschüsse vor, zum Beispiel im Rahmen eines Einsprechens gegen ein Baubewilligungsgesuch (Art. 64 der Bauverordnung vom 2. Oktober 1996), wenn diesem entsprochen wird. Diese Lösung steht im Widerspruch zur Rechtsprechung des Walliser Kantonsgerichts
, das im Rahmen einer zivilrechtlichen Angelegenheit der Ansicht war, dass das Gericht die Vorschüsse an die nicht verbeiständete Partei, die obsiegt, nicht rückerstattet werden müssen. Sie folgt in dieser Frage der Auffassung von Gapany (Art. 15 VGAR)
 und der in Artikel 120 E.ZPO statuierten Regel.

Damals wie heute
 muss der unterliegende Verbeiständete die zu seinen Lasten ausgesprochene Parteientschädigung der Gegenpartei bezahlen
. Es geht selbstverständlich nicht an, dass der Staat die Parteientschädigung bezahlt zu der der Verbeiständete verurteilt wurde weil dieser nicht in der Lage ist, die Gegenpartei zu entschädigen, oder dieser nicht vom Recht, Sicherheitsleistungen zu verlangen (Art. 3 Abs. 3 zweiter Satz GGRA), Gebrauch machen konnte. Diese Regel ist in Wirklichkeit den Zivilstreitigkeiten eigen
.
Obsiegt der Verbeiständete, so wird der unentgeltiche Rechtsbeistand vom Staat entschädigt, wenn die Parteientschädigung bei der Gegenpartei wegen ihrer Zahlungsunfähigkeit uneinbringlich ist. Dieser Grundsatz entspricht vorbehältlich gewisser formeller Änderungen dem Artikel 120 E.ZPO, und übernimmt im Wesentlichen den Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c GGAR.

-
Artikel 9 – Entschädigung

Der Artikel 9 E.GUR umschreibt die Modalitäten der Entschädigung des amtlichen Rechtsbeistandes in Verwaltungssachen. Er übernimmt den Artikel 6 GGAR mit dem Titel « Kostenverzeichnis », der auf das GTar verweist. Dieser kommt den in den Prozessordnungen aufgestellten Regeln nach.

-
Artikel 10 - Rückerstattung


Der Artikel 10 Absatz 1 E.GUR übernimmt den Artikel 4 Absatz 2 GGAR, soweit es sich um die Rückerstattung der Leistungen in Sachen unentgeltliche Rechtspflege handelt.

Er sieht in erster Linie die Rückerstattung der Leistungen vor, wenn der Betroffene die Mittel besitzt dieser Pflicht nachzukommen. Dieser Grundsatz wird sowohl durch die Europäische Menschenrechtskommission in Artikel 6 § 3 Buchstabe c EMRK
, als auch durch die Rechtsprechung des Bundesgerichts in Sachen undentgeltliche Rechtspflege
 bestätigt. Ebenso wird der Grundsatz durch das Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 über das Verwaltungsverfahren (VWVG)
 oder durch den E.ZPO bestätigt. Gemäss letzterem ist die unentgeltliche prozessführende Person zur Nachzahlung an den Staat im Verhältnis zu der günstigen Entwicklung ihres Einkommens oder ihres Vermögens, zum Beispiel in Folge einer Erbschaft (Art. 21 E.ZPO), verpflichtet. Auch der Prozessgewinn kann für eine Rückerstattungspflicht ursächlich sein
. Der E.ZPO richtet sich nach der im Artikel 64 Absatz 4 BGG getroffenen Lösung.

In zweiter Linie sieht die Reglementation die Rückerstattung der getätigten Leistungen vor, wenn die unentgeltliche Rechtspflege zu Unrecht gewährt wurde. Diese Lösung geht weiter als das, was ausdrücklich im E.ZPO oder in der Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Verwaltungsrecht vorgesehen ist
. Hier wird lediglich die Nachzahlung der Leistungen gefordert, wenn die Partei dazu in der Lage ist 
.

Der zweite Absatz handelt von der Verjährung der Rückforderungsanspruchs des Staates und sieht eine Frist von zehn Jahren ab Eintritt der Rechtskraft des handelbeendenden Uteils vor. Das GGAR erwähnt dies schon in Artikel 4 Absatz 4. In Zivilsachen ist sie beinahe indentisch in Artikel 121 Absatz 2 E.ZPO geregelt und in Strafsachen in Artikel 135 Absatz 5 StPO.

-
Artikel 11 – Finanzierung


Die unentgeltliche Rechtspflege ist nicht nur der Problematik des Rechtsstaates unterworfen, sie setzt auch seine Finanzen aufs Spiel. Der Artikel 11 E.GUR reglementiert die Finazierung der unentgeltlichen Rechtspflege in den Verwaltungs-, Zivil- und Strafsachen. Die Verfasser der Entwürfe zu den Prozessordnungen haben diese Frage nicht ausdrücklich gereglt. Sie haben sich aber da und dort
 im E.ZPO und im StPO auf die Kantone, sowie in Strafsachen auf den Bund bezogen. Es scheint gerechtfertigt, die Finanzierung der unentgeltlichen Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen der Behörde anzulasten, die sie gewährt hat, d.h., im Allgemeinen der Kantons- oder Bundesbehörde, also dem Staat (Kanton oder Bund). Selbst wenn das Verfahren sich vor dem Polizeigericht oder dem Gemeinderichter abspielt, ist es angezeigt, die Finanzierung dem Staat anzulasten. Diese üben ihre Befugnisse im Rahmen der übertragenen Prozessordnungen aus. Sie beteiligen sich an einer Streitsache als Vollzugsorgan der Bundesgesetzgebung. In den Verwaltungssachen wird hingegen die Finanzierung durch den Kanton gewährleistet, aber auch durch die Gemeindebehörde, wenn diese die Gemeindegesetzgebung anwendet.

-
Artikel 12 – Vollzugsorgan


Der Artikel 12 E.GUR entspricht der Überführung des Artikels 20 VGAR in das Gesetz. Als Vollzugsorgan amtet das für die Finanzen zuständige Departement oder die Gemeindeverwaltung. Artikel 12 E.GUR findet in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen Anwendung auf die unentgeltliche Rechtspflege in einem weiten Sinn. Gemäss der Botschaft des Bundesrates zur ZPO werden tatsächlich die Kantone als Behörden bezeichnet, welche die Rückerstattung anordnen oder über ihren Vollzug wachen
 (Art. 121 E.ZPO). Der gleiche Grundsatz gilt sinngemäs im Strafrecht.

-
Artikel 13 -Verantwortlichkeit


Von Artikel 5 GGAR ausgehend reglementiert der Artikel 13 E.GUR die primäre Verantwortung des Gemeinwesens, das für die Finanzierung zuständig ist. Dies gilt für die Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
. Der amtliche Rechtsbeistand erfüllt in Wahrheit eine Aufgabe, die ihm das Gemeinwesen anvertraut hat. Er stellt somit einen öffentlichrechtlichen Auftrag dar. Er wird durch die zuständige Behörde ernannt, obwohl der Verbeiständete das Recht hat, einen Beistand nach seiner Wahl vorzuschlagen. Es ist selbstverständlich unmöglich, das Risiko zu vermeiden, dass der amtliche Rechtsbeistand in Ausübung seiner Funktion dem Verbeiständeten auf unerlaubte Weise einen Schaden zufügt. Man kann daher davon ausgehen, dass eine primäre Verantwortung des Staates oder der Gemeinde für rechtswidrige Handlungen des amtlichen Rechtsbeistandes besteht. Im gegenteiligen Fall würde dies heissen, dass der Verbeiständete die mögliche Zahlungsunfähigkeit des verantwortlichen Anwaltes auf sich zu nehmen hat, was absolut ungerecht wäre.

Wir erinnern daran, dass der Grundsatz der primären Verantwortung des Staates schon im Entscheid Artico (Serie A No 37) des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte vom 13. Mai 1980 festgehalten wurde. In diesem Fall wurden die italienischen Behörden der Verletzung der Verteidigung im Sinne des Artikels 6 § 3 Buchstabe c EMRK verurteilt, da sie zu Unrecht die schwere Vernachlässigung der Pflichten und Funktion des Verteidigers zum Nachteil des Angeklagten toleriert haben. Die italienische Republik wurde zudem gezwungen, dem Gesuchsteller eine Genugtuungsentschädigung von 3'000'000 Lire zu leisten. Dieser Entscheid wurde vom Bundesgericht mehrmals übernommen
.

-
Artikel 14 - Vollzug


Der Artikel 14 E.GUR sieht eine Kompetenzdelegation an den Staatsrat vor. Dieser kann somit auf dem Verordnungsweg die Bestimmungen erlassen um die im Gesetz verankerten Grundsätze zu vervollständigen, damit sie vollzogen werden können.

-  Artikel 15 bis 17 - Abänderung und Aufhebung des geltenden Rechts, Uebergangsrecht und

 Inkrafttreten


Diese Bestimmungen bedürfen keiner besonderen Erläuterungen.
G. 
Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigung vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden (GTar) - Kommentar
1. Gerichtskosten und Parteientschädigungen

a/ 
Definition

Der Verwaltungsjustizapparat und die Fällung von Verwaltungsentscheiden verursachen einerseits dem Staat Kosten - die Gerichtskosten - und anderseits den Parteien - Entschädigungen oder Parteientschädigungen.

Die Gerichtskosten bestehen im Wesentlichen aus einer Gerichts- oder Verwaltungsgebühr (die entweder pauschal oder aufgrund der Natur und Zahl der Handlungen festgesetzt wird) und den Auslagen (zum Beispiel die bezahlten Zeugengelder oder Expertenhonorare)
. Die Gerichtsgebühren sind Kausalabgaben deren Begründung in der Anforderung einer staatlichen Leistung liegt
. In diesem Sinne hängen sie von den Kosten ab, die der geleistete Dienst verursacht hat. Sie müssen das Prinzip der Kostendeckung und der Äquivalenz
 beachten. Gemäss dem Kostendeckungsprinzip darf die Gesamtheit der Geldmittel aus einer Gebühr nicht höher sein als die Gesamtheit der Auslagen des Gemeinwesens für die fragliche Tätigkeit
. Die zu deckenden Auslagen können die allgemeinen Kosten, insbesondere jene der Porti, Telefonate, Personallöhne, Mietzinse und Abschreibungen der Investitionen, umfassen
. Gemäss dem Äquivalenzprinzip muss der Betrag jeder Gebühr im Verhältnis zum objektiven Wert der erbrachten Leistung sein und in einem angemessenen Rahmen bleiben
. Der Wert der Leistung bemisst sich sowohl an seiner Nützlichkeit für den Steuerzahler als auch am Preis im Verhältnis zur Gesamtheit der fraglichen Tätigkeit. Das Äquivalenzprinzip schliesst eine gewisse Schematisierung nicht aus. Die Gebühren müssen indessen nach objektiven Kriterien festgesetzt werden und verhindern, dass Unterschiede geschaffen werden, die durch keine rechtserheblichen Motive gerechtfertigt sind. Die Höhe der Gebühr darf vor allem die Benützung gewisser Einrichtungen nicht verhindern oder übermässig erschweren
.

Die Parteientschädigung besteht aus einer Entschädigung die alle unerlässlichen Kosten deckt, welche einer Partei durch den Rechtsstreit entstanden sind
. Dies sind zum grossen Teil die « Honorare und Auslagen des Rechtsberaters ».

b/ Quellen

Die Bestimmungen, welche von den Gerichtskosten und Parteientschädigungen handeln, sind in der Gesetzgebung über die Kosten und Parteientschädigungen vorgesehen. Die Auferlegung der Kosten und Entschädigungen, ihre Verteilung
, die Vorschüsse und Sicherheitsleistungen, sind vornehmlich in den Prozessordnungen festgeschrieben. Im Wallis behandelt die ZPO/VS in ihren Artikeln 252 ff. die Kosten und Parteientschädigungen, die StPO/VS in ihren Artikeln 207 ff. die Strafkosten und das VVRG in seinen Artikeln  88 ff. die Kosten und Parteientschädigungen. Bezüglich der Tarifgestaltung der Kosten verweisen die kantonalen Prozessordnungen auf die Reglementierungen der Kantone
. Im Wallis ist somit auf das GTar zu verweisen.
c/ 
Das GTar
Das gegenwärtige GTar ist eine Antwort auf die Motion der Finanzkommission vom 8. März 1994, die vom Staatsrat am 20. April 1994 und vom Grossen Rat in der Maisession 1994
 angenommen wurde. Diese Motion bezweckte einen Beitrag an den öffentlichen Finanzausgleich, insbesondere durch die Anpassung der Kosten und Entschädigungen in Gerichts- und Verwaltungssachen
.

Die Revision des Tarifs ergänzte unter anderem die Revision der Walliser Rechtspflege und ging somit mit der Revision der ZPO/VS, der StPO/VS, des VVRG, des EGZGB/VS und mit dem Einführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch vom 13. Mai 1990 (nachfolgend EGStGB/VS) einher. Ein Hauptmerkmal dieser Revision war die Anpassung des Walliser Rechts an das Bundesrecht. Insoweit orientierte sich das GTar an den Artikeln 149 ff. des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 16. Dezember 1943 (nachfolgend OG), am Tarif über die Entschädigungen an die Gegenpartei für das Verfahren vor dem Bundesgericht vom 9. November 1978 (nachfolgend Bundestarif/Entschädigungen). Die Lehre und Rechtsprechung, die sich auf diese Dokumente stützen, sind deshalb wichtige Informationsquellen für das Verständnis des Gesetzes.

Das GTar entstand im Hinblick auf eine gewisse Vereinfachung und um Klarheit zu bringen. Diese Gesinnung kommt in seiner Struktur zum Ausdruck. Das Gesetz behandelt zunächst die allgemeinen Bestimmungen, indem es die Kosten, Auslagen, Gerichtsgebühren und Parteientschädigungen definiert
. Hiernach legt es den Tarif der Kosten im Zivil-, Straf- und Verwaltungsverfahren und schliesslich die Parteientschädigung fest, indem es den Akzent auf die Festsetzung des Anwaltshonorars legt. Schliesslich endigt es im Kapitel über die verschiedenen Bestimmungen und die Übergangs- und Schlussbestimmungen.

2. Notwendigkeit der Abänderung des GTar

a/ 
Reform des Bundesrechts

Aufgrund der ausschliesslichen Kompetenz gemäss den Artikeln 122 und 123 BV hat der Bundesrat einen E.ZPO und einen E.StPO erlassen. Die Vereinigung dieser Verfahren hat zum Ziel, diese Gebiete der kantonalen Gesetzgebungskompetenz zu entziehen
. Die Kantone können nun keine Bestimmungen mehr auf diesem Gebiet erlassen, ausser wenn sie sich auf eine im Bundesrecht enthaltene Delegation stützen. Die Zuständigkeit der Kantone im Verwaltungsverfahren bleibt unverändert, da die Vereinheitlichung das öffentliche Recht nicht berührt. Schliesslich sind die Kantone vorbehältlich einer gegenteiligen Gesetzesbestimmung für die Gerichtsorganisation und das gerichtliche Verfahren (Art. 122 Abs. 2 und 123 Abs. 2 BV) zuständig. In diesem Sinn wurde die Walliser Gerichtsorganisation vollständig überdacht.

Da es sich um eine Prozesseinrichtung handelt, wurden die Regeln über die Kosten in die schweizerischen Zivil- und Strafprozessordnungen (nachfolgend Prozessordnungen) aufgenommen. Im Strafverfahren regelt der 10. Titel, d.h. die Artikel 416 bis 436 StPO die Verfahrenskosten, die Entschädigungen und die Genugtuung. Diese Bestimmungen sind auf den Seiten 1323 ff. Botschaft des Bundesrates zur Vereinheitlichung des Strafverfahrens vom 21. Dezember 2005
 erläutert.

In den Zivilverfahren sind die Regeln über die Kosten, ihre Aufteilung, ihre Liquidation und die Sonderbestimmungen über die Kosten in den Artikeln 93 bis 114 E.ZPO enthalten. Die diesbezüglichen Bestimmungen sind auf den Seiten 7292 ff. der Botschaft des Bundesrates zur schweizerischen Zivilprozessordnung vom 28. Juni 2006
 erläutert.

Neben dieser Vereinigungsoperation wird auf Bundesebene die Revision des Familienrechts abgeschlossen. Ein Entwurf zu einem neuen Recht über den Schutz der Jugendlichen (nachstehend E.ZGB) wurde dem Bundesparlament unterbreitet. Dieses wird zahlreiche Änderungen des EGzZGB/VS (vgl. E.EGzZGB)
 bringen.

Schliesslich muss darauf aufmerksam gemacht werden, dass am 1. Januar 2007 das Gesetz über das Bundesgericht in Kraft getreten ist. Am gleichen Tag traten auch der Tarif für die Gerichtsgebühren im Verfahren vor dem Bundesgericht vom 31. März 2006 (nachstehend Tarif BG/Gebühren - SR 173.210.1), der den Bundestarif/Gebühren aufhebt, und das Reglement über den Tarif der Entschädigungen an die Gegenpartei vor dem Bundesgericht vom 31. März 2006 (nachstehend Bundestarif/Entschädigungen - RS 173.110.3), welcher den Bundestarif/Parteientschädigung aufhebt, in Kraft.

b/ Konsequenzen auf das GTar

Die Änderungen im Bundesprozessrecht, ob es sich um die Vereinheitlichung der Verfahren und insbesondere der Regeln betreffend der Kosten, um die Einführung des BGB, des Reglements und des Tarifs, die damit verbunden sind, oder die Änderung des Rechts über den Jugendschutz und jene, die den Kanton betreffen, wie die Revision der Walliser Gerichtsorganisation, die Anwendungsgesetze zum E.ZPO und StPO und des EGzZGB handelt, haben offensichtlich einen Einfluss auf die Tarifgestaltung der Kosten.

Wir weisen beispielsweise auf die Frage der Kosten im Straf- und Zivilverfahren hin, die zukünftig in sehr weitem Masse durch den StPO und den E.ZPO geregelt werden, weshalb zahlreiche Bestimmungen des GTar hinfällig, ja im Widerspruch zum Bundesrecht, sind. Die Entwürfe zu den Prozessordnungen belassen jedoch den Kantonen die Kompetenz auf dem Gebiet des Tarifs der Kosten. Eine zentrale Tarifgestaltung wäre wirklich nicht den kantonalen Besonderheiten angepasst. So sind die Kantone gemäss Artikel 424 StPO zuständig für die Regelung der Berechnung der Prozesskosten (Gebühren und Auslagen Art. 422 StPO) und für die Festsetzung der Gebühren, wenn sich das Verfahren auf kantonaler Ebene abgewickelt hat
. Sie beschliessen ebenfalls die Honorare des Rechtsberaters in Strafsachen
. In den Zivilfällen sieht der Art. 94 E.ZPO vor, dass die Kantone den Kostentarif festsetzen (Gerichtskosten und Parteientschädigungen, Art. 93 E.ZPO). Die Botschaft erinnert überdies daran, dass diese den Zielen des E.ZPO nachkommen und die Verfassungsgrundsätze
 respektieren müssen, insbesondere jene der Kostendeckung und der Äquivalenz. Der E.ZPO zählt schliesslich verschiedene Spezialbestimmungen über die Kosten, die einen direkten Einfluss auf die Ausarbeitung des Tarifs (Art. 111 ff E.ZPO) haben, auf. Das GTar muss deshalb angepasst werden, indem es diesen verschiedenen Elementen Rechnung trägt.

Nicht nur die Regeln über die Kosten in den Prozessordnungen haben einen Einfluss auf das GTar. In Tat und Wahrheit verlangt die Änderung der Straf- und Zivilverfahren in ihrer Gesamtheit und in ihrer Konsequenz, zum Beispiel auf dem Gebiet der Kompetenz der Kantone, zahlreiche Änderungen im Gesetz. Des Weiteren erfordern gewisse Bestimmungen des Entwurfes zum neuen Recht über den Schutz der Jugendlichen, unter anderem jene die wesentliche Verfahrensregeln betreffen (Art. 443 ff  E.ZGB) und die vom Kanton vorgeschlagenen Anwendungsbestimmungen (EGzZGB), eine Anpassung des GTar.

Wir heben hervor, dass die Verfahrensregeln des neuen Rechts über den Schutz der Jugendlichen im E.ZPO aufgezählt sind, insoweit die Bestimmungen des E.ZGB oder des EGzZGB die Frage nicht regeln
. In Sachen Kosten findet der E.ZPO Anwendung und die Kantone sind für die Tarifierung zuständig, solange keine Regel im kantonalen Recht oder im E.ZGB enthalten ist.

Da das GTar in Bezugnahme auf den Tarif des BG/Gebühren und auf das Reglement BG/Parteientschädigungen ausgearbeitet wurde, muss geprüft werden, ob eine Anpassung an die Reglemente, die sie abgelöst haben, erforderlich ist.

Wie wir oben gesehen haben, bleiben die Kantone für die Reglementierung der Kosten und Parteientschädigungen im Verwaltungsverfahren sowie für die Tarifierung zuständig. Die Bestimmungen des gegenwärtigen GTar bezüglich dieses Verfahren müssen deshalb nicht abgeändert werden, ausser es handle sich um rein formelle Gründe terminologischer oder struktureller Art oder aus Opportunitätsgründen, um den Prozessordnungen nachzukommen. Es ist in dieser Sache wichtig hervorzuheben, dass, gemäss Professor Arnold Marti, Vizepräsident des Verwaltungsgerichts des Kantons Schaffhausen, die Bestimmungen des E.ZPO über die Kosten (Art. 93 ff) sinngemäss auf das Verwaltungsverfahren angewandt werden können
. 

3. Kommentar zu den Bestimmungen des E.GTar

a/ 1. Kapitel: Anwendungsbereich (Art. 1 neu)

Artikel 1 Absatz 1 definiert auf positive Art den Anwendungsbereich des Gesetzes. Wie oben erwähnt ist die Tarifikation der Kosten und Entschädigungen in Straf- und Zivilsachen (Art. 424 StPO und Art. 94 E.ZPO) den Kantonen zuerkannt. Diese bleiben ausserdem zuständig für die Festsetzung des Tarifs in den Verwaltungssachen, wobei letzteres auch auf die Sozialversicherungsfälle zutrifft. Unter diesen Bedingungen deckt der E.GTar die Tarifikation der Kosten und Entschädigungen in den Zivil-, Straf- und Verwaltungsverfahren vor einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde.

Der Absatz 2 bringt eine negative Definition des Anwendungsbereichs des Gesetzes. Wie sein Name in Wirklichkeit darauf hinweist, konzentriert sich der E.GTar hauptsächlich auf den Tarif der Kosten und Entschädigungen. Die Regeln betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen gehen im Wesentlichen aus den Prozessordnungen und jene betreffend den Schutz der Kinder und Jugendlichen aus dem E.ZGB (der auf den E.EGzZGB verweist) hervor.

Der E.ZPO enthält die Regeln über:

- die Definition der Kosten (Art. 93);

- ihre Auferlegung und Aufteilung (Art. 103 bis 107, 109 und 110);

- die Information über die wahrscheinlichen Kosten und den Rechtsbeistand (Art. 95);
- die Vorschüsse (Art. 96, 99 bis 101);
- die Sicherheitsleistungen (Art. 97 bis 101);
- den Kostenentscheid (Art.102);
- die Beschwerde (Art. 108);
- die verschiedenen Sonderbestimmungen betreffend die Kosten (Art. 111 bis 114).
Der StPO enthält insbesondere die Regeln über:

- die Definition der Prozesskosten, Gebühren und Auslagen (Art. 422);

- die Auferlegung und Verteilung der Kosten (Art. 417 bis 419, 423, 425 bis 428, 429, 430, 432 bis 434);
- den Kostenentscheid (Art. 421);
- die Rückgriffsklage (Art. 420).
Die VVRG reglementiert die Aufteilung der Kosten und Vorschüsse. Er definiert gewisse Begriffe des Artikels 88 ff.

In Rücksicht auf diese Elemente verweist der E.GTar in seinem Artikel 1 Absatz 2 auf die Prozessordnungen. Dieser Verweis bleibt die Regel. Gewisse mit dem Ausdruck « grundsätzlich » bezeichnete Ausnahmen bleiben vorbehalten. Sie sind im Absatz 3 beschrieben, d.h:

- die Bestimmungen der Spezialgesetzgebung (wie die Gebührenverordnung vom 23. September 1996 zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (nachstehend GebV SchKG). Diese ist durch den E.ZPO nicht aufgehoben
);

- die Verfahrensvereinbarungen über die Kosten und Entschädigungen (Art. 107 E.ZPO, der die Kostenaufteilung gemäss abgeschlossenem Vergleich vorsieht) und 
- gewisse Sonderbestimmungen des E.GTar (u.a. Art. 11, 13 Abs. 1 und 2).
b/ 2. Kapitel: Anwendbare Sonderbestimmungen in Verwaltungs- und Sozialversicherungssachen (Art. 2 bis 5 neu)

Das 2. Kapitel definiert die Kosten (Auslagen und Gebühren), die Parteientschädigungen und behandelt den Kostenentscheid und die Beschwerde, jedoch ausschliesslich in Verwaltungs- und Sozialversicherungssachen. Diese Fragen sind bereits im E.ZPO und im StPO reglementiert.

-
Artikel 2 - Kosten

Artikel 2 des E.GTar umschreibt die Kosten und übernimmt den Artikel 2 GTar, beeinflusst von Artikel 153 Absatz 2 OG. Er entspricht somit der in den Artikeln 93 E.ZPO und 422 StPO getroffenen Lösung.


-
Artikel 3: Parteientschädigung


Der in Artikel 3 E.GTar umschriebene Begriff der Parteientschädigung stimmt mit dem Artikel 3 GTar überein und stützt sich auf den Artikel 159 Absatz 2 OG. Er nähert sich somit dem in Artikel 93 E.ZPO vorgesehenen Begriff über die Entschädigungen in Zivilsachen.

Artikel 3 GTar benützt den Ausdruck « Rechtsbeistand » und nicht jenen des « Anwalts ». Diese Änderung findet ihre Quelle in der vom Bundesrat in der Botschaft zu den Prozessordnungen geschaffenen Terminologie. Man findet diesen Begriff im ganzen vorgeschlagenen Entwurf. 

-
Artikel 4 und 5 - Entscheid über die Kosten und Parteientschädigungen und Beschwerde

Was die Zivil- und Strafverfahren betrifft, behandeln die Artikel 102 E.ZPO und 421 StPO den Entscheid über die Kosten und Entschädigungen und Artikel 108 E.ZPO (Beschwerde) und Artikel 393 ff. StPO (Rechtsmittel) die Rechtsmittel. Diese Punkte, die heute in den Artikeln 4, 11 Absatz 4 und 5 und 30 GTar geregelt sind, betreffen nur noch die Verwaltungssachen. Aus diesem Grund sind sie in die Spezialbestimmungen über die Verwaltungssachen eingebaut und formell umgestaltet.

c/  3. Kapitel: Kosten (Art. 6 bis 25 neu)


-   Artikel 6 bis 11 - Auslagen der Behörde

Gemäss der Botschaft zum E.ZPO müssen die Kosten der Beweisführung, der Übersetzung (auch der Dolmetscher) und die Vertretung des Kindes (Art. 93 Abs. 2 Bst. c und d E.ZPO), d.h. die Auslagen der Zivilbehörde, individualisiert bleiben
. Es ist ebenfalls möglich, einen Pauschaltarif für die Erbringung gewisser Beweise, wie zum Beispiel die Entschädigung für das Erscheinen von Zeugen
, festzusetzen. Letztere müssen wenigstens eine angemessene Entschädigung erhalten (Art. 157 Abs. 3 E.ZPO). Der Artikel 424 StPO hält übrigens fest, dass die Kantone und der Bund die Berechnung der Verfahrenskosten und auch der Auslagen (Art. 422 Abs. 1 StPO) regeln. Die Artikel 167 und 190 StPO sehen die Gewährung einer angemessenen Entschädigung an die Sachverständigen und Zeugen vor.

Die Artikel 6 bis 10 des E.GTar enthalten die Leitregeln, die es erlauben, die Auslagen der Behörde zu berechnen. Sie übernehmen im Wesentlichen die Artikel 5 bis 10 des GTar. Sie bestimmen, gemäss dem Bundesrecht, wie man die Kosten der Beweisführung beziffert (Art. 6 E.GTar: Honorar für Sachverständige, Artikel 7 E.GTar: Zeugenentschädigung, Art. 8 E.GTar: Reiseentschädigung, Artikel 9 E.GTar: Intervention von Polizeibeamten und Gerichtsweibel und Übersetzungen (Art.6 E.GTar). Die Beträge wurden im Gesetz nicht abgeändert. Der Artikel 10 E.GTar erlaubt zudem, andere Auslagen (zum Beispiel die Vertretung des Kindes, Artikel 294 ff E.ZPO; Portospesen, Telefonate und andere ähnliche Kosten, Art. 422 Abs. 2 Bst. e StPO) mit ihrem effektiven Betrag in Rechnung zu stellen. Sie können sogar durch einen Pauschalbetrag ersetzt werden, soweit sie 200 Franken nicht übersteigen. Die Parteien haben des Weiteren das Recht, über die Tarife der Honorare an die Sachverständigen, Dolmetscher und Übersetzer (Art. 6 Abs. 2 E.GTar) angehört zu werden. Diese Lösung steht nicht im Gegensatz zu den Grundsätzen in den Prozessordnungen.

Artikel 11 E.GTar sieht schliesslich ausnahmsweise die allgemeine Möglichkeit vor, auf die Erhebung von Auslagen ganz oder teilweise zu verzichten. Es muss aber präzisiert werden, dass der E.ZPO erlaubt, auf die Rückerstattungsforderung zu verzichten, wenn die Partei nicht die Mittel besitzt (Art.110 Abs. 1 E.ZPO) und der StPO erlaubt, sie zu reduzieren oder sie wegen der Lage der zahlungspflichtigen Person zu erlassen. Gemäss den Artikeln 111 und 112 E.ZPO ziehen zudem das Schlichtungsverfahren oder die Verfahren materiellrechtlicher Natur betreffend gewisser Rechtsstreitigkeiten (z.B. bezüglich das Gleichstellungsgesetz) keine Gerichtskosten nach sich. Die Kantone können jedoch Kostenbefreiungen vorsehen, die weiter gehen als jene im E.ZPO (Art. 114 E.ZPO).

- 
Artikel 12 bis 25 - Gebühren



I. Allgemeines

Gemäss der Botschaft zum E.ZPO müssen die Gebühren der Gerichte und der Schlichtungsbehörde pauschal festgesetzt werden. Sie decken grundsätzlich alle gerichtlichen Leistungen
. Die Kantone setzen Stufen für die Pauschalen fest, so dass die Kosten in jedem Fall dem Streitwert und den erbrachten Leistungen entsprechen. Die Tarife müssen dem Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip entsprechen. Die Botschaft zum E.StPO verweist auch auf diese Grundsätze bezüglich des Strafprozessverfahrens
.


*
Artikel 12 - Ermessenskriterien

Artikel 12 E.GTar erklärt, wie die Gebühr im Hinblick auf die Stufen, die in den folgenden Kapiteln aufgelistet sind, zu berechnen ist. Er setzt die Kriterien fest, die es der Behörde erlauben, den Betrag der Gebühr zu beurteilen und er verweist auf das Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip. Diese Bestimmung übernimmt im Wesentlichen den Artikel 11 Absatz 1 bis 3 GTar. Der Absatz 1 erster Satz ist ausserdem identisch mit Artikel 65 Absatz 2 BGG.


*
Artikel 13 - Erlass oder Kürzung

Artikel 13 Absatz 1 und 2 erklärt in allgemeiner Weise, dass es unter gewissen Umständen ähnlich wie bei den Auslagen möglich ist, die Gebühr verhältnismässig zu kürzen, bzw. ganz oder teilweise zu erlassen. Es ist hervorzuheben, dass der E.ZPO vorsieht, dass die Gebührenforderung aufgrund der Mittellosigkeit der Partei erlassen wird (Art. 110 Abs. 1 E.ZPO). Die StPO sieht unter Berücksichtigung der wirschaftlichen Verhältnisse der kostenpflechtigen Person vor, die Gebühr herabzusetzen oder zu erlassen. Die Streitigkeiten, die ihrer Natur wegen keine Gebührenzahlung zeitigen, sind in den Artikeln 111 und 112 E.ZPO aufgezählt. Die Kantone können jedoch Kostenbefreiungen vorsehen, die weiter gehen als jene im E.ZPO (Art. 114 E.ZPO).

II. Zivilrecht

Gemäss dem E.ZPO sind unter den Gerichtskosten einzig eine Pauschalgebühr für das Schlichtungsverfahren und eine Pauschalgebühr für den Entscheid (Art. 93 Abs. 2 Bst. a und b E.ZPO) vorgesehen. In den Schlichtungsverfahren und in gewissen Streitigkeiten für das Entscheidverfahren werden zudem, abgesehen von der bös- oder mutwillig den Prozessführung, keine Gebühren erhoben (Art. 111 bis 113 E.ZPO). Diesen Vorschriften ist im Entwurf Rechnung getragen worden.

Die Artikel 14 bis 18 E.GTar resultieren aus der Anpassung der Artikel 13 bis 17 GTar, aus dem E.ROG, aus dem E.ZPO, aus dem EGZPO und aus dem E.EGZGB. Sie setzen die Gebühren fest, welche in den streitigen und nichtstreitigen Zivilfällen zu erheben sind.


*
Artikel 14 - Verfahren vor dem Gemeinderichter


Artikel 14 E.GTar berücksichtigt den Umstand:

-
dass der Gemeinderichter für das Schlichtungsverfahren zuständig ist (Art. 3 E.EGzZGB);

-
dass nicht mehr mittels Rechtsbot zum Vermittlungsversuch geladen wird; der Gemeinderichter stellt der Gegenpartei das Schlichtungsgesuch gleichzeitig mit der Vorladung zur Vermittlung zu (Art. 199 E.ZPO);
-
dass der Gemeinderichter ebenfalls zuständig ist für einen Urteilsvorschlag; diese Einrichtung steht zwischen einem Vorschlag zur gütlichen Einigung und einem Entscheid; sie ähnelt aber eher dem Vorschlag zur gütlichen Einigung, da jede Partei den Urteilsvorschlag ablehnen kann; im Falle des Schweigens der Parteien erlangt dieser jedoch Rechtskraft und wird vollstreckbar
;
-
dass der Gemeinderichter auf Begehren des Klägers in vermögensrechtlichen Streitigkeiten, deren Streitwert 2'000 Franken nicht übersteigt, in der Sache selbst entscheiden kann (Art. 209 E.ZPO und 3 E.EGZPO);
-
dass es keine besondere Gebühr für die Schreibarbeiten, das Aktenstudium, die Zustellungen, die Kommunikationen, die Fristerstreckungen usw. (Art. 93 Abs. 3 Bst. a und b E.ZP0 gibt
;
-
dass die Gebührenerhebung in der Form von Vorschüssen in Artikel 96 E.ZPO vorgesehen ist.


*  
Artikel 15 - Andere geldwerte Streitigkeiten des Zivilrechts

Artikel 15 E.GTar setzt die Gebühren für die vor erster Instanz behandelten Zivilstreitigkeiten, sowie jene vor dem Kantonsgericht als einziger Instanz, fest. Dies betrifft das ordentliche, vereinfachte oder atypisch summarische Verfahren
. Im E.ZPO spricht man nicht mehr vom beschleunigten Verfahren. Dass dem Gemeinderichter Entscheidkompetenz in geldwerten Angelegenheiten zukommt wird dahingehend berücksichtigt, dass der maximale Streitwert von 5'000 Franken auf 2'000 Franken herabgesetzt wurde (Art. 21 ZPO/VS).
Die den Streitwert bestimmenden Grundsätze sind in Artikel 25 E.GTar, die sinngemäss anwendbar sind, geregelt. Dieser verweist auf die Artikel 89 ff. E.ZPO.
* 
Artikel 16 - nicht geldwerte Streitigkeiten
Artikel 16 E.GTar betrifft die nicht geldwerten Zivilstreitigkeiten, die im ordentlichen oder vereinfachten Verfahren vor den erstinstanzlichen Behörden behandelt werden. Die erstinstanzlichen Behörden im Sinne dieser Bestimmung sind in Artikel 9 Buchstabe b bis g E.ROG bezeichnet.
*  
Artikel 17 - Andere Verfahren
Artikel 17 E.GTar trägt den anderen im E.ZPO oder E.ZGB und im EGZGB vorgesehenen Verfahren Rechnung, die in den vorangehenden Bestimmungen nicht besonders behandelt sind. Darunter zählen das Kindes- und Erwachsenenschutzverfahren, die nicht streitigen Fälle, die dem summarischen Verfahren unterstellten Fälle, die Beschwerden (Art. 316 ff E.ZPO), sowie die Revisions- (Art. 326 ff E.ZPO), Erläuterungs- und Berichtigungsverfahren (Art. 332 E.ZPO),


*
Artikel 18 - Berufung und Nichtigkeitsklage an das Kantonsgericht
Der Artikel 18, der den Artikel 16 GTar übernimmt, erlaubt es, die anlässlich der Berufung an das Kantonsgericht gegen die Entscheide der ersten Instanz (Art. 304 E.ZPO) zu erhebende Gebühr festzusetzen. Er sieht ebenfalls eine Gebühr für das Beschwerdeverfahren gegen die erstinstanzlichen Entscheide der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, oder auf Beschwerde hin, vor (Art. 445 Abs. 3, 450 Abs. 1 E.ZGB und 114 Abs. 2 E.EGZGB)
.
Der Artikel 18 E.GTar bezieht sich nicht auf die Nichtigkeitsbeschwerde in Schiedsgerichtssachen. Die Artikel 351 ff. E.ZPO sprechen tatsächlich nur von der Beschwerde.

III. Im Strafrecht

Die Artikel 19 bis 21 E.GTar, welche die Gebühren in Strafsachen festsetzen, übernehmen die Artikel 18 bis 20 GTar, die an die E.ROG, E.EGStPO und StPO angepasst sind. Sie tragen folgenden Änderungen Rechnung:

-
Das Polizeigericht ist zuständig für die Beurteilung von Übertretungen des Gemeinderechts, unter Vorbehalt der von der Spezialgesetzgebung an die kommunale Verwaltungsbehörde und den Gemeinderat (Art. 10 Abs. 2 E.EGStPO) erteilten Kompetenzen. Diese sind allerdings dem Verwaltungsverfahren unterstellt;

-
in Strafsachen obliegt das Vergleichsverfahren nicht mehr dem Gemeinderichter, sondern dem Staatsanwalt (Art. 316 StPO);
-
der Staatsanwalt führt die Untersuchung (Art. 308 ff StPO). Das Amt des Untersuchungsrichters wird mit der neuen StPO aufgehoben;
-
das Bezirksgericht und das Kreisgericht beurteilen die Beschwerden und Berufungen nicht mehr. Einzig das Kantonsgericht ist zuständig für die Beurteilung der Beschwerden (ein Richter oder die Strafkammer) und der Berufungen (ein Richter oder ein Gerichtshof) (Art. 12 und 13.E.EGStPO);
-
es wird ein Zwangsmassnahmengericht geschaffen, dass über die Untersuchungs und Sicherungshaft befindet und die weiteren Zwangsmassnahmen anordnet, die in der StPO vergesehen sind (Art. 9 E.EGStPO);
-
das EGStGB/VS ist am 1. Januar 2007 in Kraft getreten. Es führt in seinem Artikel 5 einen Straf- und Massnahmenvollzugsrichter ein, der immer dann zuständig ist, wenn das Bundesrecht die Zuständigkeit des Richters vorbehält für einen Entscheid, der nach dem Inkrafttreten eines Strafurteils zu fällen ist. Gemäss Artikel 6 ff. können nach dem Urteil auch andere Behörden für Strafgerichtssachen zuständig sein.
IV.Im öffentlichen- und Sozialversicherungsrecht

Die Artikel 22 bis 25 erlauben es, Gebühren im Verwaltungsrecht und Sozialversicherungsrecht vorzuschreiben. Sie übernehmen die diesbezüglichen Bestimmungen des GTar. Da die im öffentlichen Recht keine Verfahrensvereinheitlichung vorgenommen wurde, bleiben diese praktisch identisch.

d/ 4. Kapitel : Parteientschädigung
Gemäss Artikel 93 Absatz 3 E.ZPO umfasst die Parteientschädigung den Ersatz der notwendigen Auslagen (Reisespesen, Versandkosten, Kopien, Fernmeldedienstleistungen), die Kosten einer berufsmässigen Vertretung (Honorar und Kosten
) und in begründeten Fällen, eine angemessene Umtriebsentschädigung, wenn eine Partei nicht berufsmässig vertreten ist. Im Schlichtungsverfahren werden keine Parteientschädigungen zugesprochen (Art. 111 Abs. 1 E.ZPO). Vorbehalten bleibt die Entschädigung eines unentgeltlichen Rechtsbeistandes durch den Kanton. Gemäss dem E.ZPO bleiben die Kantone für die Festsetzung der Tarife des Rechtsbeistandes zuständig
.

Aus der Botschaft zur StPO geht hervor, dass es sich in Strafverfahren gleich verhält
. Die Parteientschädigung für den amtlichen Verteidiger und die die unentgeltliche Verbeiständung sind in Artikel 429 Absatz 1 Buchstabe a StPO vorgesehen. Es handelt sich um eine Entschädigung für die Auslagen, die sich aus einer vernünftigen Ausübung der Verfahrensrechte des Beschuldigten ergeben, wenn dieser ganz oder teilweise freigesprochen wurde, oder wenn das Verfahren ganz oder teilweise eingestellt wurde (Einstellungsverfügung). Es handelt sich somit hauptsächlich um die Kosten der Verteidigung
. 
Über die Parteientschädigung hinaus kann der beschuldigten Person eine Entschädigung für wirtschlaftliche Einbussen und eine Genugtuung für besonders schwere Verletzungen ihrer persönlichen Verhältnisse zugesprochen werden (Art. 429 Abs. 1 Bst. b und c StPO). Diese Entschädigung oder Genugtuung ist in den Artikeln 429 ff. StPO geregelt. Die Entschädigung der Privatklägerschaft ist in Artikel 433 StPO erwähnt. Die Privatklägerschaft hat ihre Entschädigungsforderung bei der Strafbehörde zu beantragen, zu beziffern und zu belegen, ansonsten diese auf den Antrag nicht eintritt. (Art. 433 Abs. 2 StPO).

Die Artikel 26 bis 28 E.GTar enthalten gewisse Allgemeinheiten betreffend den Entschädigungen. Diese richten sich nach den Artikeln 26 bis 28 GTar und dem Reglement über die Entschädigungen vor BG.
Artikel 26 führt das Kapitel der Entschädigungen ein, indem er die Ermessenskriterien für das Honorar des Rechtsbeistandes festsetzt. Diese entsprechen praktisch jenen, die in Artikel 3 Absatz 1 des BG/Entschädigungen erwähnt sind. Das Walliser Recht trägt aber zudem der finanziellen Lage der Partei Rechnung. Der Absatz 3 übernimmt ausserdem den Artikel 3 Absatz 3 des genannten Reglements.

Artikel 27 nimmt um den Streitwert zu bestimmen Bezug auf die Bestimmungen des E.ZPO. Er präzisiert, dass der Streitwert in der Regel durch das Zusammenzählen der Beträge der Klage- und der Widerklagebegehren (Art. 92 E.ZPO) festgesetzt wird, was nicht im Widerspruch zu den Regeln des E.ZPO steht und dem Artikel 3 Absatz 2 zweiter Satz des Reglements über die Entschädigungen vor BG entspricht. In diesem Sinn weicht er vom GTar ab, der bedingungslos die Zusammenzählung der Beträge der Klagen vorsieht. Absatz 2 entspricht dem Artikel 3 Absatz 2 dritter Satz des Reglements über die Entschädigungen vor BG. Dieser erlaubt der Behörde, die Entschädigungen festzusetzen, wenn eine Partei eine offensichtlich übersetzte Forderung geltend gemacht hat.
Artikel 28 übernimmt im Wesentlichen den Artikel 28 GTar und den Artikel 8 des Reglements über die Entschädigungen vor BG. In seinem Absatz 1 erteilt er der zuständigen Behörde die Möglichkeit, für die Fälle, die eine aussergewöhnliche Arbeit beanspruchten, über die Ansätze des Tarifs hinauszugehen. Er fügt indessen im Gegensatz zu Artikel 28 GTar beispielsweise eine ausdrückliche Empfehlung für die aussergewöhnliche Arbeit, wie die Ausführung des Mandates ausserhalb der Arbeitsstunden, hinzu. Er spielt auf die Arbeit des Rechtsbeistandes der ersten Stunde im Strafverfahren an. Tatsächlich statuiert die StPO das Recht des Beschuldigten, bereits bei der ersten Einvernahme durch die Polizei einen Verteidiger zu rufen. Dies kann selbstverständlich ausserhalb der ordentlichen Zeiten geschehen
. Zu diesem Zeitpunkt ist aber ungewiss, ob ein Verteidiger von Amtes wegen von der Verfahrensleitung bestellt wurde. Es ist daher angezeigt, diesen Besonderheiten Rechnung zu tragen und eine Möglichkeit vorzusehen, die eine Erhöhung des Honorars des Rechtsbeistandes erlaubt, der unter diesen Umständen zu arbeiten hat.
*
Artikel 29 – unentgeltliche Rechtspflege
Der Artikel 29 handelt von der Entlöhnung des amtlichen Rechtsbeistandes. Die speziellen Regeln bezüglich der unentgeltlichen Rechtspflege finden sich in den Artikeln 132 bis 135 StPO, soweit es sich um die amtliche Verteidigung des Beschuldigten handelt und in den Artikeln 136 bis 138 StPO, soweit es um die unentgeltliche Rechtspflege der Privatklägerschaft geht. Weitere diesbezügliche Bestimmungen finden sich in den Artikeln 115 ff. E.ZPO.
Aus der Botschaft zum E.ZPO geht hervor, dass es den Kantonen überlassen wird, die angemessene Entschädigung des amtlichen Rechtsbeistandes festzusetzen
. Gemäss der Botschaft zum E.StPO wird die Entschädigung des amtlichen Verteidigers (und des unentgeltlichen Rechtsbeistandes der klagenden Partei gemäss Art. 138 StPO) nach dem am Prozessort (Art. 135 Abs. 1 StPO) anwendbaren Tarif bestimmt. Gestützt auf diese Situation ist es somit Sache des Kantons Wallis, die Entschädigung des amtlichen Rechtsbeistandes vorzusehen.

Gemäss der jüngsten Rechtsprechung des Bundesgerichts
 muss der dem amtlichen Rechtsbeistand gewährte Stundentarif nicht nur erlauben, die eigenen Kosten zu decken, sondern auch einen bescheidenen Gewinn (und nicht nur einen symbolischen) zu erzielen. Das Bundesgericht geht in Form einer Grundregel von einem mittleren Honorartarif von 180 Franken pro Stunde aus. Kantonale Unterschiede können indessen eine Abweichung nach oben oder unten
 rechtfertigen. Artikel 29 Absatz 1 GTar sieht ein Stundenhonorar von 60% des Globalhonorars vor, ausgehend von einer Grundlage von 250 Franken pro Arbeitsstunde eines Rechtsbeistandes. Dieser Ansatz stellt auch die Grundlage für die verschiedenen Tarifpositionen dar
. Dieser Ansatz ist folglich nicht mehr verfassungsmässig. Um sich an die Rechtsprechung des Bundesgerichts anzupassen, ist es angezeigt, einen Stundetarif von 70% des Globalhonorars festzusetzen; dies sollte eine angemessene Entschädigung des amtlichen Rechtsbeistandes erlauben.

In Zivilsachen darf der amtliche Rechtsbeistand vom Verbeiständeten nicht die Differenz zwischen dem vollen Tarif und der reduzierten Entschädigung für den Fall des unentgeltlichen Rechtsbeistandes verlangen. Ebenso ist eine diesbezügliche Vereinbarung (Bezahlung des Differenzbetrages durch den Verbeiständeten) nicht erlaubt. Im Gegensatz hierzu sieht das Verfahren in Strafsachen vor, dass die zur Bezahlung der Verfahrenskosten verurteilte Person der Verteidigung die Differenz zwischen der amtlichen Entschädigung und dem vollen Honorar zu erstatten hat (Art. 135 Abs. 4 Bst b StPO). Letzteres widerspricht dem Artikel 29 Absatz 2 GTar, der vorsieht, dass der amtliche Rechtsbeistand vom Verbeiständeten nicht die Bezahlung der mit dem Fall verbundenen Kosten und Honorare, für welchen der unentgeltliche Rechtsbeistand gewährt wurde, verlangen kann. Diese Fragen berühren indessen nicht den Betrag des Honorars des amtlichen Rechtsbeistandes. Dies ist im GTar geregelt. Sie beziehen sich einzig auf die Entschädigung oder die Rückzahlung. Diese sind in den Prozessordnungen geregelt. In Strafsachen in Artikel 135 StPO und in Zivilsachen indirekt in den Artikeln 120 und 121 E.ZPO, welche die Rückzahlung nur an das Gemeinwesen vorsehen. In verwaltungsrechtlichen Sachen ist dies im VGAR geregelt. Der Absatz 2 verweist folgerichtig darauf.

*
Artikel 30 bis 34 - Honorare des Rechtsbeistandes in Zivilsachen
Die Bestimmungen dieses Abschnittes setzen die Honorare des Rechtsberaters in Zivilsachen fest. Sie werden von den Artikeln 31 bis 35 GTar inspiriert, wobei nachfolgenden Regeln aus dem E.ZPO, E.EGZPO, E.EGZGB und E.ROG (siehe ebenfalls den Kommentar zu Art. 14 E.GTar) Rechnung getragen wird:

Artikel 30 GTar:

-
Gemäss Artikel 111 E.ZPO werden im Schlichtungsverfahren keine Parteientschädigungen zugesprochen;
-
Der Gemeinderichter ist zuständig, Urteilsvorschläge zu unterbreiten und Entscheide zu fällen, sofern der Streitwert nicht 2'000 Franken übersteigt;
-
Die Nichtigkeitsklage beim Bezirksgericht gegen die Entscheide des Gemeinderichters existiert nicht mehr. Wenn der Gemeinderichter auf der Grundlage des Artikels 209 E.ZPO einen Entscheid fällt, steht gemäss Artikel 316 ff. einzig die Beschwerde an das Kantonsgericht offen
.

In Artikel 31 E.GTar sind einzig die ordentlichen, vereinfachten und summarischen Verfahren (summarisches, spezialsummarisches Verfahren und für vorsorgliche Massnahmen) im E.ZPO vorgesehen.

Artikel 32 E.GTar: Der E.ZPO findet ebenfalls Anwendung auf die gerichtlichen SchKG-Angelegenheiten, ob der Rechtsstreit ziviler oder schuldbetreibungsrechtlicher Natur ist, ob es sich um ein ordentliches (zum Beispiel die Aberkennungsklage) oder ein summarisches Verfahren (Rechtsöffnung, Arrest) handelt (Art. 1 Bst. c E.ZPO)
. Die Entscheide der Vollzugsorgane sowie die Klage an die Aufsichtsbehörde unterstehen nicht der ZPO, sondern dem speziellen Verwaltungsverfahren. Der Entwurf zur Vereinheitlichung der Zivilverfahren wird deshalb zu zahlreichen Aufhebungen und Änderungen der Bestimmungen des SchKG führen, welche in diesem Gesetz
 vorgesehen sind.
Das SchKG bezeichnet den Bundesrat für die Festsetzung der Gebührentarife betreffend dieSchuldbetreibung, den Konkurs und den Nachlass (Art. 16 Abs. 1 SchKG) mit Ausnahme der « Gerichtskosten » im ordentlichen Zivilverfahren und im vereinfachten Verfahren, die in die Zuständigkeit der Kantone fallen (Art. 50 GebV SchKG). Der Tarif für die Parteientschädigungen in gerichtlichen SchKG-Angelegenheiten liegt somit in der Kompetenz der Kantone (Art. 93, 94 E.ZPO).
Artikel 32 E.GTar betrifft die materiellrechtlichen Streitfälle und die materiellrechtlichen Streitigkeiten, die lediglich Wirkungen auf das laufende Zwangsvollsteckungsverfahren haben, welches dem vereinfachten oder ordentlichen Verfahren unterliegt, sowie die summarischen Verfahren im SchKG, die in Artikel 247 E.ZPO aufgezählt sind (Art. 25 Abs. 2 SchKG wird durch den E.ZPO aufgehoben).

Artikel 62 Absatz 1 GebV SchKG präzisiert auch, dass in den betreibungsrechtlichen Summarsachen (Art. 25 Ziff. 2 SchKG) der Richter der obsiegenden Partei auf Verlangen auf Kosten der unterliegenden Partei eine angemessene Entschädigung zusprechen kann, deren Höhe im Entscheid festzusetzen ist. 

Artikel 34 E.GTar:

-
künftig gibt es keine Nichtigkeitsbeschwerde in Schiedsgerichtssachen mehr, jedoch die Möglichkeit einer Beschwerde beim Kantonsgericht (Art. 351 ff E.ZPO);

-
der E.ZPO sieht folgende Rechtsmittel vor: die Beschwerde, die Berufung, die Revision, die Erläuterung und die Berichtigung;

-
der E.ZGB und der E.EGZGB sehen folgende Rechtsmittel vor, die sowohl für den Erwachsenen- als auch den Kindesschutz sinngemäss anwendbar sind: Beschwerde und Berufung an die Schutzbehörde (Art. 114 Abs. 1 E.EGZGB), Beschwerde an das Kantonsgericht gegen die Entscheide der Schutzbehörde (Art. 114 Abs. 2 E.EGZGB).
*
Artikel 35 - Honorar des Rechtsbeistandes in Strafsachen
Der Artikel 35 E.GTar setzt die Honorare des Rechtsbeistandes in Strafsachen in Beachtung der Änderungen der StPO, des E.ROG und des E.EGStPO fest. Er übernimmt im Wesentlichen den Art. 36 GTar, indem er den oben erwähnten Änderungen (vgl. Kommentar zu den Artikeln 19 ff. E.GTar) Rechnung trägt.

*
Artikel 36 bis 39 - Honorar des Rechtsbeistandes im Bereich des öffentlichen Rechts und im Sozialversicherungsrecht
Die Artikel 37 bis 40 GTar wurden im Wesentlichen im E.GTar übernommen, da das Verwaltungsverfahren nicht geändert wurde.

Der Artikel 39 E.GTar verweist auf den Artikel 31, wenn es darum geht, die Honorare des Rechtsberaters in den auf Artikel 52 AHVG und 52 BVG (Verantwortlichkeitsklage) begründeten Verfahren festzusetzen. Obwohl in den letztgenannten Fällen eine Parteientschädigung zugesprochen werden kann, bewirkt dies nicht die Erhebung von Gerichtsgebühren und Verfahrenskosten. Es handelt sich um sogenannte kostenlose Verfahren, sofern die Partei nicht mutwillig und leichtfertig Prozess führt. In diesen Fällen können der Partei Kosten auferlegt werden.

e/ 5. Kapitel - Verschiedene Bestimmungen, Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 40 E.GTar behandelt die Inkassomodalitäten und ist sozusagen mit dem Artikel 41 GTar identisch. Er wurde an die StPO und den E.ZPO angepasst. Absatz 2 trägt Artikel 99 E.ZPO und Artikel 383 StPO Rechnung, welche die gerichtliche Festsetzung einer Frist für die Überweisung der Vorschüsse und der Sicherheitsleistungen Rechnung trägt. Dies unter Stafandrohung der Unzuständigkeit der Klage, des Gesuchs oder der Beschwerde (beim ersten Säumnis im Strafrecht und beim zweiten Säumnis im Zivilverfahren) im Falle der Nichtbeachtung der Frist. 

Die Artikel 41 und 42 E.GTar übernehmen die Artikel 43 und 44 GTar. Sie erfordern keinen besonderen Kommentar soweit sie die Stempelgebühren und die Anpassung an die Veränderung der Kaufkraft betreffen.
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� Die Vereinheitlichung des sachlichen Zivil- und Strafrechts ist nicht ganzheitlich, denn das Bundesrecht sieht in diesen Bereichen einige kantonale normative Kompetenzen vor.


� BBl 1999 S. 8633


� BBl 1997 S. 495 à 530


� Zur Erinnerung der wichtigsten Revisionen, BSGR Mai 2006 S. 258


� 	BSGR Mai 2006 S. 256ff und November 2006 S. 729ff, 775ff


� 	BBl 2006 S. 1085ff


� 	BBl 2006 S. 7221ff


� 	BBl 2006 S. 7001ff





� Mit Staatsratsentscheid vom 5. April 2000 wurde die ausserparlamentarische Kommission ernannt. Sie wird präsidiert von Herrn M. Jérôme Emonet, Kantonsrichter, und bestehend aus Herrn Erwin. Leiggener, Kantonsrichter; Herrn Emil Knubel, Bezirksrichter; Herrn Yves Tabin Bezirksrichter; Herrn Pierre Gapany, Bezirksrichter; Herrn Roland Fux, Anwalt; Herrn Marcel-Henri Gard, Anwald; Herrn Michel Perrin, Chef des Verwaltungs- und Rechtsdienstes der Institutionen.





� 	Das detaillierte Pflichtenheft der Schutzbehörde kann konsultiert werden unter � HYPERLINK "http://www.vs.ch" ��www.vs.ch� / Informationen für die Medien / Veröffentlichungen / Kantonale Vernehmlassungen / Vereinheitlichung der Zivil- und Strafprozessverfahren – Neues Kindes- und Erwachsenenschutzrecht – Kantonale Einführungsgesetzgebung.





� Beschluss des Staatsrates vom 7. Dezember 2005 über die Ernennung der Mitglieder der kantonalen Vormundschaftskommission: Herr Michel Perrin, Chef Verwaltungs- und Rechtsdienst Institutionen, Präsident; Herr Jean-Luc Addor, Grossrat; Frau Isabelle Boson, Bezirksrichterin; Herr Thomas Brunner, Grossrat; Herr Josef Bumann, Präfekt; Herr Jean-Dominique Cipolla, Vormundschaftsinspektor Unterwallis; Frau  Francine Cutruzzola, Grossrätin; Herr Christian Favre, Grossrat; Herr Erno Grand, Grossrat; Herr Paul Mottier, Amtsvormund der Stadt Monthey; Herr Walter Schnyder, Chef Jugendamt. 





� 	Beschluss des Staatsrates vom 31. Januar 2007 über die Bildung einer ausserparlementarischen Kommission unter dem Vorsitz von Herrn Jérôme Emonet, Kantonsrichter, bestehend aus den Herren Jean-Pierre Gross, Generalstaatsanwalt; Jo Pitteloud, Kantonaler Untersuchungsrichter; Beat Weissen, Bezirksrichter; Christophe Joris, Bezirksrichter; Marcel-Henri Gard, Advokat; Michel Perrin, Vorsteher des Verwalgungs- und Rechtsdienstes der Institutionen





� BBl 2006 S. 1103 ff.


� Die Aufteilung der Bereiche ist im gegenwärtigen Recht geregelt: Organisation GGB, Artikel 15,16; Aufgaben stopp, Arikel 47





� Gemäss Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c E.ROG wird die Strafgerichtsbarkeit insbesondere vom Bezirksgericht ausgeübt. Artikel 7 Absatz 3 E.ROG sieht vor, dass jedes Bezirksgericht mit einem oder mehreren Bezirksrichtern ausgestattet ist.


� Vgl. Bericht zum Vorprojekt der Expertenkommission, Juni 2003 S. 18; vgl. ebenfalls Arnold Marti, Die Vereinheitlichung des Zivil- und Strafprozessrechts, die Revision des Vormundschaftsrechts und das öffentliche Recht in ZBl. 108/2007 S. 247


� BB 2006 S. 6874; Artikel 118 P.EGZGB


� BB 2006 S. 6875


� BB 2006 S. 6936


� BBl 2006 7260


� BBl 2006 7333


� RS 151.1. Gemäss der Botschaft des Bundesrates (BBl 1993 1249) soll das Bundesgesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann „die Durchsetzung des Rechts auf gleichen Lohn gemäss Artikel 4 Absatz 2 der Bundesverfassung erleichtern. Gleichzeitig wird auch der in der Verfassung enthaltene Gesetzgebungsauftrag konkretisiert, generell für die Gleichstellung im Arbeitsbereich zu sorgen.“ (…) „Das Gesetz ist auf alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft und in den öffentlichen Verwaltungen von Bund, Kantonen und Gemeinden anwendbar. Der Gesetzesentwurf sieht ein Verbot jeder Diskriminierung aufgrund des Geschlechts im Erwerbsleben vor; darin eingeschlossen sind auch die Anstellung und die Entlassung. Das Verbot umfasst direkte und indirekte Diskriminierungen.“ (…) „Weiter sieht der Gesetzesentwurf Massnahmen zur besseren Durchsetzung des Rechts auf gleichen Lohn und des Rechts auf Gleichbehandlung im Erwerbsleben vor.“ (…)


� BBl 2006 7333 





� Bernard Corboz, Le droit constitionnel à l’assistance judiciare in SJ 2003 S. 69


� Pierre Gapany, Assistance judiciaire et administrative dans le canton du Valais in ZWR 2000 S. 117 und die zitierten Referenzen


� Gapany , a.a.O. S. 122; Piermarco Zen-Ruffinen, Assistance judiciaire et administrative: les règles minima imposées par l’article 4 de la Constitution fédérale in JT 1989 I S. 35 und die zitierten Referenzen


� Für weitere Details betreffend die in Artikel 4 aBV genannten Minimalgarantien, vgl. Zen-Ruffinen, a.a.O. S. 34 ff. und Corboz, a.a.O. S. 67 ff.


� Gapany, a.a.O. S. 121


� BSGR Mai 1994 S. 981 bis 983


� BSGR September 1997 S. 443 ff.


� Gapany, a.a.O. S. 123 f. und die zitierten Referenzen


� nicht veröffentlichter Bundesgerichtsentscheid vom 24. Oktober 2006 in der Sache 5P. 295/2006


� Michel Ducrot, Le droit judiciaire privé valaisan, 2000, S. 190


� Gapany, a.a.O. S. 134 für diesbezüglich genauere Angaben


� BBI 1999 8633


� SR 2006 S. 1059


� Blaise Knapp, La répartition des compétences et la coopération de la Confédération et des cantons, in Thürer/Aubert/Müller, Droit constitutionnel suisse, Zürich 2001, N 16


� Knapp, a.a.O. S. 464 N 44


� Jean-François Aubert, in Aubert/Mahon, Petit commentaire de la Constitution fédérale de la Confédération suisse vom 18. April 1999, Zürich/Basel/Genf, n. 3 zum Artikel 122 BV, S.978


� BBI 1997 596 f.


� BBI 2006 1127


� BBI 2006 1127


� Nicolas Jeandin, Conclusion générale in Unification de la procédure civile: présentation et critique de l’avant-projet de la loi fédérale de procédure civile suisse; Tagung zu Ehren von Professor François Perret, Genf 2004, S. 175


� BBI 2006 1103


� BBI 2006 1179 ff.


� BBI 2006 7301


� ZBl 2007 S. 267; Artikel 18a Absatz 4, 28 VVRG


� ZBl 2007 S. 268


� ZBl 2007 S. 271


� BBI 2006 7439


� BBI 2005 1176


� BGE 122 I 203


� Offizielles Bulletin des Staatsrates vom 14. Juni 2007, Intervention von Pierre Bonhôte zu Artikel 116 ZPO


� BBI 2006 7302


� BGE 121 I 321


� Benoît Bovay, Procédure administrative, Bern 2000, S. 240


� BGE 1221 I 204


� Corboz, a.a.O. S. 74


� BSGR verlängerte Novembersession 1988 S. 116


� ZWR 2002, S. 160


� Gapany, a.a.O. S. 160


� BBI 2006 7302


� Gapany, a.a.O. S. 145


� ZWR 2002, S. 212


� Entscheid vom 6. Mai 1982 der Kommission betreffend die Zulässigkeit des Gesuches 9365/81 X. gegen Deutsche Bundesrepublik, S. 232 ff.


� BGE 122 I 5, 122 I 203


� JAAC 64.28 E. 2a


� BBI 2006 7304


� Nicht veröffentlichter Entscheid des Bundesgerichts vom 23. Januar 202 i.S. IP. 670/2001; BGE 122 I 203


� Benoît Bovay, a.a.O. S. 240


� BBI 2006 1181


� BBI 2006 7305


� BBI 2006 7304


� BGE 126 I 194


� Gérard Piquerez, Traité de procédure pénal suisse, Genève/Zürich/Bâle. 1. Aufl., n. 1135 S. 715


� Benoît Bovay, Procédure administrative, Bern 2000, S. 453; Fabienne Hohl, Procédure civile, tome II, Berne 2002, N 1045, S. 100


� BGE 124 I 241 in JT 2000 I 130 E. 4a


� BGE 106 Ia 249, E. 3a


� André Grisel, Traité de droit administratif, Neuenburg 1984, Vol. II, S. 611; Pierre Moor, Droit administratif, Bern 1992, Vol. III, S. 368


� BGE 120 Ia 171 E. 2a


� BGE 106 Ia 241 E. 3b und 249 E. 3a


� Bovay a.a.O. S. 461; Hohl, a.a.O. N 1959, S. 103


� BGE 117 II 394 in JT 1992 I 550 E. 3a


� Bovay S. 453; Hohl S. 102 N. 1956


� BSGR Mai 1994 S. 981 bis 983


� BSGR September 1997 S. 339


� Olivier Derivaz, Les frais et dépens, les sûretés et l’assistance judiciaire, S. 3


� vgl. Kommentar zu E.GUR Ziff. 2a und 2b


� BBl 2006 1323 ff.


� BBl 2006 7292 ff.


� vgl. E.EGZGB und Kommentar


� 05.092 Amtliches Bulletin – Ständerat - Intervention von Dick Marti zu Artikel 431 E. StPO


� BBl 2006 1181


� Bericht zum Vorprojekt zur ZPO. S. 51


� vgl. Kommentar zum E.EGZGB Ziff. 4.1


� ZBL 2007, S. 271


� BBl 2006 7519, demgemäss Artikel 16 SchKG vorsieht, dass die GebV SchKG nicht aufgehoben ist


� BBl 2006 7292


� BBl 2006 7292


� BBl 2006 7292


� BBl 2006 1325


� BBl 2006 7333


� BBl 2006 7292


� BBl 2006 7349


� vgl. Kommentar zum E.EGZGB Ziff. 3.3


� BBl 2006 7292


� BBl 2006 7293


� BBl 2006 1180


� BBl 2006 1329


� Kommentar zum EGStPO zum Artikel 22


� BBl 2006 7304


� 2P. 17/2004 Urteil vom 6. Juni 2006, E.. 8, teilweise in BGE 132 I 201


� 2P. 17/2004 Urteil vom 6. Juni 2006, E. 8.7


� BSGR September 1997 S. 71, 421


� 	BBl 2006 7334


� 	BBl 2006 7258


� 	Pierre-Robert Gilliéron, Le projet de Code de procédure civile suisse et l’exécution forcée ayant pour objet une somme d’argent ou des sûretés à fournir, in JT. 2006 II 159 ff.





�Will man damit sagen, dass es ein ständiges Gericht ist, dass ständig geführt wird ? 


Komische Übersetzung. Vielleicht : Es kann permanent angerufen werden


�peut affecter


�Région constitutionnelle


� Vérifier !
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